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Editorial

„Kulturlandschaft Brandenburg“: Brandenburg
definiert sich abgesehen von seinen Naturschön-
heiten ganz wesentlich auch als Kulturland-
schaft. Nicht nur in und um Potsdam, sondern
auch in vielen anderen Landesteilen spielt die
Kultur in vielfältigen Schattierungen eine maß-
gebliche Rolle – ob es sich um Museen, Schlös-
ser und Gärten, um sonstige „Kulturdenkmä-
ler“, oder um Theater, Musikszene oder Film-
wirtschaft handelt. Und die Kommunen spielen
dabei in aller Regel eine entscheidende Rolle,
als Tourismusstandorte oder als kommunale Be-
treiber von Kultureinrichtungen beispielswei-
se. Welche Rolle spielt also Kultur in der Kom-
mune? Dies ist das Schwerpunktthema dieses
KWI-Infos. Wie können kulturelle Dienstlei-
stungen und Angebote von den Kommunen in
der akuten Finanzkrise weiter aufrechterhalten
werden? Welche Wirkungen kann „Kultur“ im
ländlichen Raum als identitäts- und sinnstiftende
Institution spielen, nicht zuletzt mit Blick auf
den stattfindenden Wertewandel, auf  Orientie-
rungsprobleme bei Jugendlichen usw? Wie „po-
sitionieren“ sich Kulturhochburgen wie Pots-
dam in ihrem regionalen Umfeld? Welche neu-
en Wege und Formen des Managements von
Kulturprozessen gibt es? Wie können Kultur-
angebote für die Bürger noch attraktiver und
besser zugänglich gemacht werden? Und wel-
che Rolle spielen neuerdings die Privaten? Dies
sind alles Fragen, die in der derzeitigen Debat-
te in den Städten, Landkreisen und Gemeinden
eine nicht unwichtige Rolle spielen und die teil-
weise im vorliegenden Info-Heft des KWI auf-
gegriffen und behandelt werden.

Das KWI freut sich, dass eine Reihe namhaf-
ter Autoren für den Schwerpunkt dieses Hef-
tes gewonnen werden konnten. Sie finden im
KWI-Info, wie es unserem Arbeitsverständnis
entspricht, zum einen verschiedene eher per-
spektivisch-grundsätzliche und theoretisch an-
gelegte Beiträge, zum anderen aber auch ganz
praktische Fallstudien und Erfahrungsberichte
aus einzelnen Kommunen. Wir hoffen, sehr ver-
ehrte Leserinnen und Leser, dass Ihnen dieser
Mix von Artikeln gefällt und dass Sie für Ihre
Arbeit – in den Kommunalverwaltungen von
Brandenburg wie auch darüber hinaus – einige
nützliche Anregungen beziehen können.

Wie auch in den bisherigen Heften finden Sie
außerdem in diesem Info einige aktuelle Hin-
weise auf die Arbeit des KWI der Universität
Potsdam sowie Hinweise auf  Veranstaltungen
des KWI, zu denen Sie – wie immer – herzlich
willkommen sind. Ganz besonders möchten wir
Sie auf die bevorstehende Fachtagung des In-
stituts am 18. März aufmerksam machen, die sich
diesmal mit dem sehr aktuellen Thema des „E-
Government“ beschäftigen wird (s. Hinweise
auf  S. 38).

Wir freuen uns sehr, wenn wir mit Ihnen wei-
terhin in Kontakt bleiben und mit Ihnen im Hin-
blick auf  Forschungsvorhaben oder Seminar-
veranstaltungen zusammenarbeiten können.

Prof. Dr. Christoph Reichard

Geschäftsführender Direktor des KWI
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I.

Nach einer Wachstums- und Blütezeit in den
70er Jahren ist die Kulturpolitik in den 80er und
90er Jahren in die Defensive geraten. Dafür sind
zum Teil fiskalische Gründe aussschlaggebend.
Immerhin werden die wichtigsten kulturpoliti-
schen Entscheidungen auf kommunaler Ebene
getroffen. Rund 50% der Steuermittel zur För-
derung von Kunst und Kultur werden von den
Städten und Gemeinden ausgegeben. Gerade
dort konkurriert die Kulturpolitik jedoch – als
eine überwiegend freiwillige Aufgabe – mit an-
deren Politikfeldern. In der unmittelbaren Kon-
kurrenz sozialer oder wirtschaftlicher Ziele auf
der einen und kultureller Ziele auf der anderen
Seite haben letztere oft nur zweite Priorität.

Gewichtiger noch als fiskalische Gründe sind
aber inhaltliche Fragen. Die neue Kulturpolitik
der 70er Jahre war außerordentlich erfolgreich.
Sie hat die kulturelle Partizipation in einen Maße
gesteigert, wie es ihre eigenen Protagonisten
wohl selbst nicht erwartet haben. Ablesen lässt
sich dies beispielsweise an der Zahl der Mus-
umsbesuche, der Teilhabe an Maßnahmen der
Erwachsenenbildung oder der Vielzahl der Kul-
tur-Events. Die Leitidee dieser neuen Kultur-
politik war eine soziale. Es sollte auch ein Bei-
trag zum sozialen Frieden und zur Integration
von Minderheiten und Benachteiligten geleistet
werden. Im Laufe der 80er Jahre wurde diese
soziale Legitimationsbasis zunehmend von ei-
ner wirtschaftlichen abgelöst. Das Standort-
argument dominierte. Jetzt geht es darum, eine
neue Phase der Kulturpolitik einzuleiten, die
sich an der kulturellen Prägung der Lebenswelt
orientiert und dementsprechend die kulturelle
Praxis, die Kunst und die ästhetische Erfahrung
in ihrem Eigenwert anerkennt.

Ein Ende der kulturpolitischen Defensive ver-
langt beides: neue Handlungsspielräume und eine

inhaltliche Neubestimmung. Kulturpolitik gestal-
tet. Dies gilt auch für eine Kulturpolitik, die sich
lediglich als Ermöglicherin versteht. Ehrlicher ist
es, diesen Gestaltungsanspruch zusammen mit
seinen inhaltlichen Bestimmungsgründen offen zu
legen. Eine inhaltliche Bestimmung, die nicht von
rasch wechselnden Moden, sondern von Grün-
den geleitet wird, ist wertorientiert. Eine Kultur-
politik, die Gründe anführt, muss von ihrer In-
tention her den partikularen Standpunkt verlas-
sen. Strategische Interessen (ob nun parteipoli-
tisch oder persönlich motiviert) sind für sich ge-
nommen ungeeignet, um gute Gründe zu bestim-
men. Wer genuine Gründe benennt, legt sich auf
Werturteile fest und vertritt diese gegenüber kriti-
schen Einwänden. Diese Einwände werden nicht
dadurch richtig, dass sie Mehrheiten gewinnen,
und sie werden nicht dadurch falsch, dass sie sich
in der politischen Meinungsbildung nicht behaup-
ten. Die Demokratie bietet ein Verfahren der Ent-
scheidungsfindung im Rahmen der Verfassung, der
Gesetze und der Institutionen an, das bei Mei-
nungsverschiedenheiten Handeln erlaubt und den
zivilen Frieden bewahrt. Abstimmungen entschei-
den jedoch keine Wahrheitsfragen.

Eine wertorientierte Kulturpolitik steht im
Spannungsverhältnis von objektivem Begrün-
dungsanspruch auf  der einen und pragmatischer
Entscheidungsfindung auf der anderen Seite.
Ohnen den begleitenden öffentlichen kultur-
politischen Diskurs, ohne einen informierten
und um begründete Urteile bemühten Journa-
lismus und ohne die Bereitschaft der verant-
wortlichen Politikerinnen und Politiker, sich auf
das Sachargument auch dann einzulassen, wenn
es den persönlichen oder Parteiinteressen zu-
widerläuft, würde dieses Spannungsverhältnis
unerträglich werden. Ohne das Ethos der Be-
gründung und des Respekts zerbricht das nor-
mative Fundament einer demokratischen und zi-
vilen Kulturgesellschaft.

Perspektiven kommunaler Kulturpolitik

Schwerpunkt:
Kommunen und Kultur

Julian Nida-Rümelin
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II.

Kulturpolitik schafft die Strukturen, innerhalb
derer Kooperationen ermöglicht und stabilisiert
werden. Diese müssen vereinbar sein mit un-
terschiedlichen Wertorientierungen und den sie
repräsentierenden Lebensformen. Daraus ergibt
sich die Aufgabe einer kulturverträglichen Stadt-
entwicklung.

In diesem Verständnis ist Kulturpolitik eine
genuine Querschnittsaufgabe, die alle Ressorts
mit ihren jeweiligen Handlungsmöglichkeiten
betrifft. Das Aufgabenfeld des Kulturressorts
selbst lässt sich in drei Bereiche gliedern:

1. kulturelle Infrastruktur,
2. kulturelle Bildung,
3. Kunst.

1. Kulturelle Infrastruktur: Eine Stadt lebt von Or-
ten der Begegnung, der ästhetischen Erfahrung
und der kulturellen Verständigung. Ein Teil die-
ser Orte entsteht ohne politische Intervention.
Andere bedürfen der Moderation oder auch der
dauerhaften finanziellen Förderung. Die kulturel-
le Verfasstheit einer Kommune ist ein öffentli-
ches Gut. Grundsätzlich ist ihre Förderung aus
Steuergeldern dahre legitim. Wo jedoch Orte der
Begegnung aus eigenem Antrieb der Bürgerinnen
und Bürger entstehen und bewahrt werden, kann
sich die Stadt zurückhalten. Erst dann, wenn der
Markt individueller Interessen mit den Ansprü-
chen an die kulturelle Verfasstheit der Stadt kolli-
diert, ist politisches Handeln gefragt. In einer
möglichst engen Bezugnahme auf die Interessen
der Bürgerinnen und Bürger sorgt die kommuna-
le Kulturpolitik für eine kulturverträgliche Stadt-
entwicklung. Die städtischen Maßnahmen sind sub-
sidiär: Sie schließen an schon vorhandene kultu-
relle Aktivitäten der Bürgerschaft an und unter-
stützen diese, sie zu ersetzen diese nicht.

2. Kulturelle Bildung: Ihren Ausgang nimmt die
kulturelle Bildung bei der Vielfalt der Lebens-
formen und den durch sie repräsentierten Wert-
orientierungen. Sie ist auf  kulturelle Verständi-
gung ausgerichtet, die ohne einen Grundbestand
gemeinsamer Erfahrungen, Werte und Überzeu-
gungen nicht möglich ist. Kulturelle Differen-
zen und Konflikte sind Essenz einer urbanen
Kultur. Damit diese jedoch nicht zu Aus-
grenzung und Marginalisierung, schließlich zum
Zerfall der Stadtgemeinschaft führen, müssen
sie in einen normativen Grundkonsens der An-
erkennung, der Anteilnahme und des Respekts

eingebettet werden. Die Auseinandersetzung mit
anderen Kulturen, die Kenntnis der Geschich-
te des eigenen Landes und der eigenen Stadt,
die Offenheit für fremde Sprachen und ihre
Erfahrungshorizonte, die Auseinandersetzung
mit den Künsten und die eigene ästhetische Pra-
xis spielen dabei eine wesentliche Rolle.

3. Kunst: Die urbane Lebenswelt ist durch die
Erfahrung alltäglicher Kommunikation und
Kooperation geprägt. Kunst agiert an den Gren-
zen dieser Lebenswelt. Sie erlaubt Verständi-
gung auch dort, wo die Alltagssprache versagt
und erschließt Erfahrungen, die nur über das
Medium der Kunst zugänglich sind. Die Kunst
ermöglicht eine bestimmte Form von Transzen-
denz – die Überschreitung des begrenzten
Horizontes unserer Lebenswelt. Während dies
für die Kunst aller Zeiten Gültigkeit hat, ist es
ein Spezifikum der Kunst des 20. Jahrhunderts,
dass sie sich weitgehend aus der Lebenswelt
zurückgezogen hat. Sie hat eigene Orte besetzt
wie die des Museums, der Galerie, des Kon-
zertsaals, des Theaters, die sich aus dem lebens-
weltlichen Kontext ablösen und Distanz schaf-
fen. Die Autonomie der Kunst, der Rückzug in
die „Artworld“ ist seit dem Ende des 19. Jahr-
hunderts mit ihrer Marginalisierung in der Le-
benswelt einhergegangen. Die neue Kulturpo-
litik der 70er Jahre hat es erfolgreich unternom-
men, die entstandenen Institutionen der
„Artworld“ für ein breiteres Publikum zu öff-
nen. Jetzt geht es um einen zweiten Schritt: Die
Randposition der Kunst in der Lebenswelt rück-
gängig zu machen, d.h. die zeitgenössische
Kunstentwicklung in die urbane Lebenswelt zu
integrieren, wohl wissend, dass sie es außer-
halb des Schutzraums der „Artworld“ schwer
hat, sich gegen die Konkurrenz von Kommerz
und mobiler Unruhe zu behaupten. Kunst kann
einen wichtigen Beitrag dazu leisten, dass das
Wesentliche der Stadt, ihre urbane Öffentlichkeit,
gewahrt bleibt. Kunst in der Lebenswelt ist keine
Konkurrenz zur Kunst in der „Art-world“. Der
Schutz, die Konzentration und die Distanz, den
die „Artworld“ bietet, bleibt unverzichtbar.

III.

In der kommunalen Kulturpolitik gilt es, drei
Balancen zu wahren:

1. zwischen Repertoire und Innovation,
2. zwischen Sinnlichkeit und Reflexion und
3. zwischen Lebenswelt und „Artworld“.
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1. Die Kulturgeschichte zeigt, dass die Rezep-
tion in vergangenen Jahrhunderten überwiegend
auf  zeitnahe Kunst gerichtet war. Erst im Laufe
des 19. und 20. Jahrhunderts regrediert die Rezep-
tion gegenüber der Produktion. Das Repertoire
dominiert gegenüber der Innovation. Die Wahr-
nehmung der Künste verlagert ihren Schwerpunkt
zu den „Klassikern“. Der Kunstmarkt spiegelt die-
se Regression getreulich wider. Ein Schwerpunkt
der kommunalen Kulturpolitik muss daher darauf
gelegt werden, der Innovation auch dort Raum zu
geben, wo sie sich auf dem Markt der Interessen
nicht behaupten kann. Dies heißt Künstler-
förderung in unterschiedlichen Formen oder Rea-
lisierung von Projekten zeitgenössischer Kunst im
öffentlichen Raum der Stadt. Aber auch die gro-
ßen Institute sind gehalten, ihr Privileg der über-
wiegenden Finanzierung mit Steuermitteln zu nut-
zen, um der zeitgenössischen Kunst mehr Raum
zu geben. Die Kulturentwicklung allein dem Markt
überlassen, hieße, gegenüber der Regression ei-
nerseits und der Banalisierung andererseits das
Feld zu räumen. Das Unbequeme zu fördern ist
notwendig, damit die Entwicklung der Kunst nicht
abreißt. Zur Innovation gehört die Offenheit für
die besonderen ästhetischen Erfahrung der jün-
geren Generationen ebenso wie die Berücksichti-
gung des künstlerischen Potenzials von Frauen.
Überall dort, wo kulturelle Differenzen wahrge-
nommen werden, bildet sich ein besonderes Fer-
ment künstlerischer Sensibilität. Dies gilt für die
griechische Klassik ebenso wie für das 20. Jahr-
hundert. Erst im 20. Jahrhundert aber sind die kul-
turellen Differenzen der Geschlechter für die
Kunst fruchtbar geworden. Das künstlerische
Potenzial von Frauen zu fördern, kommt daher
der Kunst insgesamt zu Gute. Es gehört zu den
zentralen Aufgaben der kulturellen Bildung, die
Sprachen der Kunst zu vermitteln. Viele Men-
schen haben das Bedürfnis, an den Grenzen ihrer
Lebenswelt Zugang zu der spezifischen ästhetischen
Erfahrung der Kunst zu gewinnen. Die Kunst der
Gegenwart spielt dabei eine zentrale Rolle.

2. Das Verhältnis von Sinnlichkeit und Reflexi-
on ist ein anderes, je nach Epoche und Kulturre-
gion: Katholisch geprägte Regionen sind sinnli-
cher, protestantische reflektiver. In der zeitgenös-
sischen Kunst ist der Diskurs zunehmend inte-
graler Bestandteil geworden, was den Zugang zu
ihr erschwert. Auch hier gilt es, eine Balance her-
zustellen. Für eine katholisch geprägte Stadt wie
München zum Beispiel heißt dies, dem öffentli-
chen Diskurs und der reflektiven Auseinander-

setzung mit Kunst einen größeren Stellenwert im
kulturellen Leben der Stadt zu geben.

Ein verstärkter Austausch zwischen Wissen-
schaft und Kunst, die Einbeziehung wissen-
schaftlicher Analytik in den kulturellen Prozess,
dient dieser Balance. Die Wissenschaft ist eben
nicht nur die letzte Phase eines Bildungsweges
oder die Grundlage von Institutionen der For-
schung, sondern auch zentraler Bestandteil der
Kultur. Sie muss stärker in die Öffentlichkeit
treten. Das in den angelsächsischen Ländern
praktizierte Modell der „public science“ weist
die Richtung.Öffentliche Wissenschaft ist eben-
so wie der kulturpolitische Diskurs darauf an-
gewiesen, dass ein anspruchsvoller Wissen-
schafts- und Kulturjournalismus eine Mittler-
funktion übernimmt. Ohne diesen Sickereffekt
von schwer zugänglicher Forschung und Kunst
über die Medien zur Aufmerksamkeit der Vie-
len ist eine gute Balance zwischen Sinnlichkeit
und Reflexion nicht herzustellen.

3. Kunst operiert an den Grenzen der Lebens-
welt, sie ist von dieser abhängig und wirkt doch
mit einer – im Rückblick of erstaunlichen –
Prägekraft auf  die Lebenswelt zurück. Die Kün-
ste sind in der Lage, Sichtweisen zu verändern,
neue Formen der Kommunikation zu initiieren,
Utopien eines anderen Lebens wachzuhalten.
Die Institute der Kunst sind als Schutzraum für
ihre Entfaltung unverzichtbar, hier kann die
notwendige Konzentration sicher gestellt wer-
den. Dem kontemplativen Raum steht der
Aktionsraum der Kunst gegenüber. Ihr per-
formativer Charakter verlangt nach Einmischung
und Interaktion. Die Kunst irritiert nur dort, wo
sie mit lebensweltlichen Erwartungen konfron-
tiert ist. In der Lebenswelt geht die Kunst Ver-
bindungen jenseits eines verbreiteten Autono-
mieverständnisses ein: mit Werbung, mit Event,
mit Pop, mit Politik, mit Technik. Die Kunst wird
zum Ferment einer unruhigen Gesellschaft, sie
entfaltet ihr innovatives Potenzial, sie stellt
Wahrnehmungsweisen und Alltagsgewohnheiten
in Frage, sie animiert und irritiert. Kunstent-
wicklung und Gesellschaftsentwicklung bleiben
aufeinander bezogen in einem komplexen kul-
turellen Prozess. Kulturpolitik muss dem ge-
recht werden mit Gestaltungsanspruch, Wert-
orientierung, Gelassenheit und Urteilskraft.

Staatsminister Prof. Dr. Julian Nida-Rümelin
ist Beauftragter der Bundesregierung für Ange-
legenheiten der Kultur und der Medien.
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Das KWI wiederholt vom 29.- 30. April 2002
ein Fachseminar zum kommunalen Produkt-
haushalt. Es werden Vorgehensweisen mehre-
rer Pilotkommunen vorgestellt. Hauptziel ist die
konkrete Beschreibung besonders erfolgreicher
Wege beim Umbau des traditionellen kameralen
Haushalts zum budgetierten Produkthaushalt im
Zusammenhang mit der Reorganisation von
Verwaltungsaufbau und -abläufen und der Ein-
führung des neuen Steuerungsmodells.

Das Seminar wendet sich an Führungskräfte und
Fachleute aus den Bereichen Haushalts- und
Rechnungswesen, Steuerungsdienst, Organisa-
tion, Controlling, Rechnungsprüfung und
Kommunalaufsicht. Im einzelnen werden fol-
gende Themen behandelt:
· Ressourcen – Produkte – Wirkungen:

Was soll moderne Haushaltsplanung leisten?
· Von der Verwaltungsreform zum neuen

Haushalt:
Reformbausteine – Zusammenhänge – Betei-
ligte – Empfehlungen zur Prozessorganisation

· Organische Haushaltsgliederung:
Anpassung der Haushaltsgliederung an die
Verwaltungsorganisation – Neue Software und
Rückwirkungen auf  Verwaltungsorganisation
und Budgetstruktur – Verhältnis zwischen or-
ganisch gegliedertem Haushalt und Gliede-
rung nach der GemHVO

· Produkte und Haushalt:
Aufnahme von Produktinformationen in den
Haushalt – Typische Produktinformationen/
Musterseite Produkthaushalt – Die Rolle der
Produktkataloge – Auswirkungen auf die Glie-
derung

Fachseminar
Der Produkthaushalt:

Kern der neuen Ressourcen- und Produktsteuerung
29.-30. April 2002 in Potsdam

· Behandlung von Service-Produkten und
Overheads im Haushalt:
Gemeinkosten-Budgets – Systematik der
Leistungsverrechnung

· Das Aufstellungsverfahren für den
Produkthaushalt:
Vom Eckwertebeschluss bis zur Bericht-
erstattung in den Fachausschüssen

· Von der Produktinformation zur Leistungs-
vereinbarung:
Politik und Produkte – Priorisierungsverfah-
ren – Produkte als Grundlage für Zielverein-
barungen

· Haushalt und strategische Planung:
Produktszenarien für die Langfristplanung

Referenten und Diskussionspartner sind:
· Edmund Fischer

Leiter des Programmbereichs Finanzma-
nagement und stv. Vorstand der KGSt

· Horst Hüsemann
stv. Leiter des Zentralen Steuerungsdienstes
des Landkreises Osnabrück

· Volker Lindner
Stadtbaurat der Stadt Herten

· Prof. Dr Christoph Reichard
Universität Potsdam, Lehrstuhl für Public
Management, Gf. Direktor des KWI

· Ernst Schneider
Stadtdirektor und Stadtkämmerer der Stadt
Solingen

Die Seminargebühr beträgt Euro 280,-.
Die Teilnehmerzahl ist auf  40 begrenzt.
Seminarleitung: Stk a.D. Dr. Hansjürgen Bals

Tagungsort:
Kongresszentrum des Ostdeutschen Sparkassen- und Giroverbandes in Potsdam

Information und Anmeldung:
Kommunalwissenschaftliches Institut

der Universität Potsdam, Am Park 14, 14482 Potsdam
Tel.: 0331 - 977 4534 (Sekretariat: Information und Anmeldung)

Tel.: 0331 - 977 4539 (Dr. H. Bals: Auskünfte zum Inhalt)
Fax: 0331 - 977 4531

e-mail: kwi@rz.uni-potsdam.de
www.uni-potsdam.de/u/kwi/index.htm
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Kulturentwicklungsplanung ist für die Kommu-
nen der neuen Bundesländern zweifellos ein
heftig diskutiertes Thema: Seien es die „Kultur-
räume“ des Landes Sachsen, mit denen nach
dem Modell des Zweckverbandes die finanzi-
ellen Belastungen aus Kultureinrichtungen von
einzelnen Kommunen auf Regionen, zumindest
auf Stadt und Umland oder mehrere Städte in
einer Region verteilt werden, sei es das Pro-
gramm „Kulturentwicklungsplanung – KEP –
im Land Brandenburg“, in dem in einer Koope-
ration von Land Brandenburg, Kommunen und
Landkreisen mit Unterstützung der FH Pots-
dam  „Kulturarbeiter“ weitergebildet  wurden,
sei es das Kulturkonzept des Landes Sachsen-
Anhalt, das durch Landtagsbeschluss von der
Landesregierung Sachsen-Anhalt Bestand und
Weiterentwicklung der Kultureinrichtungen ver-
folgt1. Die Gründe für diese Aktualität sind
leicht zu erkennen. Die zentrale Kultur-
verwaltung der DDR hatte nicht nur in den grö-
ßeren, sondern auch in Mittel- und Kleinstäd-
ten aufwendige Kultureinrichtungen finanziert,
die nach der Wende, bei einer Umstellung auf
kommunale Verantwortung und Trägerschaft die
Städte häufig überforderten. Von Frankfurt/O.
(Kleist-Theater) bis Leipzig (diverse Einrichtun-
gen der Soziokultur) werden Einrichtungen –
wenn auch nicht völlig ohne Kompensation –
geschlossen, oder – nach Auffassung der Be-
treiber – existenzbedrohenden Kürzungen aus-
gesetzt, um die chronisch knappen kommuna-
len Haushalte zu entlasten. Angesichts dieser
Bedingungen kann es nicht überraschen, dass
nach dem Staat als Träger auch kommunaler Kul-
tureinrichtungen gerufen wurde. Eine Hoff-
nung, die die Etablierung eines Staatsministers
für Kultur bei der Bundesregierung zu nähren
schien, unberechtigter Weise, wie manchem von
Beginn an klar war, da sich die Bundesregie-
rung ohne staatliche Kulturhoheit auf  Bundes-
ebene nicht über die Bundesländer hinwegset-
zen und direkt auf kommunaler Ebene tätig
werden kann. Zum anderen aber wurde ein Be-
darf  an Begründungen für die Kultureinrich-
tungen laut, den es in dieser Weise in der DDR

Kulturentwicklungsplanung in den
Kommunen der neuen Bundesländer

Albrecht Göschel

nicht gegeben hatte, da bis zur Wende Kultur
eindeutig als „Erziehung“ begriffen und daher
im „demokratischen Zentralismus“ auf staatli-
cher Ebene angesiedelt werden konnte. Dar-
über hinaus bedeutete eben diese „Erziehung“
im sozialistischen Staat der DDR, sei es zum
„sozialistischen Menschenbild, sei es zur „all-
seits entwickelten Persönlichkeit“, dass Kultur
auf  staatlicher Ebene zumindest mit Wohlwol-
len, wenn nicht sogar mit hoher Priorität be-
handelt wurde, so dass die Mittel relativ reich-
lich flossen. Förder- und Finanzierungs-
begründungen von Seiten der Kommunen er-
übrigten sich damit. Das änderte sich mit der
Wende grundsätzlich. „Kultur“ ist freiwillige
Aufgabe der Kommunen, muss und kann also
von ihnen nach Vermögen und politischem Wil-
len auf lokaler Ebene finanziert und gefördert,
muss damit aber vor allem ständig begründet
werden, vor allem im jeweiligen eigenen Stadt-
rat und vor der eigenen Bevölkerung, im Zwei-
felsfall aber auch vor der Landesregierung, der
eine Aufsichtsfunktion über die Kommunalfi-
nanzen obliegt.

In dieser Situation konnte es nicht überra-
schen, dass auch die Kommunen der neuen
Bundesländer auf  eine Begründungsfigur ver-
fielen, die bereits in den 80er Jahren in der Bun-
desrepublik Deutschland sehr in Mode gekom-
men war und sich großer Beliebtheit bei allen
Kommunalpolitikern erfreute, da in diesen Jah-
ren, wenn auch auf vergleichsweise noch ho-
hem Niveau, die Dauerkrise der Kommunalfi-
nanzen einsetzte. Diese Begründungsfigur hieß
„Kultur als Standortfaktor“. Kultureinrichtun-
gen wurden als „weiche Standortfaktoren“ ver-
standen und sollten in diesem Sinne mindesten
drei Funktionen erfüllen: Sie sollten zum er-
sten Tourismus anziehen, sei es als Tages-, als
Wochenend- oder Ferientourismus. Sie sollten
zweitens als Faktoren von Lebensqualität die
Ansiedlung von Industrie und Gewerbe aller
Art anregen oder doch zumindest die Abwan-
derung bereits ansässiger Betriebe verhindern
helfen. Und sie sollten drittens ein kulturelles



³10

Klima geistiger Kreativität und Offenheit erzeu-
gen, also eine Art Qualifizierung der lokalen Be-
völkerung, die ihrerseits wiederum als weicher
Standortfaktor für die Ansiedlung von Arbeits-
plätzen wirken müsste.

So sicher wir uns sind, dass „Kultur“ eine
erhebliche Rolle für Tourismus spielt, und zwar
in allen dessen Formen, und so sehr Kulturein-
richtungen auf  ein intellektuelles, kreatives Kli-
ma ausstrahlen können, so sehr muss man aber
auch die Hoffnungen auf diese Wirkungen
dämpfen. Bereits Mitte der 90er Jahre wurde von
einer Autorengruppe des Deutschen Instituts
für Urbanistik demonstriert, dass Kultur als wei-
cher Standortfaktor und überhaupt die weichen
Standortfaktoren insgesamt erheblich über-
schätzt werden2. Allerdings verfolgte diese Un-
tersuchung streng eine bestimmte Perspektive,
die der Standortentscheidungen von Betrieben.
Das Ergebnis ist, dass einerseits die harten Stand-
ortfaktoren nach wie vor dominieren und dass von
den so genannten weichen Faktoren vor allem die
Kooperation zwischen Politik und Verwaltung auf
der einen Seite und privatem Investor auf der
anderen Seite bestimmend ist, während alle ande-
ren dahinter deutlich zurück treten.

Zweifellos sind Ergebnisse dieser Art in ei-
ner Art Normal- oder Durchschnittssituation zu-
treffend, gelten aber nur bedingt für Sonder-
situationen. In einer Kulturmetropole wie z.B.
Leipzig dürfte eine Einschränkung oder gar
Schließung der großen, überregional und inter-
national bekannten Kultureinrichtungen, also der
Oper, des Theaters oder gar des Gewandhaus-
orchesters einem kommunalpolitischen Selbst-
mord gleichkommen, während die Schließung
des Kleisttheaters in Frankfurt/Oder ökono-
misch folgenlos blieb. Gar keine Aussagen macht
die genannten Studie des Difu zum Tourismus,
und hier hat Kultur zweifellos einen hohen Stel-
lenwert, aber möglicherweise einen sehr ambi-
valenten. Für den Touristen von Interesse sind
nicht die kleinteiligen kulturellen Infrastruktu-
ren, die die Basis des kulturellen Lebens einer
Stadt ausmachen, wie z.B. Musikschulen, Stadt-
bibliotheken, Volkshochschulen oder so genann-
ten soziokulturelle Einrichtungen, sondern
„Events“, sei es in Form von herausragenden
Einzelereignissen wie Festspielen, sei es als
besondere kulturelle Monumente und Sehens-
würdigkeiten, z.B. besondere Kirchen, Klöster,
Schlossanlagen, Parks usw. Dies sind die An-
ziehungspunkte für Tourismus. Ob sie aber ei-

nen entsprechenden Wert im täglichen Leben
der Einwohner darstellen, sei hier dahin gestellt.
Besonders den baulichen Monumenten und hi-
storischen Zeugnissen mag ein hoher symboli-
scher oder Identifikationswert auch für die an-
sässige Bevölkerung zukommen. Kurze Fest-
spiele aber gehen in der Regel an der einheimi-
schen Bevölkerung eher vorbei und leisten
nicht all zu viel für eine permanente kulturelle
Bereicherung einer Stadt oder einer Region. Vor
allem aber, und das ist für eine ansässige Be-
völkerung durchaus nicht so sehr erstrebens-
wert und von Kommunalpolitikern daher nicht
mit Begeisterung gesehen, verlangt eine solche
Orientierung am Tourismus eine klare, scharfe
und zugespitzte Profilierung in einem bestimm-
ten Sektor, mit einem Bauwerk oder einem be-
stimmten Ensemble oder Stil. Wer wegen Tu-
cholsky, des Schlosses und der Seen nach
Rheinsberg kommt, interessiert sich nicht im
geringsten für die dortigen lokalen Kulturein-
richtungen, und ob der Tourismus so viel ab-
wirft, dass aus den „Gewinnen“ auch die touri-
stisch bedeutungslosen, anderen Einrichtungen
gefördert werden können, erscheint eher zwei-
felhaft. Für eine Orientierung am Tourismus
muss also eine konkurrenzfähige „Identität“ ei-
ner Stadt oder Region, eine Besonderheit, eine
kulinarisch zu goutierende Spezialität, im Zwei-
felsfall eine „kulturelle Nische“ gefunden wer-
den, die noch von niemandem sonst angeboten
wird und besetzt ist; und sie muss sich in einem
übervollen Markt, in dem vor allem und zu erst
einmal um die Aufmerksamkeit von Konsumen-
ten gerungen wird, behaupten und durchsetzen
können, und zwar nach Möglichkeit auf  Dauer.
Niemals wird es die „Kultur“ alleine sein kön-
nen, die zum Anziehungspunkt wird. Immer
muss sie begleitet werden, von einem bestimm-
ten Ambiente. Den musikalischen Flächenbrand
des „Schleswig-Holstein-Festivals“ zu entzün-
den, konnte nur gelingen, weil im Sommer die
Touristen schon da sind im Ferienland Schles-
wig-Holstein. Ähnlich ist es auf Rügen, und
beide versinken im Winter in eine Art kulturel-
len Winterschlaf, Rügen noch mehr als Schles-
wig-Holstein, das zumindest Städte wie Lübeck,
Kiel und kleinere wie Eutin hat, in denen auf
Sparflamme das kulturelle Leben auch außer-
halb der Saison weiter geht. Selbst weltberühmte
Festspielorte wie Salzburg oder Bayreuth sind
von diesem Doppelleben gekennzeichnet, das
für die Einwohner wenig erfreulich ist: In der
Saison zu viel, an dem man wegen des Andrangs
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von außen nicht teilnehmen kann, im Winter zu
wenig, als dass es den Ort besonders attraktiv
machen würde.

Angesichts der Probleme jedoch, die in den
nächsten Jahren auf  die neuen Bundesländer und
ihre Städte, und zwar so gut wie alle zukommen
werden, nehmen sich diese Debatten seit der
Vereinigung aus wie mildes Vorgeplänkel, auch
wenn sich bereits ankündigt, womit wir zu rech-
nen haben werden, mit Einwohnerverlusten, mit
einer Bevölkerungsschrumpfung von bisher
unbekanntem Ausmaß. Die „schrumpfende
Stadt“ wird zum alles beherrschenden Thema
der nächsten Jahre werden. Das ist zu erklären
und darauf  soll im Folgenden eingegangen wer-
den.

In seiner jüngsten Veröffentlichung3 nimmt
der bekannte Bevölkerungswissenschaftler Her-
wig Birg an, dass sich die Bevölkerung der neu-
en Bundesländer von derzeit ca. 15 Mill. Ein-
wohnern bis zur Mitte des 21. Jahrhunderts auf
11 Mill. und bis zu dessen Ende auf 6 Mill.
reduzieren wird (Birg 2001:19), und dies auch
dann, wenn die anhaltenden Wanderungsverluste
der neuen an die alten Bundesländer durch in-
ternationale Migration „mehr als ausgeglichen
werden“. Ob dieser Ausgleich durch Zuwan-
derung wahrscheinlich ist, wird an dieser Stelle
von Birg nicht diskutiert. Aber bekanntlich rech-
nen zahlreiche Städte besonders in der
Grenzlage zu Polen mit Zuwanderung durch
die EU-Osterweiterung. Auch wenn man diese
Hoffnung für kaum realistisch hält, da bei
Arbeitslosigkeitsquoten von durchweg 20 bis 30
Prozent besonders in diesen Grenzstädten, wie
z.B. Guben, Görlitz oder Frankfurt/Oder kaum
Grund zur Einwanderung gegeben sein dürfte,
ist die prognostizierte Bevölkerungszahl auch
mit optimistischen Annahmen zur Migration
nicht nur besorgniserregend, sie deutet schlicht-
weg eine demographische Katastrophe an. Sin-
kende Bevölkerungszahlen bedeuten nämlich
nicht, wie landläufig angenommen und erhofft,
Entspannung im Wohnungsmarkt oder im Ver-
kehr, sondern auf Dauer – und um die handelt es
sich hier – rapide sinkende Wirtschaftskraft der
Regionen, die sich in dieser Weise „entleeren“.

Birg lässt mit durchaus plausiblen Argumen-
ten keinen Zweifel daran, dass diese Prognosen
höchst wahrscheinlich eintreten werden, da die
Bedingungen, von denen sie in der Vergangen-
heit und Gegenwart abhängig sind, bereits be-

stehen, in Bezug auf die neuen Bundesländer
also eine seit der Wende anhaltende und sich
offensichtlich fortsetzende extrem niedrige
Geburtenrate, die in den frühen 90er Jahren
sogar unter die Zahl von 1 fiel und sich gegen-
wärtig bei 1 bis 1,2 einzupendeln scheint und
damit nur ca. die Hälfte des Wertes erreicht,
der für eine numerische Reproduktion der ein-
heimischen Bevölkerung gerade eben erforder-
lich wäre. Dass auch der Westen mit einer
Geburtenrate von 1,4 in diese demographische
Katastrophe hineinsteuert, soll hier nicht wei-
ter diskutiert werden. Vermutlich werden sich
die Geburtenraten in Ost und West aneinander
angleichen, so dass Schrumpfung der Bevölke-
rung zu einem gemeinsamen Schicksal wird.
Ohne Wanderungen, also ohne gravierende
Migrationsüberschüsse, die deutlich über dem
derzeitigen Niveau liegen müssten, wird sich
die Gesamtzahl der deutschen Bevölkerung bis
zur Mitte des Jahrhunderts auf  ca. 55 Mill. und
bis zu dessen Ende auf 25 bis 32 Mill. verrin-
gern. Bei einer maximal vorstellbaren Migrati-
on können die entsprechenden Werte bei ca. 70
Mill. für die Mitte und bei 50 bis 60 Mill. für
das Ende des Jahrhunderts liegen (Birg 2001:99),
also immer noch bei gravierenden Einwohner-
verlusten, jetzt allerdings verbunden mit erheb-
lichen Integrationsaufgaben für eine Migrations-
bevölkerung, die zum einen aus zunehmend
fremderen Kulturen stammt, die zum anderen
in sich gespalten ist, die also sowohl gering als
auch hoch qualifizierte Arbeitskräfte nach
Deutschland bringen wird. Damit wird die bis-
her dominierende Unterschichtung der deut-
schen Bevölkerung durch Migration zumindest
ergänzt um Mittelschichtsmigranten, die unter
anderem auf  dem Wohnungsmarkt mit der ein-
heimischen Bevölkerung konkurrieren werden.

Für alle größeren Städte der neuen Bundes-
länder verschärft beziehungsweise beschleunigt
sich der Einwohnerverlust durch nahräumliche
Wanderungen, d.h. durch die so genannte
Suburbanisierung. Besonders gut belegt ist die-
se Entwicklung für Leipzig4, das „in den 90er
Jahren die Stadtregion in Ostdeutschland mit der
höchsten Suburbanisierungsdynamik“ war
(Herfert u. Röhl 2001:151). Ca. 15 Prozent ihrer
Bevölkerung hat die Stadt Leipzig seit 1990
überwiegend an das Umland verloren und in
anderen Städten z.B. Schwerin liegen die Ver-
hältnisse ähnlich. Das Planungsbüro Empirica
schätzt, dass Leipzig aus einer Überlagerung
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von generativer Entwicklung und Mobilität bis
zum Jahr 2030 unter ungünstigsten Bedingun-
gen nur noch 350.000 Einwohner aufweisen
könnte, gegenüber 700.000 auf dem „Höhe-
punkt“ seiner Einwohnerzahl im Jahr 1940, ca.
600.000 im Jahr 1970 und ca. 500.000 im Jahr
20005.

Zwar bleiben die in die Region abgewander-
ten Einwohner den Kernstädten häufig als Ar-
beitskräfte oder Nutzer sozialer und vor allem
kultureller Einrichtungen erhalten, als Zahlen-
de im Sinne von Steuerzahlenden für diese Ein-
richtungen gehen sie aber verloren. Auch wenn
hierzu immer widersprüchliche Angaben vor-
liegen, wird doch geschätzt, dass zur Zeit eine
Stadt mit jedem ins Umland Abwandernden zwi-
schen 1.700 und 4.000 DM/Jahr an Steuerein-
nahmen verliert (Mäding 2001:110)6. Zwar kön-
nen rein rechnerisch diese Einbußen durch Ein-
gemeindungen, Gebietsreformen oder neue
Kooperationsformen zwischen Kommunen auf-
gehoben werden. Es scheint aber, dass die Wi-
derstände besonders der in der Suburbanisierung
gewinnenden Randgemeinden zu beträchtlich
sind, als dass sie sich „Zusammenlegungen“ mit
den alten Kernstädten, in welcher rechtlichen
Form auch immer, ohne weiteres fügen wür-
den.

Neben den direkten Einnahmeverlusten durch
Abwanderungen sind die Kernstädte im Zuge
der Suburbanisierung aber auch durch andere
negative Faktoren betroffen. Z.B. erhöht sich
in der Regel mit der Suburbanisierung der
Pendleranteil, vor allem der, der mit dem eige-
nen PKW zur Arbeit – in der Kernstadt – fährt.
Damit werden Straßen höheren Belastungen
ausgesetzt, brauchen mehr Wartung und verur-
sachen steigende Kosten – bei demographisch
und durch Wanderungen verursachtem Bevöl-
kerungsrückgang. Ähnliches gilt für die meisten
anderen technischen Anlagen. Aber auch die
Kosten für soziale und kulturelle Infrastruktu-
ren reduzieren sich nicht bei rückläufigen
Benutzerzahlen, sondern sind von diesen eher
unabhängig. Die Kosten für die Produktion ei-
ner Theaterinszenierung und für eine einzelne
Aufführung sind in ein und dem selben Haus
von der Zahl der Zuschauer völlig unberührt,
müssen aber bei rückläufigen Einwohner- und
damit eventuell, je nach Einrichtungstyp, auch
geringeren Nutzer- und Besucherzahlen auf
diese Wenigen verteilt werden. Es gilt daher als
sicher, dass „der Prozess der Suburbanisierung

die Finanzwirtschaft der Kernstädte schwächt“.
„Der Verlust der Kernstadt ist regelmäßig größer
als der Gewinn der Randgemeinde“ (Mäding
2001:117).

Angesichts dieser dramatischen Bedingungen,
unter denen sich die Entwicklung der ostdeut-
schen Kommunen – aber natürlich nicht nur
dieser – vollzieht, erscheinen die gegenwärti-
gen Überlegungen zur Standortwirkung von
Kultureinrichtungen nicht nur als unangemes-
sen, sie wirken nachgerade wie eine „Vogel-
Strauss-Politik“. Alle größeren Kernstädte der
neuen Bundesländer, und das sind die mit nen-
nenswerten Kultureinrichtungen und daher auch
mit Ausgaben in diesem Sektor, die es politisch
zu begründen und bereit zu stellen gilt, werden
in den kommenden Jahren irreversibel in einem
Ausmaß Einwohner verlieren, das ihre Mittel-
oder Oberzentrumsfunktion in Frage stellt. Sie
werden darüber hinaus durch diese Einwohner-
verluste eine Schwächung ihrer Finanzkraft zu
gewärtigen haben, die einen Betrieb aufwendi-
ger Kultureinrichtungen in den Bereich des Gro-
tesken geraten lässt. Bedenkt man darüber hin-
aus, dass alle relevanten Kultureinrichtungen als
„uno-actu-Dienstleistungen“ relativ zu industri-
ellen Produkten oder allgemeinen Lebenskosten
nach dem so genannten „Beaumol´schen Ge-
setz der Theaterfinanzierung“7 immer teurer
werden, eines der Grundgesetze der Kulturöko-
nomie, das auch durch härteste Sparmassnahmen
in den Einrichtungen nicht ausgehebelt werden
kann, so dürfte erkennbar werden, dass die häu-
fig auch in sich schon auf wackeligen Füßen
stehenden Spekulationen zu „Umweg-
rentabilitäten“ oder ähnlichen Wirkungen von
Kultureinrichtungen als weichen Standortfakto-
ren den tatsächlichen Zukunftsproblemen der
Kulturentwicklungsplanung nicht gerecht wer-
den, zumindest nicht im Normal- oder „Durch-
schnittsfall“. Mittel- und langfristig wird die
Mehrzahl der ostdeutschen Kommunen – und
vermutlich auch der westdeutschen – um gra-
vierende Einschnitte nicht herumkommen.

Aber ein solcher Befund ist natürlich enttäu-
schend. Er besagt nichts darüber, was denn un-
mittelbar jetzt getan werden müsste, wenn man
sich nicht dazu entscheidet, mit den Einschnit-
ten und Schließungen unmittelbar zu beginnen.
Andererseits stehen wir mit dem Schrumpf-
ungsproblem tatsächlich vor neuen Herausfor-
derungen in der Stadtentwicklung. Stadt- wie
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Wirtschaftsentwicklung schienen traditionell
nur als Wachstum denkbar zu sein. Auch klein-
ste Rückgänge werden als Anzeichen von Kri-
sen wahrgenommen. Modelle einer Stadtent-
wicklung der schrumpfenden Stadt beginnen
sich erst mühsam zu entwickeln, so z.B. die
Formulierung von der „perforierten Stadt“8. In
diesem schrumpfungsbezogenen Leitbild wer-
den die Einwohnerverluste als dauerhaft und
irreversibel akzeptiert. Gesucht wird die Vor-
stellung von einer Bau- und Stadtstruktur, die
jetzt nur noch als ausgedünnte oder lücken-
hafte, eben als „perforierte“ denkbar ist. Eine
Übertragung dieses Modells auf Kulturpolitik
würde Schließung und Konzentration auf we-
nige, für entscheidend wichtig gehaltene Ein-
richtungen bedeuten. Kulturentwicklungs-
planung wird sich auf  diesen Weg begeben
müssen. Eine umfassende Palette von Kultur-
einrichtungen in öffentlicher Trägerschaft und
öffentlicher Finanzierung wird über kurz oder
lang in der Mehrzahl der Städte der Vergan-
genheit angehören. Entscheidend ist es, jetzt
die Kriterien zu entwickeln, mit denen Selek-
tionen gelingen können, also Prioritätenset-
zungen über den Einsatz der öffentlichen Mit-
tel.

Bei solchen Prioritätensetzungen müssen nun
natürlich die anfangs diskutierten Standort-
überlegungen eingebracht werden. Vielleicht
lassen sich zwei Anforderungen formulieren,
die in jedem Fall berücksichtigt sein sollten:
Die Kultureinrichtungen, die überhaupt noch
Förderung erhalten und nicht mittelfristig als
entbehrlich gelten sollen, müssen zum einen
nachweislich und unmittelbar zur Stärkung der
Wirtschaftskraft einer Stadt beitragen und sie
müssen andererseits einen klar erkennbaren
familienpolitischen Beitrag liefern, d.h. sie müs-
sen in irgend einer Weise zu einer Anhebung
der Reproduktionsrate der lokalen Bevölkerung
beitragen. Familienförderung und Familien-
politik muss in den Kommunen einen so zen-
tralen Stellenwert erhalten, dass ihr alle irgend
dafür geeigneten Maßnahmen und Einrichtun-
gen zugeordnet werden. Einrichtungen, von de-
nen weder eine unmittelbar eintretende und ab-
solut plausible Wirtschaftsförderung oder bzw.
am besten und Familienförderung zu erwarten
ist, sollten nicht nur lang-, sondern am besten
mittelfristig aus der kommunalen Förderung
ausgegliedert werden, sei es durch Schließung,
sei es durch Privatisierung. Folgt man den Pro-

gnosen der Demographie, und nichts legt nahe,
dies nicht zu tun, kann es im kulturellen und so-
zialen Bereich nur noch eine Devise geben,
Familienförderung, und das heißt Förderung der
Bevölkerungsreproduktion. Einfach nur in den
bestehenden Einrichtungen Sonderpreise für Fa-
milien mit Kindern oder für Kinder anzubieten,
dürfte etwas unzureichend sein. Die Lebensqua-
lität für Familien mit Kindern muss verbessert
werden, so dass es wieder erstrebenswert wird,
Kinder zu haben und großzuziehen. Wenn Kul-
turpolitik keinen nennenswerten und plausiblen
Beitrag zu diesem Problem leisten kann, dürfte
sie sich mittelfristig als Sektor kommunaler Poli-
tik erübrigen.
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7 William J. Beaumol and William G. Brown, Performing
Arts – The Economic Dilemma, Cambridge, Mass. 1966.

8 Engelbert Lütke Daldrup, Die perforierte Stadt. Eine Ver-
suchsanordnung, in: Stadtbauwelt Heft 150, Bauwelt Heft
24, 92. Jahrgang, 2001.

Dr. Albrecht Göschel ist wissenschaftlicher
Mitarbeiter im Fachbereich Stadtentwicklung
und Recht beim Deutschen Institut für Urba-
nistik in Berlin.
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Fachseminar
Beteiligungsmanagement:

Steuerung und Kontrolle der kommunalen Unternehmen
27.-28. Mai 2002 in Potsdam

Das KWI veranstaltet vom 27. - 28. Mai 2002
ein Fachseminar zum kommunalen Beteili-
gungsmanagement. Den Kern bilden die Kon-
zepte und die praktischen Erfahrungen zur Or-
ganisation des Beteiligungsmanagements und zu
den Steuerungsverfahren. Abgerundet wird das
Seminar mit einem Ausblick auf die aktuellen
Auswirkungen der Unternehmenssteuer-reform
für die kommunale Beteiligungspolitik.

Das Seminar wendet sich an Führungskräfte und
Fachleute aus den Bereichen Beteiligungs-
steuerung, Haushalts- und Rechnungswesen,
Steuerungsdienst, Organisation, Controlling,
Rechnungsprüfung und Kommunalaufsicht. Im
einzelnen werden folgende Themen behandelt:
· Aktuelle rechtliche Rahmenbedingungen

für die wirtschaftliche Betätigung
der Kommunen
Dr. Stephan Tomerius
Deutsches Institut für Urbanistik, Berlin

· Grundlagen der Beteiligungssteuerung –
Organisationsvarianten, Vorgehensweise,
Zielsysteme
Cornelia Beck und Sabine Möhring
Arthur Andersen Wirtschaftsprüfungs- und
Steuerberatungsgesellschaft München/Stuttgart

· Betreuung der kommunalen Mandatsträ-
ger in Aufsichts- und Beiräten der Beteili-
gungen
Andrea Neunzig
Büro Oberbürgermeister, Stadt Bielefeld

· Die Praxis des Beteiligungsmanagements
am Beispiel der Stadt Potsdam
Andreas Ernst
Leiter Beteiligungs-, Finanz- und Personal-
steuerung, Landeshauptstadt Potsdam

· Abschlussprüfung und Betätigungsprü-
fung – ungenutzte Chancen des Beteili-
gungsmanagements
Prof. Dr. Martin Richter
Lehrstuhl Rechnungswesen und Wirtschafts-
prüfung, Universität Potsdam

· Der Beteiligungsbericht in seiner Doku-
mentations- und Steuerungsfunktion
Dietmar Hille
Stadtkämmerer a.D., ILB-Consult, Detmold

· Das interne Berichtswesen als Instrument
der Beteiligungssteuerung – dargestellt
am Beispiel der Stadt Münster
Alfons Reinkemeier
Leiter Stadtkämmerei, Stadt Münster

· Gestaltungsoptionen für das kommunale
Beteiligungsportfolio nach der Unter-
nehmensteuerreform
Ralf Finke
Wirtschaftsprüfer und Steuerberater, Spenge

Seminargebühr: Euro 280,-.
Die Teilnehmerzahl ist auf  40 begrenzt.
Seminarleitung: Stk a.D. Dietmar Hille

Tagungsort:
Universität Potsdam, Komplex I,

 Am Neuen Palais 10, Haus 8,
14469 Potsdam

Information und Anmeldung:
Kommunalwissenschaftliches Institut

Am Park 14, 14482 Potsdam
Tel.: 0331 - 977 4534 (Sekretariat: Information und Anmeldung)

Tel.: 0331 - 977 4539  (Dr. H. Bals: Auskünfte zum Inhalt)
Fax: 0331 - 977 4531

e-mail: kwi@rz.uni-potsdam.de
www.uni-potsdam.de/u/kwi/index.htm
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Büchner: Das aktuelle Heft befasst sich mit
dem Thema „Kultur als Standortfaktor“. Wie
wichtig ist Kultur für die Entwicklung der Lan-
deshauptstadt Potsdam?

Fischer: Kultur im umfassenden Sinne prägt Le-
bens- und Wohnqualität. Ich sehe es als große
und zugleich wichtige Aufgabe an, für alle Bürger
und Gäste unserer Stadt ein reichhaltiges maßge-
schneidertes kulturelles Angebot vorzuhalten. Da-
bei reduziere ich Kultur nicht auf einzelne kultu-
relle Angebote und Institutionen (einschließlich
Bibliothek, Stadtmuseum und Volkshochschule),
sondern schließe auch Aspekte von Wohn- und
Arbeitsklima, Stadtatmosphäre und Lebensgefühl
ein. Im letztgenannten Sinne ist Kultur ein wichti-
ger Standort- und Wirtschaftsfaktor. In der Stadt-
verwaltung, im Kulturausschuss, merken wir zu-
nehmend, das Ansiedlung von Gewerbe, von
Wissenschaftsinstitutionen, von Tourismus- und
Gastronomie Kultur fordert und befördert.

In dem Bericht des Oberbürgermeisters an die
Stadtverordnetenversammlung vom 6. Juni 2001
gibt es Zahlenerhebungen zu den Ausgaben der
Stadt für den Bereich Kultur, die belegen, dass
sich die Kommune grundsätzlich und damit auch
finanziell zu diesen Aufgaben bekennt. Jedoch ist
es nicht möglich, die Nutzeffekte von Kultur für
Wirtschaft, Wissenschaft u.a. konkret in EURO
und Cent auszuweisen. Vielmehr zeigt sich dies
in den Kooperationen verschiedenster Partner bei
kulturellen Veranstaltungen, im öffentlichen Dis-
kurs zur kulturpolitschen Entwicklung der Lan-
deshauptstadt, aber auch im bürgerschaftlichen
Engagement.

Büchner: Welche Schwerpunkte setzen Sie in
Ihrem Aufgaben- und Verantwortungsbereich?

Fischer: Im Rahmen der Daseinsvorsorge ist
unbedingt die erforderliche Grundversorgung
der Bürger unserer Stadt im Bereich Kultur si-
cher zu stellen, wobei neue Modelle von Verant-
wortungspartnerschaften zwischen Bürgern,
Wirtschaft und Kommune zu entwickeln, mög-

liche Risiken von Entprofessionalisierung und
reiner Kommerzialisierung auszuschalten sind.
Konkret für den Kulturbereich schließt das fol-
gende Aufgaben und Projekte für Potsdam ein:
· Theaterneubau und Entwicklung des Kultur-

standortes Schiffbauergasse
· Stabilisierung der freien Träger
· Standortbestimmung des Kulturhauses „Altes

Rathaus“ im Kontext der Entwicklung der
Stadtmitte

· Akquise attraktiver Schwerpunktprojekte mit
Schubkraft für die Stadt (Brandenburgtag 2003,
Kulturhauptstadt Europas)

· Kultursommer „Potsdamer Arkadien“ und
Ausstellungen

· Aktivitäten im Rahmen der Städtepartnerschaf-
ten und Koordination des Arbeitskreises der
Kulturämter im Land Brandenburg

· Aufbau eines gezielten Fundraising
· Entwicklung moderner Museumsangebote
· Neustrukturierung bibliothekarischer Versor-

gung
Diese Felder stecken den Rahmen kommu-

naler Kulturaufgaben ab. Entscheidend wird
sein, wie sie durch neue Strukturen und ausrei-
chend personelle und finanzielle Kapazitäten
abgedeckt werden können. Die kommunale Ver-
antwortung liegt zunächst in der Koordination,
der Moderation und Bündelung von Ressour-
cen, aber auch in der finanziellen Förderung
von Kulturangeboten, die über die Möglichkei-
ten einzelner Träger hinausgehen. Natürlich
sind dies hohe Ansprüche, die wir – wie ich
meine – gut erfüllen können.

Büchner: Wie sehen Sie diese Schwerpunkt-
setzung im Kontext der Nähe Potsdams zur
Kulturmetropole Berlin?

Fischer: Natürlich bilden Potsdam und Berlin
auch unter kulturellen Gesichtspunkten eine Re-
gion, die man als Einheit betrachten muss. Pots-

Zur Rolle von Kultur für die Entwicklung der Stadt
Potsdam

Ein Arbeitsgespräch zwischen Gabriele Fischer, Beigeordnete für Bildung,
Kultur und Sport der Stadt Potsdam, und Dr. Christiane Büchner sowie
Burkhard von Watzdorf  vom KWI der Universität Potsdam (14.01.2002)
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Bereich 1994 (in DM) 2001 (in DM)
Kulturamt Einnahmen

Ausgaben
Zuschuss

448.001
 2.792.164
 2.344.163

814.500
3.094.500
2.280.000

GmbH`s Einnahmen
Ausgaben
Zuschuss

10.124.555
25.135.649
15.011.094

10.831.500
26.848.700
16.017.200

freie Träger Einnahmen
Ausgaben
Zuschuss

74.147
1.236.558
1.162.411

155.000
2.917.000
2.762.000

Stadt- u.
Landesbibliothek

Einnahmen
Ausgaben
Zuschuss

2.681.420
7.202.683
4.521.263

3.162.900
6.540.300
3.377.400

Musikschule Einnahmen
Ausgaben
Zuschuss

1.110.700
2.466.700
1.356.000

1.672.800
3.193.700
1.520.900

Potsdam-Museum Einnahmen
Ausgaben
Zuschuss

378.300
2.233.300
1.855.000

462.400
2.332.700
1.870.300

Quelle: Bericht OB-StVV 06.06.2001 Büchner: Gibt es konkrete Kooperationsfelder
mit Berlin?

Fischer: Es gibt bereits Kooperationsfelder, auf
denen wir zusammenarbeiten, z.B. die Stadt- und
Landesbibliothek mit der Berliner Zentral- und
Landesbibliothek. Auch das Potsdam-Museum
arbeitet sehr eng mit Stadtteilmuseen in Berlin
zusammen. Hier gibt es einen Austausch von
Ausstellungen. Exponate des Potsdamers Mu-
seums sind zur Komplettierung Berliner Aus-
stellungen sehr begehrt. Es funktioniert auch
umgekehrt, z.B. im Natur- und Umweltbereich.
Es gibt weitere Felder kultureller Zusammen-
arbeit, insbesondere auch – eine große Stärke in
Potsdam – im Bereich der Jugendkultur, weil
wir dort viel anzubieten haben, z B. die Kultur-
stätten „Fabrik“, „Waschhaus“ und „Linden-
park“. Diese Einrichtungen werden zunehmend
von Berliner Jugendlichen besucht.

Büchner: Gibt es auch konkrete kooperative
Vereinbarungen auf  Ihrer Ebene, auf  der Ebe-
ne der Stadtverwaltungen?

Fischer: Soweit sind wir noch nicht. Es gibt mehr
direkte institutionelle Zusammenarbeit. Aber ich
habe mir für meinen Bereich vorgenommen, kon-
krete Kontakte zu meinem Amtskollegen in Ber-
lin aufzubauen. Ich halte es für eine gute Chance
im Hinblick auf einen künftigen Zusammen-
schluss, eine Fusion der Länder Berlin und Bran-
denburg, gerade in diesen Bereichen schon vorab
enger zusammenzuarbeiten.

dam und Berlin bauen keine Konkurrenzen auf,
sondern profitieren von ihrer Nähe. Unsere Stadt
selbst muss über eine eigene kulturelle Identität
verfügen. Deshalb entwickeln wir ein eigenes kul-
turelles Profil für unsere Stadt. Und ich denke,
dass die Bürger das auch erwarten. Das schließt
natürlich nicht aus, dass unsere Potsdamer auch
das kulturelle Angebot in der Bundeshauptstadt
in Anspruch nehmen. Es gilt verstärkt eine kultu-
relle Kooperation mit Berlin zu entwickeln, ohne
das eigene kulturelle Profil, die eigene kulturelle
Identität zu vernachlässigen.

v. Watzdorf: Beziehen Sie diese Aussage auch
auf das Theater? Ich möchte daran erinnern,
dass seit Monaten über die Rolle eines eigenen
Theaters in Potsdam gestritten wird.

Fischer: Selbstverständlich! Es gibt in Deutsch-
land keine Landeshauptstadt ohne ein eigenes
Theater. Trotz der vielschichtigen und breit ge-
fächerten Theaterlandschaft in Berlin, bauen wir
hier in Potsdam kein Konkurrenzunternehmen
auf, sondern ein Theater für die Bürger dieser
Stadt. Und natürlich nicht nur für die Bürger
dieser Stadt, sondern auch eine Spielstätte als
Angebot für die Bürger umliegender Gemein-
den. Damit erfüllt Potsdam u.a. seine Funktion
als Oberzentrum und zugleich seine Funktion
als Landeshauptstadt. Eine andere Frage ist,
welche Spielplangestaltung man für Potsdam
entwickeln sollte. Hier immer den Bedarf der
Potsdamer zu treffen, ist sicherlich nicht so ganz
einfach, aber es gelingt zunehmend.

Finanzentwicklung 1994-2001 (Auswahl städtischer Haushalt, OB-Bericht 6.6.01)
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v. Watzdorf: Ist es nicht gerade im Hinblick auf
die angestrebte Fusion der beiden Länder wich-
tig, dass Potsdam sich seinen speziellen Platz
auch im kulturellen Bereich sucht? Welche kul-
turellen Pfründe würde Ihrer Meinung nach
Potsdam in ein gemeinsames Bundesland Ber-
lin-Brandenburg einbringen können?

Fischer: Potsdam wird bei einer Länderfusion
auch weiterhin Landeshauptstadt sein. Wir brin-
gen uns auf kulturellem Gebiet ein mit leistungs-
starken Kulturanbietern, die unverwechselbare
Profile entwickelt haben, sich am Bedarf orien-
tieren, innovativ und kreativ agieren. Die in den
letzten Jahren entstandenen Strukturen sind klar
definiert und tragfähig.

v. Watzdorf: Deshalb hatte ich nach der Zu-
kunft des Theaters gefragt. Müsste man nicht
stärker die freie Theaterszene im Kontext zum
Berliner Angebot fördern? Diese hängt – glaubt
man den Medien – ständig am Hungertuch,
hangelt sich sozusagen durch.

Fischer: Am Hungertuch nagt eigentlich keiner
in Potsdam. Es ist nicht so, dass kein Geld da
ist. Und es ist auch nicht so, dass weder bei den
freien Trägern noch beim Theater eine Situati-
on entstanden wäre – wenn es manchmal nach
außen anders transportiert wird – als würde man
sich hier unterhalb des Existenzminimums be-
wegen. Ich habe im Bericht an die Stadtverord-
netenversammlung Zahlen zusammengestellt,
die meine Aussage dokumentieren.

Die Zahlen sprechen eine klare Sprache. Die
Ausgaben sind gestiegen und nicht gesunken! Die
öffentliche Wahrnehmung ist einfach falsch. Na-
türlich, Personal- und andere Kosten sind in den
letzten Jahren gestiegen. Dramatisch auch gerade
für die freien Träger ist das Wegbrechen von
Landesförderprogrammen. Dies kann die Kom-
mune nicht kompensieren. Wenn man sich paral-
lel dazu die Einnahmeentwicklung der kulturel-
len Einrichtungen der Stadt ansieht, so gibt es da
noch Reserven. Ich möchte noch einmal meinen
Standpunkt unterstreichen: Trotz finanzieller Eng-
pässe: Ich stehe für ein eigenes Theater wie auch
für eine vielfältige freie Theaterszene für die Bür-
ger unserer Stadt, für die Bürger der umliegenden
Gemeinden wie auch für unsere Gäste.

Auch die Aussage zu fehlender Schwerpunkt-
setzung kann ich nicht teilen. Wir haben eine
sehr breite und eigentlich alle spartenbedienende
Kulturlandschaft in Potsdam, die es zu erhalten
und auszubauen gilt. Natürlich bedeutet das auch

eine stärkere Vernetzung der Angebote zwi-
schen den freien Theatern und dem Hans-Otto-
Theater. So muss auch der Theaterneubau mit
dem Standort Schiffbauergasse als gemeinsame
Spielstätte verschiedener Institutionen konzipiert
und realisiert werden. So kann man Potenziale
bündeln und sich gegenseitig unter die Arme
greifen. Es kann nicht das Ziel sein, jedem Kul-
turträger ein eigenes Haus zu bauen. Nur aus-
gelastete Räume sind effizient und ermöglichen
einen finanziellen Rahmen für attraktive Pro-
grammarbeit. In den Gesprächen darüber sind
wir auch schon viele Schritte weiter gekommen.
Ein ähnliches Herangehen ist für das Haus der
Brandenburgisch-Preußischen Geschichte gebo-
ten. Hier wollen wir – Stadt und Land – eine
gemeinsame GmbH gründen.

Büchner: Die andere Seite dieser gerade ange-
sprochenen Frage ist die Unterstützung des Lan-
des, der Landesregierung. für die Kulturentwick-
lung in Potsdam. Wünschen Sie sich von dieser
Seite ein finanziell stärkeres Engagement?

Fischer: Wir stehen in engen Gesprächen mit
dem Land im Zusammenhang mit der Erarbei-
tung einer Kulturentwicklungskonzeption für
Brandenburg. In ersten Überlegungen gehen un-
sere grundsätzlichen Meinungen nicht ausein-
ander, insbesondere hinsichtlich der Verteilung
der Lasten und Leistungen zwischen Stadt und
Land. Wir spüren eine relativ sichere und klar
ausgerichtete Unterstützungshaltung des Lan-
des. So z.B. haben wir ausgewiesene Landesan-
teile zur Unterstützung der Stadt- und Landes-
bibliothek, der freien Träger und im Theater-
und Orchesterverbund. Darüber hinaus haben
wir den Hauptstadtvertrag, der auch finanzielle
Mittel des Landes für kulturelle Ausgaben der
Stadt festschreibt. Damit können solche inter-
nationalen und überregionalen Veranstaltungen
wie das Festival „Unidram“ oder auch Ausstel-
lungen im Haus der Brandenburgisch-Preußi-
schen Geschichte unterstützt werden. Proble-
me haben wir bei langfristig stabiler finanzieller
Unterstützung durch das Land für dauerhafte
Kosten (z.B. Betriebskosten für bestimmte Kul-
turstätten). So zieht sich das Land aus der För-
derung des Potsdamer Kabaretts völlig heraus.
Und diesen Rückzug kann die Stadt Potsdam
nicht kompensieren.

Büchner: Wie kann man solchen Institutionen
helfen, deren Landesförderung reduziert wird
bzw. ausläuft?
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Fischer: Wir geben Hilfestellungen in Form von
Gesprächen und Beratungen. Wir stellen Inve-
stitionen für betriebskostensenkende Maßnah-
men zur Verfügung. Natürlich liegt auch Ver-
antwortung bei den freien Trägern selbst, eigene
Kosten zu senken und sich neue Finanzierungs-
quellen, z.B. durch Sponsoring zu erschließen. Wie
bereits angesprochen, gilt es, Kapazitäten zu bün-
deln, um so gemeinsam bestimmte Infrastruktu-
ren zu nutzen und damit kostengünstiger zu ar-
beiten. Ich wünsche mir aber auch, dass die Wirt-
schaft stärker als bisher nicht nur Sponsoring son-
dern auch Fundraisingmodelle für kulturelle In-
stitutionen entwickelt. Im Rahmen des Ausbaus
des Kulturstandortes Schiffbauergasse gibt es In-
teressenten, die sich in deren Umfeld ansiedeln
möchten und die Gesamtentwicklung dieses
Standortes damit vorantreiben.

Büchner: Wie stehen Sie zu neuen Formen von
Kulturmanagement?

Fischer: Positiv! Zu dieser Frage sind wir per-
manent in Gesprächen sowohl mit der Fach-
hochschule Potsdam als auch mit der IHK Pots-
dam und anderen auch privaten Anbietern, um
geeignete Weiterbildungsveranstaltungen abge-
stimmt anbieten zu können. Das Kulturamt selbst
organisiert Workshops zu ausgewählten Fragen
von Kulturmanagement.

Büchner: Wie ist das Verhältnis Potsdams zu
den umliegenden Gemeinden? Werden finanzi-
elle Lasten im Kulturbereich durch Nachbar-
gemeinden mitgetragen? Findet ein Aus-
handlungsprozess statt?

Fischer: Natürlich erhalten wir durch den
Hauptstadtvertrag und Umlagen gewisse finan-
zielle Ausgleiche. Trotzdem würde ich mir wün-
schen, dass wir die Möglichkeit hätten, direkt
mit Umlandgemeinden über einen finanziellen
Ausgleich für die Nutzung des Kulturangebo-
tes Potsdams durch Bürger anderer Gemeinden
ins Gespräch zu kommen. Blickt man ins Aus-
land, so gibt es dafür die unterschiedlichsten
Modelle. In Frankreich z.B. gibt es Gemeinden,
die von auswärtigen Besuchern höhere Eintritts-
gelder für kulturelle Veranstaltungen erheben
als von den Einheimischen. Ein solches Ver-
fahren halte ich jedoch für besucher-
unfreundlich. Aber ich halte eine Diskussion
über die Beteiligung der Umlandgemeinden an
der Finanzierung bestimmter kultureller Leistun-
gen unserer Stadt für sinnvoll. Natürlich ist eine
solche Frage sehr sensibel anzugehen.

v. Watzdorf: Konkretere Vereinbarungen gibt es
noch nicht?

Fischer: Nein, wir sind noch nicht so weit.
Büchner: Tangieren Bemühungen zur Moder-

nisierung der Potsdamer Stadtverwaltung auch
Ihren Verantwortungsbereich?

Fischer: Mein Geschäftsbereich untergliedert
sich in die beiden Fachbereiche „Schule-Sport“,
Kultur-Museum“ und drei eigenständige Ein-
richtungen: Stadt- und Landesbibliothek, Mu-
sikschule und öffentliche Weiterbildung. Dar-
über hinaus wurde in der Struktur der Stadtver-
waltung neu der Fachbereich Wirtschaft, Mar-
keting und Kommunikation eingeführt, mit dem
wir unsere Aktivitäten koordinieren und gene-
rell eng zusammenarbeiten werden. Die Verwal-
tungsreform bedingt mehr Verantwortung in den
Bereichen und mehr Entscheidungsfreiheit. Dies
wird von allen meinen Mitarbeitern positiv auf-
genommen.

Büchner: Wie sehen Ihre Visionen für die Kul-
turstadt Potsdam aus?

Fischer: Der Begriff Visionen impliziert immer
ein wenig Unrealismus, deshalb versuche ich
ihn zu vermeiden. Aber meine Ziele habe ich
gesteckt. Ein florierendes Sprechtheater an dem
traumhaften Standort Schiffbauergasse, umge-
ben von freier Kunstszene in sanierten Gebäu-
den, gestärkt durch dort angesiedelte Wirtschaft.

Das Potsdam-Museum hat in der Benkert-Stra-
ße erweiterte Ausstellungsflächen erhalten und
ist gewichtiger Partner im Haus der Branden-
burg-Preußischen Geschichte. Das Kulturhaus
Altes Rathaus ist saniert und dient Künstlern,
Kulturschaffenden, Politik, Wirtschaft und Wis-
senschaft als Ort der Begegnung. Potsdamer und
ihre Gäste genießen hier die Atmosphäre von
guter Gastronomie und Ausstellungsaktivitäten.
Gesichert ist der behindertengerechte Zugang
aller Gebäude, wie Bibliothek und Rathaus Ba-
belsberg. Neue Modelle von Verantwortungs-
partnerschaften zwischen Bürgern, Wirtschaft
und Kommune wurden entwickelt und lebendi-
ge Städtepartnerschaften und EU-Networking
sind finanzentlastend und identitätsstiftend aus-
gebaut. Potsdam entwickelt sich zur Kultur-
hauptstadt Europas.

Gabriele Fischer ist Beigeordnete des Oberbür-
germeisters und Dezernentin für Bildung, Kultur
und Sport in der Stadtverwaltung Potsdam.
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Der Landkreis Uckermark, eine dünn besiedel-
te Region im Nordosten Brandenburgs mit 3.058
m² und ca. 155.000 Einwohnern, ist vor allem
durch seinen Reichtum an klaren Seen und end-
losen Wäldern bekannt.

Das Paradies für Naturfreunde bietet jedoch
auch zunehmend kulturinteressierten Besuchern
ein lohnendes Ziel.

Das liegt zum einen daran, dass in der Ucker-
mark eine Vielfalt hochinteressanter kultureller
Angebote, Einrichtungen und Möglichkeiten der
künstlerischen Entfaltung besteht. Zum ande-
ren werden diese vorhandenen Bedingungen
durch die kulturpolitischen Entscheidungsträ-
ger im Landkreis, den Landrat, den Kultur-
dezernenten sowie die Abgeordneten des Kreis-
tages, kontinuierlich gefördert.

Um Kultur und Kunst im Landkreis zu för-
dern und den Bewohnern der Uckermark eine
Lebensqualität zu bieten und zu erhalten, die
gerade in diesem von hoher Arbeitslosigkeit
geprägtem Gebiet zur Identitätsfindung beiträgt,
haben die Kulturverantwortlichen des Landkrei-
ses seit der Gründung des Großkreises an-
spruchsvolle Zielstellungen entwickelt.

Mit der Kreisgebietsreform im Jahre 1994
wurden auch die Weichen für die weitere Kul-
turentwicklung gestellt. Aus den ehemaligen Alt-
kreisen Angermünde, Prenzlau und Templin
sowie der ehemals kreisfreien Stadt Schwedt
ging der Landkreis Uckermark hervor. Von den
vorhandenen, bis dahin durch die Altkreise ge-
tragenen Kultureinrichtungen verblieben das
Preußische Kammerorchester, die Kreismusik-
schule Uckermark sowie die Kreisergänzungs-
bibliothek mit einer Fahrbibliothek in Träger-
schaft des Landkreises.

Die Kulturförderung wurde nun im Großkreis
Uckermark zielstrebig entwickelt. So beschloß
der Kreistag auf  Vorschlag des Kultur-
dezernenten bereits 1994 eine Richtlinie zur
„Förderung von Kunst und Kultur im Land-
kreis Uckermark“. Diese Richtlinie wurde im
Jahr 1996 durch die Richtlinie zur „Förderung
investiver Maßnahmen im kulturellen Bereich“
ergänzt.

Großes Augenmerk wurde auf die Entwick-
lung der kreiseigenen Kultureinrichtungen ge-
legt. Trotz ständiger angespannter Haushaltssi-
tuation wurde kontinuierlich daran gearbeitet,
die Bedingungen für Mitarbeiter und Nutzer der
Einrichtungen zu verbessern.

Ein gutes Klima für Kulturentwicklung:
Landkreis Uckermark

Annegret Hannemann/Helaman Krause
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Das Preußische Kammerorchester mit sei-
nem Chefdirigenten, 23 Musikern und 4 Verwal-
tungsangestellten veranstaltet den überwiegen-
den Teil der Konzerte im Landkreis. Das Ange-
bot wird insbesondere in den Sommermonaten
durch Konzertreihen ergänzt, die in freier Träger-
schaft organisiert werden. Durch diese Kombi-
nation entsteht ein überaus vielfältiges Angebot.

Durch ein gezieltes Management und eine stän-
dige Weiterentwicklung der künstlerischen Qua-
lität des Preußischen Kammerorchesters konnte
in den Jahren von 1994 bis 2000 eine enorme
Erhöhung der Eigeneinnahmen verzeichnet wer-
den. Im genannten Zeitraum erhöhten sich die
Einnahmen um das Vierfache. Die Jahres-
rechnung 2000 ergab, dass der Zuschuss des
Landkreises erstmals gesenkt werden konnte.

Die Finanzierung des Orchesters stellt für den
Landkreis in jedem Jahr eine große Herausforde-
rung dar. Die wirtschaftliche Situation erfordert die
Erschließung zusätzlicher Finanzierungsmög-
lichkeiten. Das Land Brandenburg beteiligt sich jähr-
lich mit 200.000 DM (ca. 9 %) an der Finanzierung.
Zunehmend werden Sponsoren gewonnen. Die
Einnahmen aus Sponsorengeldern betrugen im Jahr
2000 insgesamt 49.572 DM. Von Seiten der Kreis-
verwaltung wird eine vertragliche Regelung mit dem
Land Brandenburg über die Finanzierung und da-
mit zur Sicherung des Preußischen Kammerorche-
sters angestrebt. Bisher blieben diese Bestrebun-
gen jedoch ohne Erfolg.

Der Landkreis Uckermark unterhält eine
Kreisergänzungsbibliothek in Verbindung mit
zwei Fahrbibliotheken. In diesem Bereich sind
insgesamt 7 Mitarbeiter beschäftigt.

Zur Gewährleistung einer flächendeckenden
bibliothekarischen Grundversorgung wurde im
Jahr 1998 für den Bereich Fahrbibliothek ein
zweites Fahrzeug (Bibliotheksbus) in Dienst ge-
stellt. In Verbindung mit den vorhandenen
haupt- und nebenberuflich geleiteten Bibliothe-
ken konnte durch diese Maßnahme der Zugriff
auf Leihmedien in den ländlichen Gebieten
wesentlich verbessert werden. Je Fahrbibliothek
werden ca. 60 Orte im Rhythmus von drei Wo-
chen angefahren. Der Grad der bibliothekari-
schen Grundversorgung im Landkreis beträgt
heute 95 %.

Die Kreismusikschule Uckermark, beste-
hend aus einer Hauptstelle und zwei Neben-
stellen, unterhält im Landkreis zahlreiche Stütz-
punkte, an denen je nach Bedarf Unterricht an-
geboten wird. Neben der Kreismusikschule Uk-
kermark besteht in der Stadt Schwedt eine kom-
munal getragene Musik- und Kunstschule. Für
Umlandschüler dieser Einrichtung gewährt der
Landkreis Uckermark einen jährlichen
Unterrichtskostenzuschuss.

Neben den kreiseigenen Einrichtungen un-
terstützt der Landkreis die Finanzierung regio-
nal bedeutender Kultureinrichtungen.
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Im Haushaltsplan des Jahres 2001 sind dafür
folgende Summen veranschlagt:

- Uckermärkische Bühnen Schwedt
1.200.000 DM

- Musik- und Kunstschule Schwedt
126.000 DM

- Multikulturelles Centrum Templin
55.000 DM

- Brandenburgisches Museum für  Klein- und
Privatbahnen in Gramzow
30.000 DM

sowie für

- Allgemeine Kulturförderung
55.000 DM

Den größten Anteil der institutionellen Förde-
rung vereinnahmen die Uckermärkischen Bühnen.
Das als Eigenbetrieb der Stadt Schwedt betriebe-
ne Theater stellt die größte aber auch kostenin-
tensivste Kultureinrichtung im Landkreis dar. Die
Finanzierung ist im Rahmen vertraglicher Rege-
lungen zwischen den drei Vertragspartnern, Land
Brandenburg, Landkreis Uckermark und Stadt
Schwedt, geregelt. Der Anteil des Landkreises
Uckermark beträgt 1,2 Mio. DM.

Neben den institutionellen Kultureinrichtun-
gen gibt es im Landkreis Uckermark eine viel-
fältige, außerordentlich aktive freie Kultursze-
ne. Diese wird neben den bestehenden Kul-
turvereinen unterschiedlichster Art durch zahl-
reiche Bildende Künstler geprägt. Die reizvolle
Landschaft und die Möglichkeit, in natürlicher
Umgebung künstlerisch tätig zu sein, wurde
oft zum Anlass genommen, in der Region eine
Galerie oder ein Atelier zu eröffnen. An-
spruchsvolle Kunstprojekte entstanden mit Un-
terstützung des Landkreises. So tourte eine
Wanderausstellung über einen Zeitraum von 2
Jahren durch Deutschland und die Schweiz,
die einen Einblick in Vielfalt und Qualität der
ansässigen Künstler gewährte. Der Künstler-
pfad, ein Leporello, das dem Besucher Infor-
mationen zu den vorhandenen Galerien und
Werkstätten vermittelt, erschien 1999 bereits
in der dritten Auflage. Zahlreiche Pleinair und
Symposien wurden durch Künstler initiiert. All
diese Projekte trugen wesentlich dazu bei, den
Landkreis Uckermark bis hin in andere euro-
päische Länder als kunst- und kulturfreundliche
Region öffentlich wirksam werden zu lassen.

Um die Aktivitäten der Künstler zu fördern
und insbesondere um ihnen eine Möglichkeit
zu bieten, in der Region einen Teil des Le-
bensunterhaltes zu verdienen, verabschiedete
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der Kreistag des Landkreises Uckermark die
Richtlinie zur „Förderung von Kunst im öffent-
lichen Raum“. Diese Richtlinie beinhaltet, dass
gemessen am Investitionsvolumen einer Bau-
maßnahme ein prozentualer Anteil der Investi-
tionsmittel für die Ausschreibung eines künst-
lerischen Wettbewerbes verwendet wird. Die
Berechtigung zur Wettbewerbsteilnahme be-
schränkt sich auf  Künstler, die ihren Wohnsitz
bzw. ihren Schaffensschwerpunkt in der Ucker-
mark haben. In der Vergangenheit wurden 9
Wettbewerbe ausgeschrieben. Sieben Kunstwer-
ke wurden bereits ihrem Bestimmungsort über-
geben. Zwei weitere Werke befinden sich in der
Entstehung.

Im Jahre 1998 beteiligte sich der Landkreis
Uckermark an der landesweiten Erarbeitung der
Kulturentwicklungsplanung. Durch Kooperati-
on mit den Städten Angermünde, Schwedt und
Prenzlau gelang es über ein ABM-Projekt, eine
flächendeckende kulturelle Bestandsaufnahme
im Landkreis in den folgenden Rubriken vorzu-
nehmen:

- Museen und Heimatstuben
- Bibliotheken
- Aufführungsstätten
- Galerien, Archive
- Musikschulen
- Orchester
- Theater
- Kulturvereine
- Künstler

Auf  der Grundlage dieser Bestandsaufnah-
me erfolgte eine differenzierte Zustandsanalyse,
die in der Erarbeitung kulturpolitischer Leitli-
nien mündete. Diese Leitlinien wurden mit dem
Kreisentwicklungskonzept des Landkreises
durch den Kreistag beschlossen.

Das durch die Bestandsaufnahme gewonne-
ne Datenmaterial bildete eine solide Grundlage
für die Veröffentlichung eines Kultur-
adressbuches. Dieses erschien im Jahr 2000. Die
nächste überarbeitete und ergänzte Auflage ist
vorbehaltlich der Bewilligung von Förder-
mitteln durch die Kommunalgemeinschaft
Pomerania für das Jahr 2002 geplant. Hier wer-
den zusätzlich die Kulturdaten des polnischen
Nachbarlandkreises Gryfino aufgenommen. Die-
ses Projekt soll in erster Linie der Förderung ei-

ner intensiven kulturellen Zusammenarbeit beider
Landkreise dienen. Darüber hinaus wird der be-
stehende Freundschaftsvertrag zwischen den Land-
kreisen mit Leben erfüllt.

Weiterhin wurde das Datenmaterial als Grund-
lage für die  Erstellung von Geodaten für das
Geografische Informationssystem (GIS) genutzt.
Dieses System dient den Mitarbeitern des Kultur-
amtes als komfortable Informations- und
Auskunftsmöglichkeit und kommt insbesondere im
Bereich der Öffentlichkeitsarbeit zum Einsatz.

Mit der Präsentation des Landkreises Ucker-
mark unter der Adresse www.uckermark.de wur-
de dem Bereich Kultur eine sehr gute Möglich-
keit geboten, die Kultur- und Kunstlandschaft
in kompakter Form darzustellen. Unter der Ru-
brik „Kultur“ sind vielfältige Informationen ab-
rufbar.

Mit der Wahl am 5. Dezember 2001trafen die
Abgeordneten des Kreistages eine schwerwie-
gende Entscheidung. Der Landrat des Landkrei-
ses Uckermark wurde gewählt. Eine schwerwie-
gende Entscheidung vor allem auch für die Kul-
tur, denn mit dieser Wahl werden die Weichen
neu gestellt. Es bleibt zu hoffen, dass die zu
verzeichnenden Erfolge der in den vergange-
nen acht Jahren praktizierten Kulturpolitik zur
Entscheidungsfindung beitragen werden.

Annegret Hannemann ist die Leiterin des
Kulturamtes. Dr. Helaman Krause ist Kultur-
dezernent und 1. Beigeordneter des Landkrei-
ses Uckermark.



23

Gut 100 Kilometer nördlich von Berlin liegt,
eingebettet in eine idyllische Landschaft, direkt
am Ufer des langgestreckten Uckersees, das
Städtchen Prenzlau. Der Ort ist Zentrum einer
der am dünnsten besiedelten Regionen Deutsch-
lands, Heimat von ca. 20.000 Einwohnern und
Kreisstadt des größten Landkreises der Bundes-
republik, der Uckermark.

So günstig die Lage in der ursprünglichen
Naturlandschaft und die verkehrsgeografische
Lage mit direkter Zug-, Autobahn- und Bun-
desstraßenanbindung nach Berlin (ca. 1,5 Fahr-
stunden) auch sind, die Vermutung täuscht, die-
ser Ort wäre ein Ziel für viele stadtmüde Wo-
chenendausflügler.

Gelegen nicht nur in einer landschaftlichen
Idylle sondern auch in einer strukturschwachen
Region mit einer Arbeitslosigkeit von bis zu
25%, ist für die Stadt der Tourismus jedoch ei-
ner der Wirtschaftszweige, der einen Hoffnungs-
schimmer verspricht. So wurden also die Wei-
chen gestellt, um Angebote zu entwickeln, die
in der Lage sind, die Stadt attraktiver zu ma-
chen und Gäste anzuziehen.

Die Entscheidung, die auf eine langfristige
Entwicklung des Standortes in Richtung Kultur-
tourismus setzte, war jene über die Sanierung
und Umnutzung des Dominikanerklosters in
Prenzlau.

Prenzlau war im Mittelalter ein bedeutsamer
Ort, wovon auch die stolze Zahl von drei Klö-
stern in der Stadt kündet. Nicht alle Bauwerke
haben die Zeiten überstanden und letztlich ha-
ben die Zerstörungen in Folge des II. Weltkrie-
ges das Stadtbild nachhaltig zerstört. Heute ragt
die riesige St. Marienkirche mit ihren mächtigen
Doppeltürmen wie ein Fremdkörper aus einem
von modernen Plattenbauten dominierten Zen-
trum heraus. Von zwei Klöstern überstanden
nur die Kirchen. Das dritte jedoch, das in den
Jahren von 1275-1343 errichtete Dominikaner-
kloster, überstand alle Zeiten unzerstört und

ist in seiner Ganzheit ein kulturgeschichtliches
Bauwerk ersten Ranges. Allerdings hatten der
Zahn der Zeit und die verschiedenen Nutzun-
gen des Gemäuers ihre Spuren am Gebäude-
komplex hinterlassen. Mönche lebten hier nur
bis 1544. Nach der Reformation gelangten die
Konventsgebäude in städtischen Besitz und
diente unter anderem als städtisches Armenhaus,
Gefängnis oder Krankenhaus.

Dieses Kloster, in dem seit 1930 auch ein Teil
des Uckermärkischen Regionalmuseums (gegr.
1899) seinen Sitz hatte, konnte mit einem er-
heblichen Aufwand von Mitteln der Europäi-
schen Union, des Landes Brandenburg und der
Stadt Prenzlau denkmalgerecht rekonstruiert
und zu einem Kultur- und Tourismuszentrum
umgenutzt werden. Ca. 13,5 Millionen DM sind
geflossen bis im September 1999, nach dreijäh-
riger Bauzeit, das „Dominikanerkloster Prenzlau.
Kulturzentrum und Museum“ neu eröffnet wer-
den konnte. Damit entstand nicht nur ein An-
ziehungspunkt für Touristen und Einheimische,
vielmehr hatte sich mit diesem Datum die Kul-
turlandschaft Prenzlaus insgesamt verändert,
denn alle Kultureinrichtungen in Trägerschaft
der Stadt Prenzlau und die kommunale Kultur-
verwaltung fanden hier unter einem gemeinsa-
men Dach ihren Platz.

Für dieses Projekt erhielten der Architekt Olaf
Beckert und die Stadt Prenzlau gemeinsam den
Architekturpreis des Landes Brandenburgs für
die Umnutzung denkmalgeschützter Gebäude.

Das machte natürlich neugierig, und so ström-
ten am  Tag des offenen Denkmals im Septem-
ber 1999 allein 1.200 Besucher durch die Räu-
me, um zu schauen: Was ist denn eigentlich ge-
worden: aus dem vielen Geld; aus dem Klo-
ster; und aus den vertrauten Kultureinrichtun-
gen „Stadtbibliothek“, „Stadtarchiv“, „Kultur-
historisches Museum“ und „Kulturarche“, zu
denen sich neu auch noch die Stadtinformation
und die „Zentralstelle für Sprache und Litera-
tur in der Uckermark“ gesellt hatten?

Mönche und Preußen im Gemischtwarenladen.
Zweieinhalb Jahre „Dominikanerkloster Prenzlau.

Kulturzentrum und Museum“

Dirk Keil
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Die Medien und die Menschen waren sich
einig: Es ist eine gelungene Rekonstruktion ei-
nes wunderschönen Gebäudes – aber wie das
kulturelle Leben sich nun hier entwickeln wird,
das bleibt abzuwarten. Und die Erwartungen wa-
ren riesig!

Zwei Jahre später hat ein Journalist einmal über
das Kloster geschrieben, es sei ein „Gemischt-
warenladen“, der sein Profil suche. Das vermit-
telt das Bild, man wisse hier nicht so richtig, was
man wolle – und probiere deshalb einfach alles.

Nun – experimentiert wurde sicherlich sehr
viel in diesen ersten zwei Jahren: Die Teams
der vormals eigenständigen Kultureinrichtun-
gen mussten in einer neuen Struktur zusammen-
wachsen, was nicht immer einfach war. Perso-
nalreduzierungen mussten verschmerzt und
neue Wege der Arbeitsorganisation gefunden
werden. Zu traditionellen Aufgaben der Kul-
tureinrichtungen, die hier nun auf verwaltungs-
deutsch „Sachgebiete“ hießen, kamen neue hin-
zu. Dazu haben sich für alle Einrichtungen des
Dominikanerklosters die Aktivitäten im Veran-
staltungsbereich deutlich ausgeweitet.

Und dabei ging es in diesen Monaten natürlich
immer auch darum, für die Besucher aus Prenzlau,
aus der Uckermark und aus der Ferne kulturelle
Angebote zu schaffen, ihr Interesse zu wecken
und ihnen anregende, unterhaltsame aber auch
nachdenkliche Stunden zu schenken. Das ver-
langte die Kreativität, neue Wege zu suchen und
die Kraft, sie auch zu gehen. Wie es aber beim
System „try and error“ nun mal so ist,  es klappt
nicht immer alles.

Zum „Klosterrock Open Air 2000“ im
Friedgarten kamen, neben der sehr guten au-
stralischen Band „Naked Raven“ und einer jun-
gen Band aus der Uckermark, gerade mal 50
Besucher. Und dann vertrugen die Blei-
verglasungen der mittelalterlichen Spitzbogen-
fenster die Bässe nicht und klirrten jämmerlich
– und am Ende des Abends waren alle, Organi-
satoren und Bands, von der Veranstaltung et-
was enttäuscht. Aber solche Fehlstarts lassen
sich natürlich leichter verschmerzen, wenn man
sich die Besucherstatistik insgesamt anschaut:
Im Jahr 2000 fanden 52.602, im Jahr 2001 dann
50.273 Besucher den Weg ins Dominikanerklo-
ster. Zum Vergleich: Die Bevölkerungszahl der
Stadt Prenzlau liegt bei 20.000.

Aber nicht nur die Besucherzahlen erzählen
von Erfolgen. Andere neue Programmformate,
die im Jahr 2000 gestartet wurden, hatten einen
deutlich besseren Start als der verpatzte
„Klosterrock“. Der „Kultursommer im Kloster-
garten“ zum Beispiel spricht mittlerweile auch
Gäste aus Bayern und Österreich an; die „Lan-
gen Nächte“ sind meistens ausverkauft; das „Ku-
linarische Kloster“ trifft auf wachsende Beliebt-
heit; und mit dem Straßentheaterfestival „Pars
pro toto“ belebte das Klosterteam im August
2001 zum ersten Mal auch das Uckerwiek und
das umliegende Gelände mit Gauklern, Mimen
und Akrobaten. Im Jahr finden durchschnittlich
360 Veranstaltungen, vom Klostergartenkonzert
über Vortragsreihen bis hin zur kleinen Familien-
geburtstagsfeier, im Dominikanerkloster statt.

Veranstaltungen sind das eine Betätigungsfeld
der Mitarbeiter des Klosters. Besuchermagnet
ist jedoch unangefochten die Stadtbibliothek, die
sich besonders bei jungen Prenzlauern großer
Beliebtheit erfreut. Das Angebot reicht hier mitt-
lerweile vom klassischen Buch bis zu den neue-
sten Medien, und dass im Internet recherchiert
werden kann, ist ganz selbstverständlich.

Nach Kräften recherchiert wird auch im Stadt-
archiv, unterm Dach des Klosters. Ob nun alte
Bauakten, Urkunden oder Ahnentafeln – in den
neuen Räumlichkeiten des Archivs entdecken
mehr und mehr Bürger ihr Zeug zum Freizeit-
historiker. Natürlich nutzen aber auch die ange-
stammten Berufskollegen die Möglichkeit, hier
unter idealen Arbeitsbedingungen historische
Materialien einzusehen.

Gegenüber, unter dem Dach des Südflügels,
hat die Zentralstelle für Sprache und Literatur
in den letzten zwei Jahren Grundlagen für ihre
Arbeit aufgebaut. Niederdeutsch, in seiner spe-
zifischen uckermärkischen Ausprägung ist hier
nur ein Arbeitsfeld.

Den größten Platz im Kloster aber nimmt das
Kulturhistorische Museum ein. Auf Kreuzgängen,
in Kapelle, Klosterküche, Refektorium und
Sonderausstellungsraum informiert es über Kul-
tur und Geschichte der Region und der Stadt
Prenzlau. Dazu gibt es weitere Sonderaus-
stellungen zu Themen der Zeitgeschichte, so
unter anderem im März 2001 die Ausstellung
„Anne Frank. Eine Geschichte für heute“, die
hier im Dominikanerkloster von Bundeskanzler
Gerhard Schröder eröffnet wurde.
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Ab Juni 2001 allerdings informierte das Mu-
seum über sehr lange Zeit mehr oder weniger
ausschließlich über ein Thema: Die Preußen
hatten Einzug ins Dominikanerkloster gehalten.
Dazu ein kleiner Exkurs.

Angefangen hatte alles ganz harmlos. Eine
Delegation aus Potsdam war gekommen und
stellte ein Projekt vor, ein Landesprojekt. Im
Rahmen von „Kulturland Brandenburg 2001“
sollten unter dem Rahmenthema „Preußen“
dezentral im gesamte Bundesland und in Berlin
Ausstellungen gezeigt werden. Geld gäbe es
auch und fachliche Unterstützung sowieso. Die
Frage war, ob das Kloster da mitmachen woll-
te? Das Kloster wollte. Um es vorweg zu neh-
men, das Projekt war ein großer Erfolg, viele
Besucher aus der ganzen Bundesrepublik ka-
men um die Ausstellung zu sehen, im Gäste-
buch las man fast nur Lob und dem Museum
war es mit dieser Ausstellung gelungen, seine
Leistungsfähigkeit deutlich unter Beweis zu stel-
len. Was jedoch im Voraus nicht zu ahnen war,
war der immense Arbeits- und Organisations-
aufwand. „Zwischen Krieg und Frieden. Militär
und Gesellschaft in Brandenburg- Preußen“, so
der Titel der bis Oktober gezeigten Exposition,
zeigte 350 Objekte, darunter 220 Leihgaben aus
der gesamten Bundesrepublik. Eine spezielle
Ausstellungsarchitektur wurde errichtet, in de-
ren Rahmen die Objekte dann präsentiert wur-
den. Dazu gab es einen Katalog, eine militär-
historischen Stadtrundgang samt Begleit-
broschüre, ein umfangreiches Begleitprogramm,
eine Ergänzungsausstellung zum Militär in der
Karikatur und ein „begehbares Plakat“ im
Klosterinnenhof. Nachtschichten und Preußen,
diese Kombination gehörte so besonders in der
Vorbereitungszeit der Ausstellung für die Mit-
arbeiter schon fast zum Arbeitsalltag. Aber auch
wenn vor neuen Großprojekten dieser Art viel-
leicht erst einmal eine Pause eingelegt werden
muss – das Projekt war den Aufwand wert – für
die Besucher und auch für die Mitarbeiter und
die Erfahrungen, die sie hier sammeln konnten.

Doch zurück zum Anfang: Was hat das nun
alles eigentlich mit einem profillosen „Gemischt-
warenladen“ gemein?

Es stimmt, im Kulturzentrum und Museum
Dominikanerkloster Prenzlau wird eine große
Vielfalt kultureller Einrichtungen und Angebo-
te präsentiert – aber ist Vielfalt gleichbedeu-
tend mit einem Mangel an Profil?

Das Gemisch hat seine Reize: Fast alle Ange-
bote der Stadt Prenzlau sind unter einem Dach
gebündelt, die Einrichtungen können auf schnel-
lem Wege gut miteinander kooperieren, Besu-
cher erfreuen sich an kurzen Wegen und dem
umfangreichen Angebot und die Finanzen sind
in einem gemeinsamen Klulturtopf gut zu ver-
walten.

Eine Profilierung findet innerhalb der Viel-
falt statt. Dafür wurde gemeinsam mit den Mit-
arbeitern ein Konzept entwickelt, das auf zwei
Säulen ruht: Einem jährlich wechselnden inhalt-
lichen Rahmenthema und einer über die Jahre
gleichbleibenden festen Angebotstruktur des
Dominikanerklosters.

Das jährliche Rahmenthema bestimmt die in-
haltliche Ausrichtung der Hauptaktivitäten der
einzelnen Einrichtungen im Dominikanerkloster.
So stand beispielsweise das Jahr 2001 unter dem
schon erwähnten Thema „PREUSSEN|2001“. Zu
diesem Thema fand nicht nur die große Sonder-
ausstellung des Museums statt. Das Thema re-
flektierte sich auch in einem eigens zusammen-
gestellten Präsenzbestand in der Stadtbibliothek,
in einem speziell konzipierten Begleitprogramm,
es fand weiterhin Einfluss in die Veranstaltungs-
planung für den „Kultursommers im Kloster-
garten“ und auch das Historische Stadtarchiv
und die „Zentralstelle für Sprache und Litera-
tur in der Uckermark“ brachten sich mit eige-
nen Angeboten zu diesem Thema ein.

Die über die Jahre gleichbleibende Angebots-
struktur des Dominikanerklosters stellt im
Veranstaltungsbereich den „Kultursommer im
Klostergarten“ in den Mittelpunkt, der stets am
ersten Juniwochenende beginnt, seine Haupt-
veranstaltung am ersten Augustwochenende hat
und am ersten Septemberwochenende beendet
wird. Dazu kommen zwei „Lange Kloster-
nächte“, die regelmäßig jeweils zu den Wech-
seln Sommerzeit/Winterzeit bzw. Winterzeit/
Sommerzeit durchgeführt werden. Weitere stän-
dige Programmformate sind die Veranstaltun-
gen „Himmelfahrt im Kloster“ und „Advent im
Kloster“.

Im Ausstellungsbereich wird in jedem Jahr über
die Sommermonate eine große Sonderaus-
stellung gezeigt, die durch zwei kürzere Sonder-
ausstellungen im Frühjahr und im Herbst flan-
kiert wird. Dazu gibt es die Ausstellungen der
FoyerGalerie im Bereich der bildenden Kunst.
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In diese Angebotsstruktur bringen sich alle
Einrichtungen des Dominikanerklosters ein. Die
Schwerpunkte dieser Struktur, der Kultur-
sommer und die Sommerausstellung, werden
inhaltlich durch das Jahresrahmenthema be-
stimmt.

Somit wurde in den vergangenen Jahren der
Versuch unternommen, die strukturell gegebe-
ne Angebotsvielfalt der Kultureinrichtung mit
einer klaren Angebotsprofilierung zu verbinden.

Das Dominikanerkloster steht noch am An-
fang seiner Entwicklung, und das statistische
Zahlenmaterial, das nach dieser relativ kurzen

Zeit zur Verfügung steht, ist sicherlich nur be-
grenzt geeignet, langfristige Tendenzen aufzu-
zeigen. Jedoch lässt sich nach den vergangenen
zweieinhalb Jahren feststellen:

Die Menschen haben das Kloster angenom-
men. Das „Dominikanerkloster Prenzlau. Kul-
turzentrum und Museum“ ist zu einem Mar-
kenzeichen für Kulturarbeit in der Region ge-
worden.

Dirk Keil M.A. ist Abteilungsleiter Kultur und
Leiter des Dominikanerklosters der Stadt
Prenzlau.

Anzeige:

Studium
neben dem Beruf

 6 Semester ab April bzw. Oktober 2002
! Wirtschafts-Diplom
" Betriebswirt (VWA)
" Informatik-Betriebswirt (VWA)
" Betriebswirt (VWA) Gesundheitsmanagement
! Verwaltungs-Diplom
" Verwaltungs-Betriebswirt (VWA)

Lehrort Universität Potsdam (Babelsberg)
Information  # (0331) 2891243 $ Fax 2893392

Info@vwa-potsdam.de

-Aufbaustudium  3 Semester ab Oktober 2002
" Managementbetriebswirt (VWA)
" Marketingbetriebswirt (VWA/DMV)
" Personalbetriebswirt (VWA)
Verwaltungs- und Wirtschafts-
Akademie (VWA) Potsdam e.V
Hegelallee 6-8 (Haus 6)
14467 Potsdam

Verwaltungs-Betriebswirte (VWA)
für die Verwaltungsreform
Die Anforderungen zur Modernisierung und
Reform der öffentlichen Verwaltung prägen die
Studieninhalte des verwaltungswissenschaftli-
chen Studienganges an der VWA. Dazu gehö-
ren in der Betriebswirtschaftslehre Informations-
, Organisations-, Personalmanagement, Rech-
nungswesen mit Kameralistik und doppelter
Buchführung, Bilanzierung, Kosten- und Lei-
stungsrechnung, Investition und Finanzierung
bis zum Controlling sowie Marketing und Unter-
nehmensführung.

Der hohe Qualitätsstandard des sechs Seme-
ster und über 900 Stunden umfassenden Studi-
ums wird vor allem durch die Dozenten der
Akademie, ausgewiesene Hochschullehrer  un-
seres Kooperationspartners Universität Pots-
dam und hervorragende Praktiker bestimmt. Die
Diplomprüfung wird nach einer vom Ministerium
des Innern am 15.2.1999 bestätigten Prüfungs-
ordnung absolviert.

Das an einer VWA erworbene Diplom stellt so-
wohl gemäß Laufbahnverordnung des Bundes
(§ 42 BGBl. 1978 I, S.1763 ff.) als auch des
Landes Brandenburg (§ 15 GVBl. 1997 I, S. 58
ff.) eine anerkannte Aufstiegsfortbildung für Be-
schäftigte des öffentlichen Dienstes dar.
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Gegenstand der vor kurzem vorgelegten Studie
ist die Infrastruktur- und Investitionspolitik von
Bund, Ländern und Gemeinden, die sich auf
die bauliche und technische Modernisierung der
„klassischen“ öffentlichen Kulturbauten rich-
tet. Dazu gehört gemeinhin das weite Spektrum
von kulturellen Einrichtungen, wie z.B. Thea-
ter, Konzerthallen, Veranstaltungshäuser, Mu-
seen, Ausstellungszentren, Bibliotheken, Kunst-
und Musikschulen oder soziokulturelle Einrich-
tungen, die überwiegend (noch) in der Verant-
wortung von Ländern und Gemeinden, als so-
genannte kulturelle „Leuchttürme“ auch in der
Mit-Verantwortung des Bundes stehen.

Im Unterschied zu anderen Infrastruktur-
bereichen, wie z.B. Verkehrswege oder Wasser-
versorgung, ist eine Bestandsaufnahme von
Anwendungserfahrungen in der Infrastruktur-
und Investitionspolitik im Kulturbereich bisher
nicht erfolgt. Dieses Defizit greift die Untersu-
chung für die fünf neuen Länder auf und ver-
sucht aus „helicopter“-Perspektive eine länder-
vergleichende Analyse zum Prozess, zu Pro-
blemen und Perspektiven der Modernisierung
dieser kulturellen Infrastruktur.

Die Dichte der kulturellen Infrastruktur in
Ostdeutschland, der sogenannte „teilungs-
bedingte Nachholbedarf“ an Instandhaltung und
Modernisierung (nicht nur) im Bereich der kul-
turellen Einrichtungen, die beachtliche Zahl von
kulturellen Ersatz- und Neubauten oder auch
die Geschwindigkeit, in welcher stadt- und
regionalentwicklungspolitische oder auch
(kultur-) touristische Impulse über das In-
vestitionsgeschehen in Kulturbauten in den zu-
rückliegenden elf  Jahren deutscher Einheit in-
duziert worden sind, werfen in den neuen Län-
dern manche Problemlagen und Fragestellun-
gen schärfer auf. Wenngleich im Instand-

setzungs- und Modernisierungsprozess an be-
stehenden Kulturbauten, der parallel zur Schlie-
ßung von kulturellen Einrichtungen verlief, er-
hebliche Fortschritte erzielt worden sind und
ein Sanierungs- und „Bauboom“ nicht zu über-
sehen ist, muss von einem weiterhin hohen In-
vestitionsbedarf ausgegangen werden.

Wegen der Pluralität nach den Trägern und
Quellen der Finanzierung sowie der Komple-
xität des Investitionsprozesses in Kulturbauten,
der in der Praxis quasi „quer“ zu gewohnter
Ressortverantwortung und entsprechendem -
handeln verläuft, brauchte die Untersuchung ei-
nen spezifischen Zuschnitt.

Die Studie beinhaltet zum einen eine Zwi-
schenbilanz zum Programm „Kultur in den neu-
en Ländern“, das sich als fachspezifisches Pro-
gramm des Bundes zur Infrastrukturförderung
im Kulturbereich abgegrenzt analysieren lässt.
Das Programm „Kultur in den neuen Ländern“
(zum Programmstart „Aufbauprogramm Kultur
neue Länder“ genannt), das auf  die Fortsetzung
der baulichen und technischen Modernisierung
der kulturellen Infrastruktur in den neuen Län-
dern gerichtet ist, wurde vom Bund im Jahr 1999
aufgelegt. Es gehört zu einer der ersten Initiati-
ven des BKM, mit der in der Kulturpolitik des
Bundes für Ostdeutschland nach dem Ende der
Übergangsfinanzierung gemäß Einigungsvertrag
neue Akzente gesetzt wurden. Bis 2004 sind ins-
gesamt 330 Mio. DM Bundesmittel für investive
Bau- und Beschaffungsmaßnahmen im Bereich
kultureller Einrichtungen in den neuen Ländern
vorgesehen. Der Förderanteil des Bundes liegt
dabei jeweils bei maximal 50 Prozent. Ein-
schließlich der Komplementärfinanzierungen
wird mit dem Programm von 1999 bis 2004 vor-
aussichtlich ein Investitionsvolumen in Höhe
von ca. 800 Mio. DM erreicht. Das Programm

„Wie in Kultur (-bauten) investieren?
Kulturinvestitionsprogramme in den neuen Ländern:
Bestandsaufnahme, Probleme und Perspektiven der

Modernisierung der kulturellen Infrastruktur“

Vorstellung einer Studie. erarbeitet im Auftrag des Beauftragten der
Bundesregierung für Angelegenheiten der Kultur und der Medien

Cornelia Dümcke
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ergänzt andere Programme des Bundes, die mit
investiven Mitteln zur Infrastrukturförderung
im Bereich der kulturellen Einrichtungen der
neuen Länder beitragen (u.a. die institutionelle
Dauerförderung national bedeutsamer Einrich-
tungen durch das „Leuchtturmprogramm“ so-
wie die Denkmalförderung durch das „Dach-
und Fach-Programm“ des Bundes).

Zum anderen wurden ausgewählte, über den
Programmbereich „Kultur in den neuen Län-
dern“ hinausgehende Rahmenbedingungen,
Anwendungserfahrungen und Praktiken der
Länder und Kommunen aus dem Investitions-
prozess in Kulturbauten analysiert.

Aus beiden Untersuchungsansätzen wurden
die Ergebnisse der Analyse für die Formulie-
rung von Herausforderungen für die Infrastruk-
tur- und Investitionspolitik im Kulturbereich
zusammengeführt.

Den konzeptionellen Hintergrund der Unter-
suchungen bildeten eine Reihe strategischer Fra-
gestellungen, aus denen heraus u.a. eine quali-
tative Befragung von Entscheidungsträgern auf
Landes- und kommunaler Ebene (bei Letzteren
begrenzt auf eine fallweise Befragung in Sach-
sen und Mecklenburg-Vorpommern) in einem
zweistufigen Verfahren gemeinsam mit den Län-
dern entwickelt wurde.

Gefragt wurde u.a., ob und wie es den neuen
Ländern gelungen ist, eigene „Kulturinvestitions-
programme“ aufzulegen oder auf andere, außer-
halb des Kulturbereichs liegende Infrastruktur-
programme zu Gunsten der Kultur zurückzugrei-
fen (u.a. beispielsweise auf Mittel aus dem
Investitionsförderungsgesetz (IfG) „Aufbau Ost“
oder aus Programmen der EU), wie es um das
privatwirtschaftliche Engagement bei
Infrastrukturmaßnahmen im Bereich der „klassi-
schen“ Kultureinrichtungen in zumeist öffentli-
cher Trägerschaft bestellt ist, welche „Anstoß-
effekte“ durch die öffentliche Investitionsförde-
rung ausgelöst wurden oder welche Investitions-
hemmnisse in ostdeutschern Ländern und Kom-
munen im Kulturbereich aktuell existieren.

Zugleich wurden ausgewählte Rahmenbedin-
gungen der Infrastrukturpolitik im Kulturbereich
der neuen Länder zu beleuchten versucht. Letz-
tere haben sich im Kulturbereich, mit Auslau-
fen der infrastrukturbezogenen Übergangs-
finanzierung, seit Mitte der 90er Jahre in fast allen
neuen Ländern verschlechtert. Nur ein Indikator

dafür ist die abnehmende Investitionsfähigkeit aus
den eigenen, fachspezifischen Programmen der
Länder (z.B. für Denkmalpflege) bzw. aus den
Vermögenshaushalten der Gemeinden für den
Kulturbereich, die zum Ende der 90er Jahre par-
allel zum allgemeinen Verfall der Investitionsfä-
higkeit in Ostdeutschland verläuft.

Die Befragungsergebnisse auf Landes- und
kommunaler Ebene zu den aktuellen Investitions-
hemmnissen im Kulturbereich sprechen vor die-
sem Hintergrund eine entsprechend klare Spra-
che. Sicherung von und Zugriff  auf  Kofinan-
zierungen für Infrastrukturmaßnahmen im Kul-
turbereich wurden als zentralstes Durchführungs-
problem und Investitionshemmnis „Nr.1“ benannt.
Weil aber in den meisten ostdeutschen Ländern
der investive Modernisierungsprozess im Bereich
von Kulturbauten parallel zur Absenkung verfüg-
barer konsumtiver Mittel für die öffentliche Kul-
turförderung (institutionell und projektorientiert)
verläuft, hat für einen großen Teil der Kommu-
nen mittlerweile auch die Folgekostenproblematik
den Rang eines Investitionshemmnisses erreicht.
Dies ist vor allem ein kulturpolitisch brisantes
Problem, für das sich, wie die Untersuchungen
belegen, das Problembewusstsein erheblich ver-
stärkt hat.

Der ländervergleichende Ansatz der Unter-
suchungen ermöglicht neben dem Einblick in
Gemeinsamkeiten und Unterschiede von An-
wendungserfahrungen und Praktiken der Län-
der und Kommunen auch die Identifizierung
neuer Anforderungen, die beispielsweise aus
dem Druck zur „Verzahnung“ durch ressort-
übergreifendes Agieren oder aus dem Bedarf
der Praxis zur Professionalisierung resultieren.
Da festgestellt wurde, dass ein länderüber-
greifender Erfahrungsaustausch zur Infrastruk-
tur- und Investitionspolitik im Kulturbereich der
neuen Länder momentan nur unzureichend exi-
stiert, wäre es wünschenswert, wenn die An-
stöße, die die Studie für Analyse, Konzeptions-
bildung und Informationsaustausch beabsichtigt,
aufgenommen würden.

Die Studie kann bestellt werden beim Presse-
und Informationsamt der Bundesregierung, Refe-
rat 322, 11044 Berlin, e-Mail: 322@bpa.bund.de

Dr. Cornelia Dümcke ist Geschäftsführerin der
Culture Concepts Berlin.
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Attraktivität von Museen im Ruppiner Land.
Ein Projektbericht

Im Sommersemester 2001 beschäftigte sich eine
Seminargruppe der Universität Potsdam mit den
Museen im Land Brandenburg, genauer im Be-
reich Oberhavel und untersuchte in dem Zu-
sammenhang verschiedene Fragestellungen. Be-
sonderes Augenmerk wurde auf verschiedene
Trägerschaften der einzelnen Museen gerich-
tet, aber auch die Wirtschaftlichkeit der Muse-
en in der Region wurde analysiert. Unser Ziel
war es, das Marketing der Museen der Region
genauer zu betrachten und Vorschläge zu ge-
ben, wie man es verbessern und somit mehr
Besucher anziehen könnte. Um diesen Zusam-
menhang nachzuweisen, gingen wir folgender-
maßen vor:

Wir sprachen mit Herrn Krause von der
Museumsmarketing GmbH Brandenburg, der
uns einiges über die Museumslandschaft der
Region näher brachte. Nach Literaturrecherchen
und nach weiteren Gesprächen mit weiteren
Sachverständigen starteten wir eine Umfrage an
Hotels und Museen im Ruppiner Land, wobei
wir darauf  Wert legten, möglichst alle anzu-
schreiben, so dass wir nur einige uns aufgrund
der Besucherzahlen unwesentlich erscheinen-
de Heimatstuben nicht mit in die Erhebung ein-
fließen ließen. So befragten wir 32 Museen und
20 Hotels und Pensionen der Region. Die Fra-
gebögen waren nicht identisch, ergänzten sich
aber in den zu untersuchenden Fragen gegen-
seitig, so dass wir ein differenziertes Bild er-
halten konnten. Die 20 befragten Hotels und
Pensionen stellen die Hauptträger von ganz-
jährigen Übernachtungsmöglichkeiten dar (kei-
ne Befragung von Campingplätzen). Die Aus-
wahl erfolgte nach Kapazität der Unternehmen.

Von den 32 angeschriebenen Museen antwor-
teten 20, was einer Rücklaufquote von 62,5 %
entspricht. Zu den antwortenden Museen zählen
insbesondere die regional und überregional be-
kannten Museen der Region. Von den 20 ange-
schriebenen Hotels und Pensionen antworteten
11, was einer Rücklaufquote von 55 % entspricht.

Die Rücklaufquote war für beide Umfragen er-
freulich gut, die Aussagekraft der Umfrage wird
von der Projektgruppe als hoch betrachtet.

Fasst man die Ergebnisse der Umfrage zu-
sammen, so ergeben sich folgende Kernpunkte
in der Beurteilung des Museumsmarketings durch
Museen und Hotels:

1. Attraktivität

Die Museen halten sich bereits jetzt für durch-
aus attraktiv für Touristen, von den Hotels wird
dies deutlich kritischer gesehen, teilweise sogar
angezweifelt und bestritten. Auch werden die
Museen zur Zeit nicht als wichtiger Grund für
Gäste zum Besuch der Region angesehen. Je-
doch sind die Hotels größtenteils der Überzeu-
gung, dass attraktivere Museen mehr Gäste in
die Region bringen könnten.

2. Museumsinhalte

Die Museen bieten eine Reihe von Sonderaus-
tellungen an, weitergehende Aktivitäten z.B. für
bestimmte Besuchergruppen fehlen allerdings.
Für die Hotels stehen die qualitativen Aspekte
der Ausstellungen weniger in der Kritik, sie sind
sogar mit dem Angebot der Museen weitestge-
hend zufrieden, zumal die meisten musealen
Einrichtungen thematisch ihren Schwerpunkt in
der Darstellung von Besonderheiten der Regi-
on gelegt haben. Bemängelt werden allerdings
fehlender Service der Museen und Informati-
on, d.h., die Hotels werden oftmals nicht von
den Angeboten der Museen unterrichtet.

3. Service

Die Museen in der Region bieten nach Ansicht
der Hotels zuwenig Serviceleistungen. Es fehlt
vor allem an Führungen in Fremdsprachen und
Bewirtung, die die Attraktivität für Besucher stei-
gern würden.

4. Werbung und Information

Die Museen betreiben ihr Marketing größten-
teils selbst und geben an, über verschiedene

Nadine Bender/Clemens Koch/Andrè Wilhelmi
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Medien zu informieren. Kooperationspartner beim
Marketing sind im kommerziellen wie im öffentli-
chen Bereich selten. Aus der Sicht der Hotels ist
insbesondere die Werbung der Museen mangel-
haft, es wird massiv über zu geringe Information
über Aktivitäten und zuwenig Ausstattung mit In-
formationsmaterial für Gäste geklagt.

Nach Auswertung der Literatur, Gesprächen
mit Personen aus der Tourismusbranche und
Analyse unserer Umfragen kommt die Projekt-
gruppe zu Empfehlungen, die folgend darge-
stellt werden. Hierbei ist zu beachten, dass nicht
alle Vorschläge von den Museen gleicherma-
ßen verwirklicht werden können. Dies ist ins-
besondere von der Größe der Museen und auch
von der finanziellen Ausstattung abhängig. Man-
che Vorschläge wurden in Einzelfällen bereits
in die Tat umgesetzt, insbesondere der Ziegelei-
park Mildenberg hebt sich positiv heraus. Je-
doch sieht die Projektgruppe auch für kleinere
Museen mit geringeren Ressourcen gutes
Potenzial beim Marketing, insbesondere der
Bereich Vernetzung scheint hier erfolgverspre-
chend ( s.u. ).

Zusätzlich möchten wir anmerken, dass nach
unserer Auffassung die Rechtsform eines Mu-
seums auf den Erfolg des Museumsmarketings
keinen direkten Einfluß hat. Die Empfehlun-
gen sind rechtsformunabhängig. Einzelne Vor-
schläge richten sich nicht an die Museen selbst,
sondern an andere Beteiligte des Tourismus-
marketings im Ruppiner Land, stehen aber mit
dem Museumsmarketing in direkter Verbindung.

 Die Empfehlungen im einzelnen:

I. Museumsinhalt

Der Ausstellungsinhalt der Museen ist durch
den gewählten Themenschwerpunkt vorgege-
ben, die Attraktivität läßt sich jedoch durch die
Art der Darstellung deutlich erhöhen:

· Insbesondere sollte eine Konzentration auf
interaktive Elemente erfolgen, die Besucher
sollten Unterhaltung und Information durch
aktives Tun erleben, der Museumsbesuch soll
ein Erlebnis sein, das Spaß macht.

· Somit muß bei Ausstellungsplanung und Aus-
stellungsdurchführung ebenso wie beim Mar-
keting darauf geachtet werden, nicht unnötig
intellektuelle Schwellen zu schaffen, die nur
von einem kleinen Teil der Besucherschaft
überwunden werden können.

· Auch muss die Integration des Marketing-
gedankens in die Museumsarbeit schon bei
der Planung der Ausstellungen erfolgen. Die
Aufstellung eines Marketingplans muss für je-
des Museum entweder durch das Museum
selbst oder durch Kooperationspartner erfol-
gen, damit Ziele sichtbar gemacht werden kön-
nen und eine Vernetzung erleichtert wird.

II. Allgemeiner Service

Die Attraktivität eines Museums ist nicht nur
vom Ausstellungsinhalt abhängig, sondern ins-
besondere auch von den zusätzlich angebote-
nen Serviceleistungen:

· Vordringlich erscheint der Ausbau von
Bewirtungsmöglichkeiten, was insbesondere
bei Besuchergruppen von Bedeutung ist.

· Weitere Serviceangebote wie behinderten-
freundlicher Zugang (also auch Aufzüge, Toi-
letten usw.) und Führungen in Fremdspra-
chen (fehlen bislang nahezu völlig) sind aus-
zubauen.

· Museumshops sollte es in allen größeren Mu-
seen geben. Sie sollten ohne zusätzliches Ein-
trittsgeld von der Ausstellung aus zu errei-
chen sein. Auch bietet sich eine Kooperati-
on mit vor Ort arbeitenden Künstlern und
Galerien an, wobei das allerdings nur sinn-
voll ist, wenn damit das Thema der Ausstel-
lungen wieder aufgegriffen bzw. verarbeitet
wird, so dass hier kein Bruch entsteht. Eine
Vernetzung der Shops in der gesamten Regi-
on unter einheitlicher Organisation erscheint
sinnvoll, um auch kleineren Museen die Mög-
lichkeit zu geben, einen Shop einzurichten.
Verbinden könnte man eine solche Einrich-
tung auch mit einem kleinen Café oder einer
Snackbar, in der Erfrischungen angeboten
werden. Der Kundenservice für die Unter-
nehmen der Tourismusbranche ist zu verbes-
sern. Wichtig ist, dass vor Ort kompetente
Ansprechpartner vorhanden sind, die in der
Lage sind, individuelle Entscheidungen, z.B.
in den Bereichen Öffnungszeiten und Preis-
gestaltung zu treffen.

III. Information

Die Werbung der Museen muss effektiver wer-
den. So betreiben nahezu alle Museen Werbung,
andererseits fühlt sich die Mehrheit der Hotels
der Region schlecht informiert. So wird zum
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und ist für Besucher attraktiv. Dies be-
deutet, dass zu einem Thema an
mehreren Museumsstandorten aus-
gestellt wird, und diese Einzelaus-
stellungen unter einer gemeinsamen
Überschrift beworben werden. Hier-
zu bietet sich z.B. das Thema „Theo-
dor Fontane“ an.

· Die Museen können in bestehende
Netze von Wander- und Rad-
wanderwegen einbezogen werden.
Diese „Museumslinien“ können in
das bestehende Marketing für die
landschaftlichen Attraktionen des
Ruppiner Landes einbezogen wer-
den.

· Die allgemeine Erreichbarkeit muss
verbessert werden. Hierzu gehören
neben gut ausgebauten Straßen und
dem ÖPNV auch eine ausreichen-
de und einheitliche  Ausschilderung
(Beispiel könnte das Skandinavische
Modell der Ausschilderung von „Se-
henswürdigkeiten“ sein). Dies fällt
natürlich nicht in die Zuständigkeit
der Museen, sondern von Gemein-
den und Kreisen, kann aber von den
Museen durchaus initiiert werden.

· Wir empfehlen ein im Ruppiner
Land einheitliches Eintrittskarten-
bzw. Gutscheinsystem. Die Überle-
gungen der TMB zur Einführung
einer „Ruppin Card“ werden von
uns unterstützt. Dabei geht es um
Pläne, wie eine Art Verbundsystem
mit anderen Museen und Transport-
gesellschaften (Bahn, Bus) gegrün-
det werden kann, die ähnlich wie die
„Welcome Card“ in Berlin funktio-

niert. Positiv hierbei wäre auch eine
bessere Datenerfassung der Besu-
cherströme und ein größerer Anreiz
zum Wiederbesuch der Museen bzw.
dazu, mehrere Museen zu besuchen.

· Die Einrichtung einer zentralen In-
stitution zur Abstimmung von Kul-
tur (also auch Museen) und Touris-
mus im Ruppiner Land erscheint
sinnvoll, wenn die Vernetzungen
erfolgreich umgesetzt werden sollen.

· Hilfreich kann zudem die Schaffung
eines zentralen Markennamens für
die Museumslandschaft im
Ruppiner Land sein.

VI. Zielgruppen
Eine entscheidende Zielgruppe für die Mu-
seen im Ruppiner Land sind Kinder bzw.
Eltern mit Kindern. Viele Museen haben
bereits besondere Aktivitäten für Kinder im
Programm, dies ist zu begrüßen und auszu-
bauen. Insbesondere Aktivitäten, an denen
Eltern und Kinder getrennt teilnehmen kön-
nen, sind zu fördern. Hierzu können z.B.
Ferienprogramme, Workshops und die Mit-
gestaltung von Jugendcamps gehören.
Grundsätzlich gilt, dass besseres
Zielgruppenmarketing nur durch Professio-
nalisierung des Marketings insgesamt mög-
lich ist.

VII. Internet
Viele Museen haben bereits einen eigenen
Internetauftritt. Dabei ist es wichtig, dass
die Internetpräsenz über Darstellungen hin-
ausgeht, die auch aus einem traditionellen
Museumsführer zu bekommen sind. Insbe-
sondere zu empfehlen sind:

Beispiele bemängelt, dass keine Broschüren über
das Angebot erhältlich sind. Auffällig ist hier-
bei, dass trotz der schlechten Ergebnisse die
Werbung weitgehend selbst betrieben wird, nur
wenige Museen haben Kooperationspartner:

· Die Museen der Region müssen die Unter-
nehmen der Tourismusbranche häufiger,
schneller und gezielter mit Informationen
versorgen. So ist z.B. eine  allgemeine
Museumsbroschüre im Museum selbst nicht
nützlich, diese gehört in Hotels, Touristen-
informationen oder in andere Museen, um
sie potenziellen Besuchern zugänglich zu
machen.

· Für professionelle Werbung sind gerade bei
kleineren und mittelgroßen Museen Koope-
rationspartner im Bereich Marketing uner-
läßlich. Hierbei bietet sich als nicht-
kommerzielle Organisation insbesondere die
TMB (Tourismus Marketing Brandenburg)
an, die Marketing für die gesamte Region
Ruppiner Land betreibt.

IV. Museumsaktivitäten

Die Museumsaktivitäten außerhalb der ständi-
gen Ausstellungen sind zu verstärken. Alle
zusätzlichen Aktionen bieten kostenlose Publi-
city und sind bezahlten Anzeigen  vorzuziehen.
Zwar bieten viele Museen regelmäßig Sonder-
ausstellungen an, jedoch sind weitere Angebo-
te notwendig:

· Insgesamt ist eine stärkere Öffnung der Mu-
seen zugunsten von kommerziellen Veran-
staltungen erforderlich, hierzu gehören auch
Veranstaltungen, die mit dem eigentlichen
Ausstellungsinhalt wenig zu tun haben (z.B.
stellt das Museum nur Räumlichkeiten zur
Verfügung etc.).

· Die Museen sollten versuchen, möglichst vie-
le Veranstaltungen mit Event-Charakter an-
zubieten, z.B. Sonderverkaufsaktionen, Spen-
denaktionen und Aktivitäten für bestimmte
Besuchergruppen.

· Eine Einbindung in lokale und regionale Fe-
stivitäten (Volks-, Sportfeste usw.) ist drin-
gend erforderlich, Museen sollen so stärker
in der Alltagskultur verankert werden.

V. Vernetzung

Um die Marketingressourcen der Museen bes-
ser nutzen zu können, sind zahlreiche Vernet-
zungen der jeweiligen Arbeit sinnvoll:

· Aktionen, wie die Berliner „Lange Nacht der
Museen“, bei denen alle Museen zusammen-
arbeiten, sind, wenn auch in anderer Form,
im Ruppiner Land möglich.

· Eine langfristige Vernetzung von Ausstellun-
gen und Ausstellungsinhalten erleichtert das
Marketing und ist für Besucher attraktiv. Dies
bedeutet, dass zu einem Thema an mehre-
ren Museumsstandorten ausgestellt wird,
und diese Einzelausstellungen unter einer
gemeinsamen Überschrift beworben werden.
Hierzu bietet sich z.B. das Thema „Theodor
Fontane“ an.

· Die Museen können in bestehende Netze von
Wander- und Radwanderwegen einbezogen
werden. Diese „Museumslinien“ können in
das bestehende Marketing für die landschaft-
lichen Attraktionen des Ruppiner Landes ein-
bezogen werden.

· Die allgemeine Erreichbarkeit muss verbes-
sert werden. Hierzu gehören neben gut aus-
gebauten Straßen und dem ÖPNV auch eine
ausreichende und einheitliche Ausschilde-
rung (Beispiel könnte das Skandinavische
Modell der Ausschilderung von „Sehens-
würdigkeiten“ sein). Dies fällt natürlich nicht
in die Zuständigkeit der Museen, sondern
von Gemeinden und Kreisen, kann aber von
den Museen durchaus initiiert werden.

· Wir empfehlen ein im Ruppiner Land einheit-
liches Eintrittskarten- bzw. Gutscheinsystem.
Die Überlegungen der TMB zur Einführung
einer „Ruppin Card“ werden von uns unter-
stützt. Dabei geht es um Pläne, wie eine Art
Verbundsystem mit anderen Museen und
Transportgesellschaften (Bahn, Bus) gegrün-
det werden kann, die ähnlich wie die
„Welcome Card“ in Berlin funktioniert. Po-
sitiv hierbei wäre auch eine bessere Daten-
erfassung der Besucherströme und ein grö-
ßerer Anreiz zum Wiederbesuch der Muse-
en bzw. dazu, mehrere Museen zu besuchen.

· Die Einrichtung einer zentralen Institution zur
Abstimmung von Kultur (also auch Muse-
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en) und Tourismus im Ruppiner Land er-
scheint sinnvoll, wenn die Vernetzungen er-
folgreich umgesetzt werden sollen.

· Hilfreich kann zudem die Schaffung eines zen-
tralen Markennamens für die Museums-
landschaft im Ruppiner Land sein.

VI. Zielgruppen

Eine entscheidende Zielgruppe für die Muse-
en im Ruppiner Land sind Kinder bzw. Eltern
mit Kindern. Viele Museen haben bereits be-
sondere Aktivitäten für Kinder im Programm,
dies ist zu begrüßen und auszubauen. Insbe-
sondere Aktivitäten, an denen Eltern und Kin-
der getrennt teilnehmen können, sind zu för-
dern. Hierzu können z.B. Ferienprogramme,
Workshops und die Mitgestaltung von Jugend-
camps gehören. Grundsätzlich gilt, dass besse-
res Zielgruppenmarketing nur durch Professio-
nalisierung des Marketings insgesamt möglich
ist.

VII. Internet

Viele Museen haben bereits einen eigenen
Internetauftritt. Dabei ist es wichtig, dass die
Internetpräsenz über Darstellungen hinausgeht,
die auch aus einem traditionellen Museums-
führer zu bekommen sind. Insbesondere zu
empfehlen sind:

· eine virtuelle Museumsführung.

· Verbindung von Aktivitäten auf  der Website
mit Aktivitäten im Museum (Auflösung er-
folgt im Museum).

· Vorschau (Rückschau) auf  zukünftige (vergan-
gene) Ausstellungsinhalte.

· Zusammenarbeit und Querverweise mit ande-
ren Museen, z.B. bei Themenüberschnei-
dungen.

· Darstellung von allen Aspekten der Museums-
arbeit, also z.B. auch der Forschung; Aus-
nutzung der Website als Werbeplattform.

· Darstellung von touristischen Informationen
über das Museum hinaus (auch als Verweise
auf  andere Websites).

· Einrichtung einer zentralen Internet-Plattform
für alle Museen im Ruppiner Land.

Schlussbetrachtung

Am Beginn unserer Arbeit stand die These:
„Durch ein verbessertes Marketing der Muse-
en läßt sich das touristische Potenzial der Regi-
on Ruppiner Land effektiver ausschöpfen.“
Nach Auswertung der Literatur, Gesprächen mit
Tourismusexperten und unserer Umfrage sehen
wir eine Bestätigung der These. In der Ausgangs-
these sind zwei Kernpunkte enthalten: Zunächst
wird das Museumsmarketing als verbesserungs-
fähig angesehen. Darüber hinaus wird den Mu-
seen ein Einfluß auf  das touristische Potenzial
der Region zugesprochen. Beides sehen wir ins-
besondere durch die Auswertung der Umfrage
als erfüllt an. So beurteilen die Hotels und Pen-
sionen z.B. die Versorgung mit Informations-
materialien als unzureichend. Allerdings sind sie
der Auffassung, dass attraktivere Museen sich
positiv auf die Zahl der Gäste in der Region
auswirken würden.

Zur Attraktivität der Museen und zum
Museumsmarketing haben wir Empfehlungen
gegeben. Diese sind in der Durchführung z.T.
mit höheren einmaligen und laufenden Kosten
gegenüber der jetzigen Situation verbunden. Es
kann jedoch auch z.B. im Bereich der Vernet-
zung oder der Öffnung gegenüber kommerzi-
ellen Veranstaltungen  zu Kostensenkungen
bzw. Mehreinnahmen kommen. Insgesamt ist
eine genaue Analyse der finanziellen Auswir-
kungen unserer Empfehlungen nicht möglich,
wir empfehlen eine genaue Untersuchung im
konkreten Einzelfall. Wir sind jedoch der Über-
zeugung, dass auch höhere Ausgaben für
Museumsattraktivität und Museumsmarketing,
insbesondere durch das Land Brandenburg, ge-
rechtfertigt sind, da durch eine im Erfolgsfall
höhere Zahl von Touristen auch höhere Erlöse
erzielt werden.

Das Projektteam bestand aus Nadine Bender,
Clemens Koch, Andrè Wilhelmi, Studierende
an der Universität Potsdam. Die Leitung hatten
Prof. Dr. Christoph Reichhard und Dipl. Kffr.
Patricia Siebart.
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Aus der Arbeit des KWI

Die Bilanz des Institutes für 2001 ist positiv.
Das KWI entwickelte sein Leistungsspektrum
fort und nahm seine Hauptfunktionen erfolg-
reich  – als der kommunalwissenschaftlichen
Forschung, Lehre und Weiterbildung verpflich-
tete interdisziplinäre Einrichtung – mit guten
Ergebnissen, jedoch unter den von der Univer-
sität gesetzten begrenzten (inbesondere finan-
ziellen) Rahmenbedingungen, wahr. Forschungs-
projekte zu aktuellen Struktur- und Organisati-
onsfragen von Kommunen in den neuen Bun-
desländern, zur Stellung und Organisation der
öffentlich-rechtlichen Kreditwirtschaft im eu-
ropäischen Kontext, zur wirtschaftlichen Betä-
tigung von Kommunen, zur Finanzausstattung
und zur Verwaltungsmodernisierung (e-
Government) der kommunalen und kreis-
kommunalen Ebene konnten erfolgreich abge-
schlossen bzw. neu in das Institutsprogramm
aufgenommen werden. Mit großem Zuspruch
seitens der Kommunalpraxis und Kommunal-
wissenschaften wurde die siebente  Fachtagung
des Institutes zum Thema „Kommunalstrukturen
in den Neuen Bundesländern nach 10 Jahren
Deutscher Einheit“ im Februar 2001 realisiert.

In der institutseigenen  Publikationsreihe
„KWI-Info“ erschienen zwei weitere Hefte, in
der bei Duncker & Humblot herausgegebenen
Schriftenreihe des KWI (KWIS) die Bände 6
bis 8. Die im Jahre 2000 begonnene Reihe „KWI-
Arbeitshefte“ wurde mit 2 weiteren Ausgaben
zu Forschungsergebnissen des KWI für die kom-
munale Praxis fortgeführt. Mitarbeiter und Mit-
glieder des Institutes nahmen weiterhin erfolg-
reich Lehraufträge an der Wirtschafts- und So-
zialwissenschaftlichen Fakultät der Universität
Potsdam sowie an Berliner Hochschulein-
richtungen wahr.  Die vom KWI 2001 durchge-
führten Weiter-bildungsveranstaltungen, insbe-
sondere zu Fragen der neuen Steuerung im
kommunalen Haushalt, zum Management von
öffentlichen Einrichtungen, zum Neuen kom-
munalen Rechnungswesen und zu aktuellen Fra-
gen von e-Government fanden wiederum gro-

ße Resonanz. Eine Reihe kommunal-
wissenschaftlicher Kolloquien wurde durchge-
führt. Auch 2001 konnten Drittmittel kontinu-
ierlich akquiriert und wissenschaftliche Projek-
te damit finanziell abgesichert werden.  Im Be-
reich Information und Dokumentation wurden
die Bestände an Literatur und Dokumentations-
materialien weiter ausgebaut und leserfreundlich
Dokumentationsleistungen unter Nutzung der
Datenbank LIDOS angeboten.

Im Jahre 2001 waren am Institut zwei wissen-
schaftliche Mitarbeiter (davon eine Mitarbeiter-
stelle drittmittelfinanziert), ein Fachreferent für
Information und Dokumentation sowie eine
Verwaltungskraft (halbe Stelle) tätig. Dieser Per-
sonalbestand wurde durch zeitlich befristete
Projektstellen sowie studentische und wissen-
schaftliche Hilfskraftstellen ergänzt, die eben-
falls durch eingeworbene Drittmittel finanziert
wurden.  Am Institut arbeitet ein Gastwissen-
schaftler im Bereich des kommunalen Finanz-
managements, seit Februar 2002 ein weiterer
Gastwissenschaftler im Themenfeld kommunale
Modernisierung, die  auch  finanzielle Mittel
für das Institut einwerben. Außerdem konnten
Gäste aus verschiedenen wissenschaftlichen
Institutionen der Bundesrepublik und aus dem
Ausland, z. B. den Niederlanden, aus Südafri-
ka, aus Italien und aus Polen, am Institut be-
grüßt werden.

Am 15. Januar 2001 trat die im Ergebnis der
Institutsevaluierung in 2000 erarbeitete neue
Satzung für das KWI in Kraft. Danach wurden
Aufgaben, Organisationsstruktur, Leitungs-
gremien und Kuratorium präzisiert bzw. neu
bestimmt. Dementsprechend wurde festge-
schrieben, dass dem Institut neben den ihm zu-
geordneten Mitarbeitern und Hilfskräften auch
andere Mitglieder der Universität angehören
können, die neben oder im Zusammenhang mit
ihren originären Aufgaben Leistungen für das
KWI erbringen sowie Gastwissenschaftler, die
zur zeitweisen Mitarbeit eingeladen werden.

Aus dem Jahresbericht 2001
Christiane Büchner
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Der Vorstand des KWI wurde auf  fünf  Per-
sonen (zugleich Lehrstuhlinhaber der Univer-
sität Potsdam) verkleinert und der Geschäfts-
führende Direktor in seiner Funktion bestätigt.
Ebenso verkleinert wurde das Kuratorium des
Institutes (von 20 auf 12 Mitglieder). Durch das
neue Kuratorium erhofft sich das Institut ver-
stärkt Impulse für die Qualifizierung seiner Ar-
beit.

Ergänzend zur neuen Satzung beschloss die
Universitätsleitung, dass das KWI aus der
Struktur der Zentren herausgelöst und eigen-
ständig als wissenschaftliche Einrichtung der
Universität Potsdam weiterentwickelt wird. Diese
Entscheidung wurde von den Mitgliedern des
Institutes sehr begrüßt, zumal sie dem KWI eine
längerfristige Perspektive bietet.

Neue Veröffentlichungen des KWI
 (Auswahl):

Hansjürgen Bals, Neues Kommunales Finanz-
management, in: Finanzwirtschaft 4/2001, S. 95
- 101; 6/2001, S. 143 - 145; 8/2001, S. 215 - 217;
11/2001, S. 283 - 288 und 1/2002, S. 6 - 9.

Hansjürgen Bals/Hans Hack/Christoph Reichard
(Hrsg.), Die neue Kommunalverwaltung,
Verlagsgruppe Jehle Rehm, München/Berlin
2001,  (bisher erschienen Bd. 1-5).

 Christiane Büchner/Jochen Franzke, Organi-
sationswandel auf Kreisebene. Leitbild, Imple-
mentierung und Zwischenbilanz sechs Jahre
nach der brandenburgischen Kreisgebietsreform,
in: Th. Edeling/W. Jann/Ch. Reichard (Hrsg.),
Reorganisationsstrategien in Wirtschaft und Ver-
waltung, Opladen 2001, S. 229-245.

Werner Jann, Verwaltungsreform als Verwal-
tungspolitik: Verwaltungsmodernisierung und
Policy-Forschung, in: E. Schröter (Hrsg.): Em-
pirische Policy- und Verwaltungsforschung:
Lokale, nationale und internationale Perspekti-
ven. Festschrift für Hellmut Wollmann, Opla-
den 2001.

Michael Nierhaus, Der kommunale Finanzaus-
gleich – die Maßstäbe des Verfassungsgerichts
des Landes Brandenburg, in: M. Geis/ D. Lo-
renz (Hrsg.), Staat-Kirche-Verwaltung, Fest-
schrift für H. Maurer, München 2001, S. 239 ff.

Christoph Reichard, Verwaltungsmodernisierung
in Deutschland in internationaler Perspektive,
in: M. Wallerath (Hrsg.), Verwaltungserneuerung.
Eine Zwischenbilanz der Modernisierung öf-
fentlicher Verwaltungen, Baden-Baden 2001, S.
13-35.

ders., Öffentliche Unternehmen. Entstaat-
lichung oder Privatisierung? (hrsg. gemeinsam
mit Th. Edeling, W. Jann und D. Wagner), Opla-
den 2001.

ders., Konzept und Kritik des New Public Ma-
nagement (zus. m. Manfred Röber), in: E.
Schröter (Hrsg.), Empirische Policy- und
Verwaltungsforschung: Lokale, nationale und In-
ternationale Perspektiven. Festschrift für Hell-
mut Wollmann, Opladen 2001, S. 371-392.

ders., Strategisches Management in der Kern-
verwaltung, in: P. Eichhorn/M. Wiechers (Hrsg.),
Strategisches Management für Kommunalver-
waltungen, Baden-Baden 2001, S. 80-91.

Tino Schuppan/Christoph Reichard, e-Government:
Von der Mode zur Modernisierung, in: Landes-
und Kommunalverwaltung 3 (2002), S. 105-110.

Dieter Wagner, Managing Age als Bestandteil von
Managing Diversity – Das Merkmal Alter als
betriebliches Erfolgspotential (mit Alexander
Böhne), in: A. Clermont/W. Schmeisser/D.
Krimphove, (Hrsg.): Strategisches Personal-
management in Globalen Unternehmen, Mün-
chen 2001, S. 113 – 124.

ders., Ansätze einer systematischen und inte-
grierten Vergütungspolitik: in: Personalführung
10/2001, S. 22 – 28.

Dr. Christiane Büchner ist wissenschfatliche
Mitarbeiterin am Kommunalwissenschaftlichen
Institut.
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1. Ziele der Vorstudie

Wettbewerb ist ein zentrales Element aller ak-
tuellen Staatsmodernisierungskonzepte. In
Deutschland bemühen sich insbesondere die
Kommunen im Rahmen der Einführung des
Neuen Steuerungsmodells um die Umsetzung
dieses Konzepts. Dabei stoßen sie auf  mannig-
fache Schwierigkeiten, die sowohl in ihrem ei-
genen Managementsystem liegen als auch in ex-
ternen Faktoren, wie dem Recht der wirtschaft-
lichen Betätigung oder dem Vergaberecht. Dazu
hat des Kommunalwissenschaftliche Institut der
Universität Potsdam mit finanzieller Förderung
durch die Hans-Böckler-Stiftung im Oktober
2001 eine Gutachten-Vorstudie fertiggestellt.
Die Studie analysiert und beschreibt die beste-
henden bzw. zu schaffenden internen und ex-
ternen Voraussetzungen für die Teilnahme kom-
munaler Einrichtungen an einem funktionsfähi-
gen Wettbewerb mit Dritten, insbesondere pri-
vaten Unternehmen.

2. Ergebnisse

Ein erster Fragenkreis betrifft die rechtlichen
Rahmenbedingungen. Die Vorstudie bestätigt er-
heblichen Änderungsbedarf  insbesondere im
Vergaberecht und in den Bestimmungen zur
wirtschaftlichen Betätigung der Kommunen. Die
Chancen, dass Änderungsvorschläge von den
Gesetzgebern umgesetzt werden, erscheinen
groß. Zum einen erweisen sich die zum Schut-
ze des Wettbewerbs geschaffenen Vorschriften
des Vergaberechts, die eine Teilnahme kommu-

naler Regiebetriebe an Ausschreibungen verhin-
dern, im Lichte des Neuen Steuerungsmodells
als kontraproduktiv. Zum anderen zeigt insbe-
sondere Großbritannien erfolgreich, wie man es
besser machen kann. Die Studie empfiehlt des-
halb, ausländische Erfahrungen und die abseh-
bare weitere Entwicklung des Wettbewerbs-
rechts der EU intensiver auszuwerten und auf
dieser Basis Vorschläge für Gesetzesänderun-
gen zu entwickeln. Was die Grenzen der wirt-
schaftlichen Betätigung der Kommunen angeht,
so erscheint zunächst eine systematischere Er-
hebung von Art und Umfang von Annex-
tätigkeiten sinnvoll. Vor diesem Hintergrund
bieten sodann die länderweise leicht abweichen-
den Regelungen und die unterschiedliche Recht-
sprechung Ansatzpunkte für die Formulierung
eines Kodex der Grenzen wirtschaftlicher Be-
tätigung unter Wettbewerbsaspekten, wobei hier
der Gedanke eines fairen Wettbewerbs er-
kenntnisleitend sein müsste.

Ein zweiter Fragenkreis betrifft die institu-
tionellen und organisatorischen Voraussetzungen, die
innerhalb einer Kommune als Voraussetzung für
die Einführung von Wettbewerb getroffen wer-
den müssen. Es erscheint sinnvoll, die offen-
bar bei der Einführung der Auftraggeber-/Auf-
tragnehmertrennung und des Kontraktmana-
gements in der Praxis auftretenden Probleme
eingehender zu analysieren und daraus verwal-
tungspolitische Empfehlungen abzuleiten. Dazu
gehört die Frage nach den Besonderheiten der
unterschiedlichen Arten von Einrichtungen, die

Konkurrieren statt Privatisieren – Kommunale
Einrichtungen im Wettbewerb

Gutachten (Vorstudie) des KWI im Auftrage der Hans-Böckler-Stiftung

Dr. Hansjürgen Bals

Die Studie ist als Arbeitsheft des KWI, Heft 3, erschienen
und kann kostenlos unter folgender Adresse bestellt werden:

KWI
Am Park 14

14482 Potsdam
Tel. 0331/977/4534

email: kwi@rz.uni-potsdam.de
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sich dem Wettbewerb stellen sollen: Bei den
internen Dienstleistern wollen die oft sehr weit-
gehenden theoretischen Konzepte auch Dien-
ste wie Personalverwaltung, Rechtsamt oder
Hochbauamt einbeziehen. Die Praxis geht da-
gegen eher schrittweise vor und beginnt i. d. R.
mit den gewerblichen Bereichen wie den Bau-
betriebshöfen. Ähnlich ist bei den externen Dien-
sten zwischen den gewerblichen Regiebetrie-
ben wie Abfallbeseitigung oder Grünflächen-
pflege einerseits zu unterscheiden und den „Pro-
duktionsleistungen“ in Bereichen wie Kultur
(z.B. Theaterversorgung), Soziales (z.B. Famili-
enberatung) oder gar Ordnung und Sicherheit
(z.B. Bewachungsaufgaben) andererseits, wobei
für letztere nur die ganz weitgehenden Gewähr-
leistungs- und Wettbewerbsmodelle eine Verga-
be im Wettbewerb vorsehen. Daran an schließt
sich die Frage nach der notwendigen „unterneh-
merischen“ Selbstständigkeit dieser Einrichtungen
und ihren Rechten und Pflichten im neuen
Kontraktsystem. In Abhängigkeit von der derzei-
tigen oder angestrebten zukünftigen Rechtslage
ist dabei insbesondere das Für und Wider der recht-
lichen Verselbständigung zu prüfen.

Die rechtlichen und die institutionell-organi-
satorischen Fragen werden überwölbt von der
zentralen Frage nach den Regeln für einen fairen
Wettbewerb zwischen privaten und öffentlichen (kom-
munalen) Leistungsanbietern. Bereits die Neufas-
sung der rechtlichen Rahmenregelungen und
auch die institutionellen und organisatorischen
Vorkehrungen innerhalb der Verwaltungen müs-
sen geprägt sein von dem Ziel, die Vorausset-
zungen für einen fairen Wettbewerb zu schaf-
fen. Die Voruntersuchung zeigt, dass diesbe-
züglich Aussagen zu einer Fülle von tatsäch-
lich oder angeblich vorliegenden wettbewerbs-
verzerrenden Unterschieden von öffentlichen
und privaten Betrieben nötig sind. Die ange-
strebte Entideologisierung nach dem Motto
„Konkurrieren statt Privatisieren“ setzt offen-
bar voraus, dass Wettbewerbs- bzw. Vergleichs-
regeln vereinbart werden, die sowohl von der
öffentlichen Hand als auch von den Wirtschafts-
verbänden akzeptiert werden. Materiell geht es
um einen Katalog von wettbewerbsverzerrenden
Faktoren und deren Behandlung, formal geht
es um die Frage nach der Rechtsnatur der ange-
strebten Regelungen und bei der Handhabung
geht es zusätzlich um die Frage nach geeigne-
ten Kontroll- und Überwachungsgremien und
–prozeduren. Zur Klärung der materiell zu re-

gelnden Tatbestände empfiehlt die Vorstudie
intensivere Feldstudien bei ausgewählten Kom-
munen. Zur möglichen Rechtsnatur solcher Re-
geln erscheint es lohnend, insbesondere die Er-
fahrungen mit dem englischen System des
Compulsory Competitive Tendering eingehender
auszuwerten

Ein vierter Fragenkreis ergibt sich aus den
konkreten örtlichen Problemen bei der Umset-
zung einer Wettbewerbspolitik und speziell ei-
ner wettbewerbsorientierten Vergabepolitik. Auf
dem Markt agieren und auf den Markt reagie-
ren müssen, stellt die Kommunen vor neue
Herausforderungen. Die Bandbreite der neuen
Instrumente reicht von der Marktbeobachtung
über die Losgrößenpolitik bis zur Gestaltung
von Marktstrukturen, z. B. zur Verhinderung
örtlicher Monopole. Das schließt Überlegun-
gen zur Leistungstiefenpolitik ein und damit die
Frage, welche Leistungen – im Zweifelsfall auch
unabhängig von Wettbewerbs- oder Kosten-
vergleichsergebnissen – auch zukünftig in eige-
ner Regie erbracht werden sollten. Insbeson-
dere in Bereichen, in denen die Kommunen tra-
ditionell eine Mischung („Institutionenmix“) aus
Eigenerstellung und Vergabe haben, z. B. in der
Grünflächenunterhaltung, in der Gebäude-
reinigung oder in der Abfallentsorgung, liegen
Erfahrungen vor, auf  deren Basis Empfehlun-
gen zur Leistungstiefen- und Einkaufspolitik im
Sinne des Smart-Buyer-Prinzips entwickelt wer-
den können.

Das leitet über zu dem fünften Fragenkom-
plex, bei dem es um die neuen Anforderungen
an die Personalpolitik der Kommunen und um
die Belange der betroffenen Beschäftigten geht.
Zum einen geht es darum zu beschreiben, wel-
che neuen Anforderungen, Chancen und Moti-
vationen sich aus der neuen Steuerungspolitik
für die Beschäftigten der Betriebe ergeben und
welche neuen Strukturen und Abläufe, welche
Formen der Dezentralisierung, welche neuen
Arbeitszeitmodelle u. ä. dafür erforderlich sind.
Zum anderen geht es um erforderliche flankie-
rende Maßnahmen zur sozialverträglichen
Steuerung von evtl. notwendigen Anpassungs-
prozessen, wie z.B. temporärem Anschluss- und
Benutzungszwang bei internen Dienstleistern
und Kündigungsschutz für die Beschäftigten als
Voraussetzungen eines einvernehmlichen
Veränderungsprozesses bis hin zur Auswertung
von Erfahrungen mit Betriebsüberleitungs-
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verträgen bei verlorenen Wettbewerben. Ein
besonderer Fragenkreis ergibt sich in diesem
Zusammenhang, wenn tatsächlicher Wettbewerb,
Kostenvergleiche oder auch nur die Privati-
sierungsforderung zu Überlegungen führen,
durch rechtliche Verselbstständigung Kosten-
senkungen – insbesondere durch Tarifwechsel
– und größere – auch personalwirtschaftliche –
Flexibilität zu erzielen.

3. Weiteres Vorgehen

Die durchgeführte Vorstudie bestätigt die prak-
tische Relevanz der aufgeworfenen Fragen und
die Notwendigkeit weiterer intensiver For-
schung. Das KWI ist bemüht, die Vorausset-
zungen für eine Fortsetzung der begonnenen
Forschungsarbeit zu schaffen.

Im Ergebnis geht es darum, aufzuzeigen, was
die Kommen tun können, um durch mehr Wett-

Dr. Hansjürgen Bals ist nach seinen Tätigkei-
ten als Stadtkämmerer  und als Hauptgutachter
der KGSt Gastwissenschaftler am Kommunal-
wissenschaftlichen Institut

bewerb Wirtschaftlichkeitsreserven und besse-
re Leistungen für ihre Bürger zu mobilisieren,
aber auch, was die Kommunen fordern müs-
sen, damit ihren Betrieben und Unternehmen
faire Bedingungen im Wettbewerb eingeräumt
werden.

4. Forschungsteam

Die Vorstudie wurde erarbeitet von Stk. a. D.
Dietmar Hille unter Mitarbeit von Ass. jur. Oli-
ver Klein und Rechtsreferendar Stefan Rösler.
Die Projektleitung liegt bei Prof. Dr. Christoph
Reichard und Dr. Hansjürgen Bals.

Die deutschen Kommunen geraten unter einen
immer stärkeren Markt- und Wettbewerbsdruck.
Auf  der einen Seite kommen ihnen aufgrund
der aktuellen EU-weiten Deregulierungs-
bestrebungen immer mehr angestammte
Tätigkeitsfelder abhanden, auf der anderen Sei-
te müssen sie sich verstärkt um zusätzliche Ein-
nahmen kümmern, weil die traditionelle Finanz-
ausstattung nicht mehr ausreichend ist. Sie wol-
len und müssen sich also auf „neue Geschäfts-
felder“ einlassen. Dieser Weg wird jedoch durch
den Rechtsrahmen und die vorherrschenden
ordnungspolitischen Ziele stark beschnitten.
Insofern befinden sich die deutschen Kommu-
nen und deren Betriebe in einem Dilemma.
Die Autoren arbeiten die verschiedenen
Problemfelder der wirtschaftlichen Tätigkeit von

Gemeinden aus dem Blickwinkel unterschiedli-
cher Fachdisziplinen auf. Zunächst wird das
Thema aus rechtlicher Sicht beleuchtet, sodann
werden zwei Einschätzungen aus der kommu-
nalen Verbandspraxis abgegeben, gefolgt von
einer Analyse der kommunalen Wettbewerbs-
situation aus verwaltungswissenschaftlicher
Sicht. Andere Beiträge berichten über Befunde
aus drei verschiedenen Problemkreisen (Stadt-
werke unter Wettbewerbsdruck, Verselbständi-
gung kommunaler Betriebe und Zukunftsper-
spektiven der Sparkassen). Insgesamt vermittelt
die Schrift einen umfassenden Eindruck von
der aktuellen Debatte um Zulässigkeit, Formen
und Zukunftsperspektiven einer stärkeren Öff-
nung kommunaler Unternehmen gegenüber
Markt und  Wettbewerb.

Achter Band der Schriftenreihe des
Kommunalwissenschaftlichen Instituts (KWIS)

Christoph Reichard (Hrsg.): Kommunen am Markt. Aktuelle Fragen der
wirtschaftlichen Betätigung von Kommunen,

Duncker & Humblot, Berlin 2001, 141 S.
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Einladung zur 8. Fachtagung des KWI

09.30 -09.45 Begrüßung
Prof. Dr. Dieter Wagner
Vizepräsident der Universität
Potsdam

09.45 -10.00 Einführung
Prof. Dr. Werner Jann
KWI, Universität Potsdam

10.00-10.30 e-Government - Schlüs-
sel zur Modernisierung
kleiner Gemeinden
Dr. Gerd Landsberg
Deutscher Städte- und
Gemeindebund,  Berlin

10.30 -11.00 Kaffeepause

11.00 -11.45 e-Government als Vision
für eine interaktive
Verwaltung
Prof. Dr. Heinrich Reinermann
Deutsche Hochschule für
Verwaltungswissenschaften
Speyer

11.45 -12.30 e-LoGo - Integrierte
Kommunalverwaltung
und e-Government
Prof. Dr. Christoph Reichard
KWI, Universität Potsdam

12.30 -14.00 Mittagspause

14.00- 15.30 Parallele Arbeitskreise:

AK 1: Elektronische Kommunalverwal-
tung: Von der Vision zur Realität. Das
Beispiel Potsdam-Mittelmark
Leitung: Tino Schuppan
KWI, Universität Potsdam

AK 2: Recht und e-Government:
Zwischen fördern und behindern?
Leitung: Lukas Gundermann
Unabhängiges Landeszentrum für den
Datenschutz Schleswig-Holstein

AK 3: Welche Standards sind für eine
e-Government-Infrastruktur notwendig?
Leitung: Arend Steenken
Landesbetrieb für Datenverarbeitung und
Statistik Brandenburg

AK 4: Partizipation der Bürger und
digitale divide
Leitung: Christian Maaß
Lehrstuhl für Public Management
Universität Potsdam

15.45-17.00 Präsentation von best-practice-
Erfahrungen aus und für Kommunalver-
waltungen

Im Umfeld der Tagung findet ein INFO-MARKT  mit best-practice-Erfahrungen
von Verwaltungen und Unternehmen statt.

Tagungsort:
Universität Potsdam

Komplex III
(direkt am S-Bahnhof Griebnitzsee)

August-Bebel-Str. 89
14482 Potsdam
Haus 1, HS 215

Tagungsgebühr :
75 Euro inkl. Mittagessen und Getränke

Anmeldung:
KWI

Frau A. Schäfer
Fax: 0331/977-4531

e-mail: kwi@rz.uni-potsdam.de

E-Government -
Schlüssel zur Modernisierung von Kommunen

18. März 2001
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Im Zeitraum vom 01.08.1999 bis zum 31.07.2001
wurde am KWI ein Forschungsprojekt unter
Leitung von Prof. Dr. Michael Nierhaus durch-
geführt.

1. Einleitung

Das Mitte 1999 gewählte Forschungsthema nahm
die Ereignisse der folgenden Monate im Zusam-
menhang mit dem Beihilfenstreit vorweg, ohne
dass diese Entwicklung – etwa anhand konkreter
Anhaltspunkte – vorhersehbar war.

Am 21.12.1999 erhob die Europäische Banken-
vereinigung (FBE) eine Beschwerde bei der
Europäischen Kommission gegen die Bundes-
republik Deutschland. Beschwerdegegenstand
waren die Sicherungsinstitute „Anstaltslast“ und
„Gewährträgerhaftung“. Obgleich sich die Be-
schwerde exemplarisch gegen die WestLB, die
Westdeutsche Immobilienbank (Mainz) und die
Stadtsparkasse Köln (SK) richtete, entschied sich
die Kommission als Herrin des Beschwerde-
verfahrens zu einer umfassenden Prüfung des
Beschwerdegegenstandes unter dem Gesichts-
punkt einer sogenannten bestehenden Beihilfe-
regelung zugunsten aller öffentlich-rechtlichen
Sparkassen und Landesbanken in Deutschland.
Dieses umfassende Vorgehen durch die Kom-
mission änderte zwar nicht den Beschwerdege-
genstand, rückte aber die Bundesrepublik als
Mitgliedstaat an die Stelle der ursprünglich al-
lein betroffenen Kreditinstitute. Das Ziel des
Beschwerdeverfahrens bestand für die Kommis-
sion und die Beschwerdeführer in der (ersatz-
losen) Abschaffung der Haftungs- bzw.
Sicherungsinstitute.

Demgemäß wurde das Forschungsvorhaben
auf die Untersuchung dieser Rechtsinstitute und
sämtlicher mit ihnen in Zusammenhang stehen-
den Rechts- und Folgefragen konzentriert. Hier-
bei mussten alle materiell-rechtlichen und pro-
zessualen Fallgestaltungen geprüft, begutach-
tet und bewertet werden. Neben der Beschäfti-
gung mit Änderungsmöglichkeiten im nationa-
len Sparkassenorganisationsrecht standen die

Auswirkungen des EG-Vertrages auf  das deut-
sche Sparkassenorganisationsrecht im Mittel-
punkt der Forschungsarbeit.

Ein förmliches Prüfverfahren gegen die Bun-
desrepublik wurde durch die Kommission im
Ergebnis nicht eingeleitet. Kurz vor Beendigung
des Sparkassenprojektes Ende Juli 2001 legten
die Bundesregierung und die Europäische Kom-
mission den Streit über die Sicherungsinstitute
am 18. Juli 2001 einvernehmlich bei. Dabei ging
die Bundesregierung aus Gründen der Rechts-
sicherheit eine Selbstverpflichtung ein, die
Gewährträgerhaftung abzuschaffen und die
Anstaltslast beihilfenkonform zu modifizieren.

2. Forschungsmittel und Forschungsarbeit

Die Forschungsmittel erlaubten zunächst die
Einrichtung einer wissenschaftlichen Mitarbei-
ter-stelle am Kommunalwissenschaftlichen In-
stitut der Universität Potsdam. Aus dem Budget
wurden ferner seit August 1999 kontinuierlich
Mittel für die Erweiterung des öffentlich zu-
gänglichen Bibliotheksbestandes des Kommu-
nal-wissenschaftlichen Institutes verwendet. So
konnte dort eine Spezialbibliothek zum Recht
der öffentlichen Kreditwirtschaft und zum
Kommunalwirtschaftsrecht mit bank- und
europarechtlichen Bezügen aufgebaut werden.
Ferner wurde ein moderner und leistungsfähi-
ger PC-Arbeitsplatz mit Laptop und Feststation
(docking station) eingerichtet. Diese spezielle
Ausstattung wurde dem besonderen Bedürfnis
nach Flexibilität gerecht und war außerordent-
lich praktisch.

Die Forschungsarbeit fokussierte sich auf  die
rechtliche und tatsächliche Untersuchung der
mit den Sicherungsinstituten Anstaltslast und
Gewährträgerhaftung zusammenhängenden Wir-
kungsweisen und finanziellen Mechanismen.
Diese wurden im staats- und verwaltungs-
rechtlichen Schrifttum der vergangenen Jahr-
zehnte nur unzureichend untersucht; europa-
rechtliche Implikationen blieben weitgehend
unbeachtet.

Forschungsprojekt: „Die öffentlich-rechtliche Kredit-
wirtschaft im Europäischen Bankenbinnenmarkt“

Oliver Klein
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Für die Projektarbeit konnte an die Literatur
vergangener Jahre, Mitteilungen der Kommis-
sion und empirischen Untersuchungen inner-
halb des Sparkassensektors und einzelner Spar-
kassen angeknüpft werden. Schwierig gestalte-
te sich die Einschätzung, inwieweit und in wel-
cher Intensität primäres und sekundäres Europa-
recht durch den Grundsatz des sogenannten
Anwendungsvorranges des Gemeinschafts-
rechts auf die Organisationshoheit der Bun-
desländer sowie das Beschwerderechts-
verhältnis zwischen der Kommission, der Bun-
desrepublik und den Bundesländern einwirkt.
Aufgrund der Entwicklungen etwa der vergan-
genen sechs Jahre konnte darüber hinaus pro-
gnostiziert werden, dass Bankdienstleistungen,
wie sie die deutschen kommunalen Sparkassen
erbringen, nicht in den Katalog anerkannter
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaft-
lichen Interesse aufgenommen werden würden.
Zwar hat die Kommission nicht die Kompe-
tenz, solche Dienste einseitig zu bestimmen.
Sie ist aber befugt, die Einhaltung der
Wettbewerbsregeln zu überwachen und Ver-
stöße ggf. zu sanktionieren. Deshalb durfte sie
die Sicherungsinstitute Anstaltslast und
Gewährträgerhaftung isoliert auf  ihre Wettbe-
werbsauswirkungen prüfen, soweit von ihnen
eine wettbewerbsverzerrende Wirkung ausgeht
oder zumindest behauptet wird.

Der von der Kommission eingeschlagene
Verfahrensweg rückte die Bundesrepublik in
die Position des alleinigen Beschwerdegegners
der Kommission. Hingegen waren die Bundes-
länder und die Sparkassen bzw. Landesbanken
die von der Beschwerde (eigentlich) direkt Be-
troffenen. Ein hoher Abstimmungsbedarf zwi-
schen dem Bund und den Ländern sowie ver-
schiedenen Sparkassen- und Kommunal-
verbänden war deshalb unerlässlich und
schwächte die Verhandlungsposition der Bun-
desrepublik Deutschland.

Die Schärfe des ausgetragenen Konfliktes
verstärkte die Prognoseunsicherheiten im Ver-
hältnis zwischen Kommission und Bundesre-
publik, eine eindeutige juristische Linie konnte
im Streitverlauf nicht durchgehalten werden.
Belastet war die Auseinandersetzung von ei-
nem hohen Maß an politischen Unwägbarkeiten.
Diese gipfelten in der öffentlichen Drohung
der Bundesländer, den Vertrag von Nizza nicht
zu ratifizieren, wenn und soweit die Kommis-

sion die Abschaffung von Anstaltslast und
Gewährträgerhaftung weiter verfolgen und
schließlich durch eine Entscheidung belasten
würde.

3. Forschungsergebnisse

Im Kern traf  die dem Forschungsprojekt zu-
grundeliegende Problemstellung auf  die fun-
damentalen Gegensätze der innerstaatlichen
Organisationsgewalt der Mitgliedstaaten (auf der
Ebene der Landesverwaltung und der mittelba-
ren Staats- bzw. Kommunalverwaltung) und eu-
ropäischer Rechtsetzungs- und Auslegungs-
hoheit. Die Grundsätze des sog. Anwendungs-
vorrangs von Gemeinschaftsrecht sowie der
Gemeinschaftstreue (Art. 10 EG) kollidieren mit
der verfassungsrechtlichen Gewährleistung
kommunaler Selbstverwaltung auch im Hinblick
auf die geld- und kreditwirtschaftliche Daseins-
vorsorge in Form der Sparkassenhoheit (Art. 28
Abs. 2 GG). Da dieser Konflikt bereits im so-
genannten primären Gemeinschaftsrecht wur-
zelt und im Bereich des sekundären
Gemeinschaftsrechts spürbar wird, kam es ent-
scheidend auf die Geltung und Auslegung des
europäischen Wettbewerbsrechts, speziell des
Beihilfenrechtes (Art. 87, 86 EG) in Bezug auf
den deutschen öffentlich-rechtlichen Kredit-
sektor, an. Letztlich ging es um das Spannungs-
verhältnis zwischen nationaler Daseinsvorsorge
und europäischem Wettbewerbsrecht, deut-
schem Verfassungsrecht und Europarecht auf
dem Feld der Staats- und Kommunalfähigkeit
des Kreditsektors. Diese Kollisionslage wurde
schließlich durch den sogenannten Brüsseler
Kompromiss beseitigt.

Inhalt dieses Kompromisses war die folgen-
de Regelung:

- Die Gewährträgerhaftung wird abgeschafft.

- Die Anstaltslast wird in einem näher zu be-
stimmenden Maße modifiziert. In jedem Fall
verliert sie ihre Qualität einer unbeschränk-
ten Haftung und unterscheidet sich zukünf-
tig nicht mehr von einer „normalen“ markt-
wirtschaftlichen Eigentümerbeziehung (pri-
vate market investor test).

Um alsbaldige Rechtssicherheit zu schaffen,
wurde darauf verzichtet, den Beihilfenstreit vom
EuGH entscheiden zu lassen. Nach den Ergeb-
nissen des Forschungsprojektes hätte eine Klage
jedenfalls teilweise Aussicht auf Erfolg gehabt.
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Während des Forschungszeitraumes wurden
mehrere Untersuchungen zu Spezialfragen im
Sachzusammenhang von Anstaltslast und
Gewährträgerhaftung und den Einwirkungen des
Europarechts auf das deutsche Recht gefertigt.
Folgende Themenbereiche wurden bearbeitet:

- Auswirkungen von Anstaltslast und Gewähr-
trägerhaftung im Derivategeschäft

- Rating und konkrete Begünstigungswirkungen
durch Refinanzierungsvorteile

- Einzelfragen zum Sparkassenorganisations-
recht

- Hintergrund und Auswirkungen des kommu-
nalrechtlichen Bankbetriebsverbotes

- Detaillierte Neufassungsvorschläge für die
Sparkassengesetz der Länder

- Erstellung einer umfassenden Kompen-
sationsberechnungfür die mit dem öffentli-
chen Sparkassenauftrag verbundenen Lasten.

Die Beschwerde wurde im sogenannten Vor-
schlagsverfahren/Vorprüfungsverfahren zur
Ermittlung zweckdienlicher Maßnahmen abge-
schlossen. Ein Hauptprüfungsverfahren schloss
sich wegen des Kompromisses nicht mehr an,
da die Bundesrepublik den vorgeschlagenen
Maßnahmen (weitgehend) zustimmte. Sie ist
hieran gebunden und hat diese Maßnahmen
zwingend umzusetzen. Andernfalls leitet die
Kommission das sogenannte förmliche Prüfver-
fahren gemäß Art. 4 Abs. 4, Art. 6 VO (EG)
659/1999 ein. Dieses würde spätestens nach ei-
nem Zeitraum von 18 Monaten (Art. 6, 7 VO
(EG) 659/1999) durch eine Positiv- oder
Negativentscheidung (ggf. unter Auflagen) ab-
geschlossen werden.

Neben dem europäischen Primärrecht (z.B.
EG-Verträge, EU-Vertrag von Amsterdam) wird
das Sekundärrecht (z.B. Verordnungen, Richtli-
nien, aber auch Entscheidungen, Empfehlun-
gen, Stellungnahmen und Mitteilungen) die na-
tionale Strategie für eine Neuorientierung des
Sparkassenwesens entscheidend beeinflussen.

4. Ausblick

Neben der wissenschaftlichen Begleitung des
Beihilfenverfahrens auf der Seite der kommu-
nalen Sparkassen konnten aus dem Forschungs-
projekt weitere Erkenntnisse in den Bereichen
der Kapitalbeteiligungs-, Verflechtungs- und

Vereinigungsmöglichkeiten gewonnen werden.
Darüber hinaus konnten im Zusammenhang mit
der kommunalen Bindung von Sparkassen
Neuorganisationsfragen, Ausschüttungsregeln
sowie das verfassungsrechtlich radizierte
Regionalprinzip in all seinen Façetten eingehend
begutachtet werden.

Eine auf einen wettbewerbsfähigen europäi-
schen Binnenmarkt ausgerichtete Gemein-
schaftspolitik wird europarechtliche und bank-
aufsichtsrechtliche Einwirkungen auf kommu-
nale Sparkassen zukünftig verstärken. Demzu-
folge wird die Akquirierung von Kapital zur
Refinanzierung stärker an Gewicht gewinnen,
was die Erschließung „neuer“ Refinanzierungs-
quellen erforderlich macht. Eine allein lokale
oder allenfalls regionale Präsenz der Sparkas-
sen verbunden mit einer passiven Geschäfts-
bereit-schaft wird sich dabei als unzureichend
erweisen, da nicht allein das Verhalten der Ver-
braucher bei der Inanspruchnahme von Bank-
dienstleistungen, sondern ebenso die Kapital-
ströme auf attraktive Konditionen ausgerichtet
sind.

Inwieweit das verfassungsrechtlich veranker-
te Regionalprinzip präzisiert oder neu definiert
werden muß, wird im Kommunalwissen-
schaftlichen Institut nach Abschluss des Pro-
jektes weiter untersucht werden. Ebenfalls un-
tersucht werden die Auswirkungen des „Brüs-
seler Kompromisses“ auf die Zukunft der kom-
munalen Sparkassen. Hierbei liegt der Schwer-
punkt der Forschungen auf  der Zulässigkeit von
Umstrukturierungsmaßnahmen unter verfas-
sungs- und verwaltungsrechtlichen Gesichts-
punkten, wobei bankaufsichtsrechtliche, eigen-
kapitalrechtliche und europarechtliche Frage-
stellungen gleichermaßen beantwortet werden
müssen.

Ass. iur. Oliver Klein ist wissenschaftlicher Mit-
arbeiter am Kommunalwissenschaftlichen Insti-
tut der Universität Potsdam.
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Die meisten ländlichen Regionen in den fünf
neuen Bundesländern sind durch äußerst ungün-
stige demographische Entwicklungsprozesse
gekennzeichnet. Darüber hinaus sind sie zuneh-
mend von hoher struktureller Arbeitslosigkeit,
kombiniert mit einem Mangel zukunftsfähiger
Ausbildungsplätze betroffen. Dies führt nicht
nur zur Abwanderung junger Arbeitskräfte, son-
dern verstärkt auch die negative Entwicklung im
natürlichen Bevölkerungssaldo.

Gegenwärtig werden dort zahlreiche Infrastruk-
tureinrichtungen geschlossen bzw. zusammenge-
legt. Die Folge ist eine schlechtere Erreichbarkeit
mit weiteren Versorgungsnachteilen für die Bevöl-
kerung. Dadurch verringert sich allerdings nicht
nur die Attraktivität der Regionen für die ansässige
Bevölkerung, sondern insbesondere auch für
potenzielle Zuwanderer (z.B. Altersruhewanderer,
Familien mit geringer Bindung an Großstadt-
regionen).

Infolge der Abwanderung und der Änderung
der Altersstruktur verbuchen die betroffenen
Kommunen bzw. Regionen erheblich geringere
Einnahmen vor allem aus dem Gemeindeanteil
an der Einkommensteuer, dem Gemeindeanteil
an der Umsatzsteuer (sofern Beschäftigung in-
nerhalb der Gebietskörperschaften abgebaut
wird) sowie aus den Schlüsselzuweisungen, die
den Gebietskörperschaften im Rahmen des kom-
munalen Finanzausgleiches zufließen. Darüber
hinaus dürfte sich das Aufkommen der Gewer-
besteuer rückläufig entwickeln, da aufgrund der
geringeren Bevölkerungszahl und des schrump-
fenden Unternehmensbesatzes weniger Einkom-
men innerhalb der Region erwirtschaftet und
auch verausgabt bzw. konsumiert werden wird.
Somit kann davon ausgegangen werden, dass ten-

denziell alle kommunalen Steuern einem abso-
luten und relativen Rückgang unterliegen. Ne-
ben den negativen Auswirkungen auf der Ein-
nahmenseite, sind ebenfalls negative Effekte
auch auf der Ausgabenseite zu erwarten.

Die unter Bedingungen allgemeinen Wachs-
tums, insbesondere auch der Zunahme der Be-
völkerungszahlen, geschaffenen Konzepte und
Instrumente der Raumordnung und Siedlungs-
politik, der Infrastrukturpolitik, der kommuna-
len Finanzen und der Förderpolitik bedürfen
damit einer Überprüfung und gegebenenfalls
Revision. Dabei kann es sich nicht nur um reak-
tive Anpassungsmaßnahmen handeln. Diese
Räume benötigen vielmehr neuer Strategien der
Stabilisierung.

Das KWI beginnt im Somersemester 2002 ein
Projektseminar mit Studenten der Fachrichtungen
Politik-, Verwaltungs- und Regionalwissenschaften,
in dem eine umfassende Situationsanalyse für eine
Modellregion erarbeitet und mögliche Perspekti-
ven der Region mit entsprechenden Handlungs-
konsequenzen für Politik, Verwaltung und Bürger
entwickelt werden soll.

Ein Teil der Projektarbeit wird in speziellen Ar-
beitsgruppen durch empirische Erhebungen vor
Ort, durch Befragung und Diskussionsforen der
Akteure realisiert.

Für dieses Projekt sucht das KWI an der The-
matik interessierte Akteure vor Ort.

Informationen:
Kommunalwissenschaftliches Institut
Dr. Christiane Büchner/Olaf  Gründel
Tel.: 0331/977 3252
e-mail: kwi@rz.uni-potsdam.de
www.uni-potsdam.de/u/kwi/index.htm

Die Zukunft des ländlichen Raumes

Ein Projektseminar

Für interessierte Studierende:

Das Seminar wird im Sommersemester 2002 angeboten.

Seminarzeit: Dienstag 8.30 - 10.00 Uhr

Seminarort: Universität Potsdam, Komplex III/Griebnitzsee, Haus 1, Raum 114



43

Seit dem 1. Januar 2001 fördert das brandenbur-
gische Ministerium für Wissenschaft, Forschung
und Kultur für drei Jahre das Projekt „Integrierte
Kommunalverwaltung/eGovernment“ am
Kommunalwissenschaftlichen Institut der Uni-
versität Potsdam.

Das Projekt verfolgt zwei wesentliche Ziel-
setzungen:

- Wissenschaftliche Begleitung und Unterstüt-
zung bei der Einführung von e-Government
im Landkreis Potsdam-Mittelmark im Sinne
einer integrierten Kommunalverwaltung.

- Aufbau eines anwendungsorientierten regio-
nalen und national/international ausgerich-
teten Forschungsnetzwerkes.

Integrierte Kommunalverwaltung

e-Government führt bekanntlich nicht nur zu
weitreichenden Veränderungen im Verhältnis
zwischen Bürger und Staat/Verwaltung, sondern
berührt im Besonderen auch die interne Ver-
waltungsarbeit. Durch elektronische Vorgangs-
bearbeitung (e-Workflow), als wesentliches e-
Government-Element, können erhebliche
Effizienzsteigerungen erreicht werden. Um die
Potenziale einer digitalisierten Abwicklung von
Prozessen zu erschließen, ist die Reorganisati-
on von Geschäftsprozessen eine grundlegende
Voraussetzung. Die „Verkabelung“ tradierter
Organisationsabläufe führt lediglich zur Verfe-
stigung bürokratischer Strukturen, die die Mög-
lichkeiten der neuen Informations– und Kom-
munikationstechniken nicht ausnutzt. Bei der
Einführung von e-Government sind deshalb
komplizierte Mitzeichnungsverfahren ebenso zu
überdenken wie die mehrfache Erhebung und
Speicherung identischer Daten. Bei einer erfolg-
reichen Umsetzung von -eGovernment muss
deshalb auch eine Organisationsumgestaltung
hin zu einer prozessorientierten Verwaltungs-
organisation vorgenommen werden.

In zwei Pilotprojekten unterstützt das e-LoGo-
Team bereits den Landkreis Potsdam-Mittelmark
bei der Umsetzung von e-Government-Struk-
turen.

Im ersten Teilprojekt wird mit dem Landkreis
ein integrierter Formularserver aufgebaut. Die-
ser ermöglicht dann den Bürgern sich über eine
Website jedes benötigte Formular des Landkrei-
ses und der Ämter ausdrucken zu lassen. Der
Formularserver bildet den ersten Schritt zu
medienbruchfreien digitalen Verwaltungs-
prozessen.

Im zweiten Teilprojekt werden die technischen
und organisatorischen Voraussetzungen geschaf-
fen, die vom Kreis zentral angebotenen Leistun-
gen des Straßenverkehrsamtes, in Zusammen-
arbeit mit den Gemeinden vor Ort, in Bürger-
büros anzubieten. Über das Internet können die
benötigten Daten in den Gemeinden erfasst und
in der Kreisverwaltung verarbeitet werden. Da-
durch wird eine integrierte Kommunalverwal-
tung von Kreis und Gemeinde ermöglicht. Letzt-
endlich sollen die Verwaltungsleistungen weit-
gehend vom heimischen Internet-PC angesto-
ßen und erledigt werden können.

Forschungsnetzwerk

Neben der wissenschaftlichen Begleitung bei
der Umsetzung einer integrierten Kommunal-
verwaltung mit Hilfe von e-Government in Pots-
dam-Mittelmark knüpft das e-LoGo-Team eif-
rig an einem Forschungsnetzwerk. Innerhalb ei-
nes breiteren Interessennetzwerkes wird ein en-
geres forschungsorientiertes Anwendungs-
netzwerk aufgebaut, das speziell auf die Pro-
blematik von e-Government im ländlichen Raum
ausgerichtet ist. Neben der kommunalen Ebe-
ne (Landkreis Potsdam-Mittelmark sowie einige
Gemeinden), sind weitere Teilnehmer aus dem
Bereich der Wissenschaft und Forschung, Ak-
teure aus den Landesverwaltungen von Bran-
denburg sowie private Partner in ein gemeinsa-
mes Netzwerk eingebunden, das Kontakte zu
anderen Kommunen, Landes- und Bundes-
institutionen unterhält. Ziel ist es, die Entwick-

Integrierte Kommunalverwaltung/e-Government

Neues aus dem Projekt e-LoGo
Jörg Penning-Poggenbeck

   siehe dazu ausführlich: KWI-Info 4 (2001)

*

*
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lung von e-Government im ländlichen Raum
unter Berücksichtigung der Besonderheiten von
Kommunalverwaltungen im kreisangehörigen
Raum voranzutreiben. Um kostengünstige und
schnell umzusetzende Lösungen zu erreichen,
wird das Know-how unterschiedlicher Akteure
zusammengeführt. e-LoGo stellt eine Plattform
bereit, die einen intensiven Erfahrungsaustausch
ermöglicht. Einerseits fördert dies die prakti-
sche Umsetzung, zum anderen wird die
verwaltungswissenschaftliche Forschung voran-
getrieben. Durch die gemeinsame interdiszipli-
näre Erarbeitung von anwendungsorientierten
Lösungen ziehen alle Kernnetzwerkpartner für
ihren fachlichen Bereich großen Nutzen. Work-

shops, Web-Diskussions-Foren unter www.e-Lo-
Go.de und intensiver e-Mail-Austausch unter-
stützen die Netzwerkarbeit. Die Koordination
der einzelnen Aktivitäten erfolgt durch das e-
LoGo-Team, das gleichzeitig zentraler An-
sprechpartner innerhalb des Netzwerkes ist.

Kontakt: Projekt e-LoGo
Kommunalwissenschaftliches Institut
der Universität Potsdam
Am Park Babelsberg 14/Haus 7
14482 Potsdam
Tel.: 0331/9774434
Internet: www.e-lo-go.de

Am 31. März 2002 endet die durch das „Gesetz
zur Reform der Gemeindestruktur und zur Stär-
kung der Verwaltungskraft der Gemeinde im
Land Brandenburg vom 13. März 2001“ einge-
räumte Phase freiwilliger Zusammenschlüsse
von Gemeinden. Schon heute lässt sich über-
sehen, dass mit Abschluss der Freiwilligkeits-
phase über 90% der Bürgerinnen und Bürger in
kommunalen Strukturen, die den Leitlinien der
Landesregierung und den Zielvorstellungen des
Landtages Brandenburg entsprechen, leben wer-
den.

Mit Stand vom Januar 2002 wurden bereits 183
Gemeindeneugliederungsverträge vom Ministe-
rium des Innern genehmigt. 553 Gemeinden
waren daran beteiligt. Daraus sind 130 Gemein-
den hervorgegangen. Weitere 77 Fusionsverträge
mit 342 beteiligten Gemeinden lagen dem In-
nenministerium Mitte Januar 2002 zur Geneh-
migung vor. Weitere Vertragsentwürfe sind an-
gekündigt. Am 17. Januar d. J. betrug die Zahl
der Gemeinden im Land 1069. Zu Beginn der
Reform – im Frühjahr 2000 – waren es noch
1.479. Mit den aktuellen Daten ist die Summe
der amtsfreien Gemeinden von 62 auf 83 ge-
stiegen. Die Zahl der Ämter ist von ursprüng-
lich 152 auf 120 gesunken; die der amtsan-

gehörigen Gemeinden von ursprünglich 1.413
auf  982 (nähere Informationen siehe Pressemit-
teilung des Innenministerium des Landes Bran-
denburg vom 17.01.2002).

Angesichts der Aktivitäten in den meisten
Gemeinden des Landes für die Schaffung einer
größeren und leistungsfähigeren Gemeinde-
struktur, so das Innenministerium,  kann mit
hoher Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen
werden, dass sich die Zahl der Gemeinden bis
zum Ende der Freiwilligkeitsphase am 31. März
2002 auf 800 bis 900 verringern wird. Etwa 90
Prozent der Einwohner des Landes Branden-
burg leben dann in annähernd leitliniengerechten
gemeindlichen Strukturen.

Auch die Gegner der Reform sind aktiver ge-
worden. Nach Pressemeldungen sind bisher
über 35 Beschwerden beim Verfassungsgericht
des Landes Brandenburg gegen die Reform an-
hängig. Die vorliegenden Beschwerden richten
sich insbesondere gegen die Übertragung der
Zuständigkeit für die Flächennutzungsplanung
auf die Ämter, gegen die Möglichkeit, Ortsteile
durch Änderung der Hauptsatzung wieder zu
beseitigen und gegen die finanziellen Prämien
für Gemeindezusammenschlüsse.

Freiwilligkeitsphase der Gemeindestrukturreform
kurz vor dem Abschluss

Christiane Büchner
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I. Thema und Zielsetzungen der Umfrage

Nachfolgend skizzierte Ergebnisse einer
Kundenbefragung zum Interesse an neuen Ver-
triebswegen für Verwaltungsleistungen wurde
im Rahmen des seit Januar 2001 am KWI lau-
fenden Forschungsprojektes „eLoGo - Integrier-
te Kommunalverwaltung/eGovernment“ erzielt.

Ein Teilprojekt untersucht die Möglichkeit ei-
nes dezentralen Angebotes von Leistungen des
Amtes für Verkehrswesen (im folgenden auch
Straßenverkehrsamt genannt) in den Bereichen
der Kfz-Zulassung, des Führerscheinwesens
und Allgemeines Verkehrswesens. Durch das
Internet soll es ermöglicht werden, die Daten
im Bürgerbüro (als sogenanntes Frontoffice) zu
erheben und dann zentral im Straßenverkehrs-
amt in Werder (als sogenanntes Backoffice) zu
bearbeiten. Da das Kfz-Wesen in der Zustän-
digkeit der Kreisverwaltung liegt und norma-
lerweise nicht in den Gemeinden vor Ort ange-
siedelt ist, ist das Vorhaben des Projektes ein
vielschichtiger Vorgang. Zu Fragen von Orga-
nisation und Management, der Informations- und
Kommunikationstechnologien sowie der gesetz-
lichen Grundlagen müssen sich die Gemein-
den und der Kreis abstimmen.

Im Rahmen dieses Teilprojektes wurde die
Kundenbefragung in Verbindung mit dem Amt
für Verkehrswesen des Landkreises Potsdam-
Mittelmark in Werder durchgeführt. Ziel der
Umfrage war, das Interesse bzw. die Akzeptanz
der Kunden für neue, alternative Vertriebswege
(ortsnahes Bürgerbüro, heimischen Internetzugang)
von Verwaltungsleistungen, hier speziell von
Leistungen des Straßenverkehrsamtes, zu erfas-
sen und zu bewerten.

II. Durchführung der Umfrage

Als Ort für die acht Werktagen durchgeführte
Befragung wurden (aufgrund der Recherchen
im Vorfeld der Befragung) die Warteräume der
Sachgebiete Zulassungs- und Führerscheinstelle
des Straßenverkehrsamtes des Landkreises Pots-
dam- Mittelmark in Werder/ Havel ausgewählt.

Insgesamt wurden im Zeitraum der Befragung
668 Fragebögen ausgefüllt, von denen 10 als un-
gültig bewertet wurden. Die Größe der Gesamt-
stichprobe liegt also bei 658 Beobachtungen (gül-
tig ausgefüllte Fragebögen). Es muss allerdings
beachtet werden, dass bei Fragen mit mehreren
Antwortmöglichen die Anzahl der Nennungen
größer ist, als die der Beobachtungen.

III. Ergebnisse

Nach der Einzelauswertung der erhobenen
Daten lässt sich die Gruppe der Befragten wie
folgt charakterisieren: Von den 658 Befragten
waren rund zwei Drittel männlich und nur rund
ein Drittel weiblich. Darüber hinaus waren cir-
ca 75 Prozent aller Befragten berufstätig. Knapp
ein Drittel der Befragten gehörten der Alters-
gruppe bis 30 Jahre und  lediglich 19 Prozent
der Altersgruppe über 50 Jahre an.

Der überwiegende Teil der Befragten sind
Privatkunden, nur ein kleiner Teil Geschäfts-
kunden. Auch nimmt eine Vielzahl der Befrag-
ten die entsprechenden Verwaltungsleistungen
nur selten und unregelmäßig in Anspruch (0 –
1 mal pro Jahr). Nur ein kleiner Teil der Befrag-
ten nimmt hingegen die entsprechenden
Verwaltungsleistungen häufiger als 10 mal pro
Jahr in Anspruch.

Neue „Vertriebswege“ für Verwaltungsleistungen.
Ergebnisse einer Kundenbefragung
im Landkreis Potsdam-Mittelmark

Jörg Penning-Poggenbeck/Michael Scheske
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Die Herkunft der Befragten gliedert sich wie
folgt. Rund 44 Prozent der Befragten legten
zwischen 10 und 25 km und immerhin noch 38
Prozent der Befragten legten 25 bis max. 70 km
als Anfahrtsweg zurück. Dabei ergab die ge-
schätzte Anfahrtsdauer, dass über die Hälfte der
Befragten für den  Anfahrtsweg bis zu 30 min
und rund 40 Prozent der Befragten bis zu einer
Stunde benötigten. Frühere Erhebungen wei-
sen einen durchschnittlichen Anfahrtsweg zur
Inanspruchnahme von Leistungen ca. 20 km und
eine durchschnittliche Anfahrtsdauer von 30
Minuten aus. Als weitester Anfahrtsweg nach
Werder wurden nach Angaben des Straßenver-
kehrsamtes ca. 70 km ermittelt.

Auch diese Befragung belegte, dass ein Groß-
teil der Kundschaft des Straßenverkehrsamtes
erwartungsgemäß nicht aus dem direkten Ein-
zugsgebiet um Werder stammt.

Es zeigte sich, dass mehrheitlich eine Zufrie-
denheit mit den Öffnungszeiten vorliegt. Die-
jenigen, die mit den Öffnungszeiten unzufrie-
den waren, wünschten größtenteils eine Verlän-
gerung der Öffnungszeiten bis 20 Uhr. Am we-
nigsten wurden Öffnungszeiten bis 17 Uhr und
der Samstag als Öffnungstag nachgefragt. Die
vom Straßenverkehrsamt angebotenen Behör-
dentage Dienstag und Donnerstag mit langen
Öffnungszeiten wurden durch die Umfrage be-
stätigt.

Generell gibt es ein starkes Interesse an neu-
en Vertriebswegen für Verwaltungsleistungen.
Insgesamt sprachen sich die Befragten mehr-
heitlich für die Möglichkeit eines ortsnahen Lei-
stungsangebotes aus. Während rund 35 Prozent
der Befragten Verwaltungsleistungen auch über
den heimischen Internetzugang in Anspruch neh-
men würden, sprachen sich nur rund 17 Pro-
zent der Befragten weiter dafür aus, das Ange-
bot für Verwaltungsleistungen zentral  im Amt
nutzen zu wollen. Als Fazit ergibt sich, daß 81,6

Prozent der Befragten ein erhebliches Interesse
haben, die Verwaltungsleistungen in Anspruch
zu nehmen. Der Großteil der befragten Kund-
schaft würde dabei aus Gründen erhoffter Ko-
sten- und Zeitersparnis Verwaltungsleistungen
ortsnah im Bürgerbüro abrufen wollen, wie  die
Tabelle zeigt.

Eine weitere Analyse der Ergebnisse der
Umfrageten brachte folgende Erkenntnisse:

1. Das Interesse an einer ortsnahen  oder zentra-
len  Erledigung der Anliegen ist abhängig von
den privaten oder gewerblichen Gründen der
Leistungsinanspruchnahme. So gibt es inner-
halb des Privatkundensektors eine starke Prä-
ferenz für die ortsnahe Bearbeitung von An-
liegen und innerhalb des Geschäftskunden-
sektors ein überdurchschnittlich stark aus-
geprägtes Interesse nach zentraler Erledigung.
Das Interesse am heimischen Internetzugang  als
neuen Vertriebsweg für Verwaltungsleistun-
gen ist dagegen unabhängig von den priva-
ten oder gewerblichen Gründen der Leis-
tungsinanspruchnahme.

2. Es zeigte sich deutlich, dass der Wunsch nach
einer zentralen oder ortsnahen Erledigung der
Anliegen stark von der Entfernung des Hei-
matortes zum Straßenverkehrsamt und der
für die Anfahrt benötigten Zeit abhängt. Je
größer die Entfernung des Heimatortes und
die für den Anfahrtsweg in Anspruch genom-
mene Zeit wird, desto mehr nimmt der
Wunsch zu, die Anliegen an das Straßenver-
kehrsamt ortsnah zu erledigen. Und je kleiner
die Entfernung des Heimatortes und die für
den Anfahrtsweg in Anspruch genommene Zeit
wird, desto mehr nimmt der Wunsch zu, die
Anliegen an das Straßenverkehrsamt zentral zu
erledigen.  Dagegen ist das Interesse nach
Nutzung des heimischen Internetzugangs zur In-
anspruchnahme von Verwaltungsleistungen
von der zurückgelegten Entfernung und der
dafür benötigten Zeit unabhängig.

Wo würden Sie die Leistungen des Straßenverkehrsamtes bevorzugt in Anspruch nehmen?

Internet

Keine Angabe
Zentral im Straßenverkehrsamt beim zuständigen Sachbearbeiter
Ortsnah in Ihrem Amt/ Bürgerbüro bei einem allgemeinen Sachbearbeite
Vom heimischen PC über das Internet
GESAMT NENN.

Anz.Nenn. Häuf.

18 2,1% 
137 16,3% 
395 46,9% 
292 34,7% 
842 100% 
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3. Das Interesse an neuen Vertriebswegen für
Verwaltungsleistungen ist nur zum Teil vom
Alter der Kunden abhängig. Allein bei dem
Interesse Verwaltungsleistungen künftig über
den heimischen Internetzugang abzurufen be-
steht eine Abhängigkeit vom jeweiligen Al-
ter. So sind die älteren Kunden des Straßen-
verkehrsamtes eher abgeneigt, Verwaltungs-
leistungen zukünftig über den heimischen
Internetzugang abzurufen zu wollen und jün-
gere Kunden eher zugeneigt, Verwaltungs-
leistungen künftig über den heimischen
Internetzugang  abzurufen zu wollen. Das
Bedürfnis der Befragten, Verwaltungs-
leistungen zentral oder ortsnah in Anspruch
nehmen zu wollen, ist dagegen vom Alter
unabhängig.

4. Es zeigte sich, dass das Interesse an neuen
Vertriebswegenwegen für Verwaltungs-
leistungen unabhängig von der Zufrieden-
heit mit den Öffnungszeiten ist.

5. Das Interesse Verwaltungsleistungen ortsnah
bzw. über den heimischen Internetzugang in An-
spruch zu nehmen ist nur zum Teil vom Ge-
schlecht der Befragten abhängig. So tendie-
ren nach den Ergebnissen der Untersuchung
Männer eher zu der Nutzung des heimischen
Internetzugangs und Frauen eher zu einer orts-
nahen Erledigung ihrer Anliegen. Der
Wunsch einer zentralen Erledigung der An-
liegen ist vom Geschlecht unabhängig und
jeweils gleich schwach ausgeprägt.

6. Das Interesse an neuen Vertriebswegen für
Verwaltungsleistungen ist abhängig von der
Häufigkeit der Leistungsinanspruchnahme.
Dabei sind die Kunden, die Leistungen sel-
ten in Anspruch nehmen überwiegend Pri-
vatkunden und die Kunden, die Leistungen
häufiger in Anspruch nehmen überwiegend
gewerbliche Kunden. Gewerbliche Kunden,
welche die Leistungen des Straßenverkehrs-
amtes häufiger in Anspruch nehmen eher
bereit, ihre Anliegen zentral zu erledigen und
weniger bereit ihre Anliegen ortsnah oder
über den heimischen Internetzugang zu erledi-
gen. Umgekehrt sind Privatkunden, welche
die Leistungen des Straßenverkehrsamtes sel-
ten in Anspruch nehmen, eher bereit, ihre
Anliegen ortsnah oder über den heimischen
Internetzugang  zu erledigen.

7. Das Interesse an neuen Absatzwegen für
Verwaltungsleistungen ist zum Teil von der
Berufstätigkeit der Befragten abhängig. So
tendieren Berufstätige eher zu der Nutzung
des heimischen Internetzugangs und Nichtbe-
rufstätige eher zu einer ortsnahen Erledigung
ihrer Anliegen. Der Wunsch einer zentralen
Erledigung der Anliegen ist von der Berufs-
tätigkeit unabhängig und bei den Berufstäti-
gen, wie Nichtberufstätigen gleich schwach
ausgeprägt.

8. Die Befragten erhoffen sich von den neuen
Absatzwegen ortsnahes Bürgerbüro und heimi-
sches Internet am häufigsten eine Kosten- und
Zeitersparnis. Ein wichtiger Grund für das
Interesse am heimischen Internetzugang  als
künftigen Absatzweg für Verwaltungs-
leistungen ist darüber hinaus eine erhoffte
Unabhängigkeit von Öffnungszeiten. Für das
Interesse Leistungen des Straßenverkehrs-
amt weiterhin zentral in Anspruch zu neh-
men ist eine persönlichen, fachlichen Bera-
tung ausschlaggebend.

IV. Schlussfolgerungen

16,3 Prozent der Befragten favorisieren eine
Bearbeitung ihrer Anliegen in einem zentralen
Straßenverkehrsamt. Am häufigsten wurde hier
als Grund die persönliche, fachliche Beratung
angegeben. Auffallend ist, dass vor allem ge-
werbliche Kunden, die öfter die Leistungen des
Straßenverkehrsamtes in Anspruch nehmen, die
zentrale Bereitstellung der Leistungen bevor-
zugten.

Mit 46,9 Prozent bevorzugt die überwiegen-
de Mehrheit der Kunden des Straßenverkehrs-
amtes eine Erledigung ihrer Wünsche ortsnah
im Bürgerbüro. Als Gründe dafür wurden Ko-
sten- und Zeitersparnis, sowie die Unabhängig-
keit von Öffnungszeiten angegeben.

Über den heimischen Internetzugang wollen
34,7 Prozent der Befragten die Leistungen des
Straßenverkehrsamtes in Anspruch nehmen.
Auch hier wurden als Gründe eine Kosten- und
Zeitersparnis, sowie, bedeutend häufiger als bei
den Bürgerämtern, die Unabhängigkeit von Öff-
nungszeiten genannt.

Je weiter der Wohnort vom Straßenverkehrs-
amt entfernt liegt, desto häufiger wird eine de-
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zentrale Erledigung der Verwaltungsleistungen
genannt. Die mit dem Fahrtweg verbundenen
Kosten und Zeitaufwendungen dürften somit
für den Bürger die entscheidenden Gründe für
eine dezentrale Erledigung sein. Obwohl auch
die Unabhängigkeit von den Öffnungszeiten als
wichtiger Grund dafür genannt werden, lässt
sich kein Zusammenhang zwischen der Zufrie-
denheit mit den aktuellen Öffnungszeiten und der
Favorisierung eines Vertriebsweges feststellen.

Besonders bei den Männern, den Altersgrup-
pen bis 50 Jahre und den Berufstätigen liegt das
Interesse am heimischen Internetzugang als neuer
Vertriebsweg etwas über dem Durchschnitt.

Umgekehrt bevorzugen Frauen, die Alters-
gruppe über 50 Jahre und nicht berufstätige
Kunde die ortsnahen Bürgerämter.

Das Interesse am heimischen Internetzugang
ist nicht von den privaten oder gewerblichen
Gründen, der Häufigkeit der Leistungsin-
anspruchnahme und der Entfernung des Wohn-
ort der Kunden abhängig. In diesen Gruppen

ist das Interesse an der Nutzung von
Verwaltungsleistungen über den heimische
Internetzugang in etwa gleich stark ausgeprägt.
Der Umstand, dass rund ein Drittel der Befrag-
ten spontan, also ohne vorangegangene Infor-
mationsoffensive und ohne Erfahrungswerte,
bereit ist, Verwaltungsleistungen aus dem
Internet abzurufen stimmt optimistisch für die
weitere eGovernment-Strategie in Potsdam-
Mittelmark.

Die kommunale Selbstverwaltung ist ein Teil
des Staatsaufbaus, dessen Bedeutung in zuneh-
mendem Maße erkannt wird. Dies gilt nicht nur
für die nationale, sondern auch für die europäi-
sche Ebene. Ungarn als einer der hoffnungs-
vollsten EU-Beitrittskandidaten muß daher zum
zweiten Mal in einem Jahrzehnt seine Kommu-
nalverwaltung umgestalten: Nach 1989 wurde
das kommunistische Rätesystem in eine demo-
kratische Selbstverwaltung umgeformt, und vor
dem Jahrtausendwechsel begann man, die Kom-
munen und Komitate (regionale Selbst-
verwaltungseinheiten) europafähig zu machen.

Vor dem Hintergrund einer Selbstverwaltung,
die sowohl auf örtlicher als auch auf regionaler
Ebene auf  eine ungebrochene Tradition von
tausend Jahren zurückblicken kann, aber immer
wieder auch starke Erschütterungen von der
Türkenherrschaft über die Industrialisierung
und Sowjetisierung bis hin zum post-
kommunistischen Systemwechsel verarbeiten
mußte, lassen sich aus diesen Umbruchs- und
Modernisierungsprozessen nicht zuletzt auch für
Deutschland wichtige Lektionen ableiten und
Grundfragen einer modernen europäischen
Selbstverwaltung formulieren.

Herbert Küpper: Autonomie im Einheitsstaat. Geschichte und Gegenwart
der Selbstverwaltung in Ungarn,

Duncker & Humblot, Berlin 2002, 532 S.

Neunter Band der Schriftenreihe des
Kommunalwissenschaftlichen Instituts (KWIS)

Dipl-Soz. Jörg Penning-Poggenbeck ist wis-
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abrufbar und unter (0385) 525 26 55 erhält-
lich. Darunter befinden sich die
Abschlussberichte der drei Arbeitsgruppen.

Brandenburg

Neue Parlamentarische Dokumente (Auswahl):

-Kleine Anfrage der PDS-Fraktion: Auswirkun-
gen der Gemeindegebietsreform im Melde-
wesen. Drs. 03/3029 v.  4.7.2001, Antwort
Drs. 03/3132 v. 06.08.2001
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-Mündliche Anfrage der PDS-Fraktion:
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Stadt Dessau. Drs. 3/4325; Antw. der LR Drs.
3/4475 v. 24.4.01

-Kleine Anfrage der CDU-Fraktion: Freiwilli-
ge Phase nach dem Leitbild zur Reform der
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ge Phase nach dem Leitbild zur Reform der
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Phase nach dem Leitbild zur Reform der
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18.10.01.-Kleine Anfrage der CDU-Fraktion:
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Das Land Brandenburg steht vor großen bisher
kaum gelösten nicht nur verwaltungspolitischen
Herausforderungen. Aufgrund der Strukturschwä-
che des Landes ist der öffentliche Sektor noch
über lange Zeit der zentrale Akteur bei der Ent-
wicklung des Landes. Hier sei nur auf  die proble-
matische Entwicklung der Städte und Gemein-
den im äußeren Entwicklungsraum hingewiesen.
Um die Probleme erfolgreich anzugehen, braucht
es einen modernisierten und leistungsfähigen, nicht
einen unübersichtlichen und großen Staat. Das
Land Brandenburg hat insbesondere verwaltungs-
politisch nach wie vor einen deutlichen Rückstand
gegenüber vielen Bundesländern. Dies gilt trotz
erster Schritte, wie der voranschreitenden
Gemeindegebietsreform und ersten Modernisie-
rungs- bzw. Optimierungsschritten in der Landes-
verwaltung. Nachfolgend wird versucht vor al-
lem aus kommunaler Sicht einige Handlungsfelder
aufzuzeigen, die besondere Dringlichkeit besitzen.
Dabei wird weder systematisch noch umfassend
vorgegangen. Vielmehr sind die durchaus auch
subjektiv gefärbten Aussagen als Anregung für
ein weiteres Nachdenken und vor allem entschlos-
senes Handeln zu verstehen.

1. Mit der Reform im Land Vorbild für kom-
munale Modernisierung schaffen

Zu erst einmal ist die Landesregierung aufgefor-
dert, mit einer wirklichen Verwaltungsreform auf
Landesebene – d.h. einer Reform, die über die
Bildung einschlägiger Kommissionen und wenig
substanzielle Teilschritte weit hinaus geht – den
Kommunen ein glaubwürdiges Vorbild für not-
wendige eigene Reformen zu werden. Wenn auch
mittlerweile erste Schritte zu verzeichnen sind, ist
das Erreichte keineswegs zufriedenstellend. So gab
es mit dem Verwaltungs-reformkongress der Lan-
desregierung ein deutliches politisches Signal und
vernehmbare Ergebnisse der Stabsstelle in der
Staatskanzlei. Insgesamt kann der Stand jedoch
nicht befriedigen. Als Beleg sei u.a. auf die im
Internet unter der Überschrift „format (b) – In-
formationen zur Verwaltungsmodernisierung in
Brandenburg“ durch die Staatskanzlei veröffent-
lichen Ausführungen verwiesen (http://
www.brandenburg.de/sixcms/list.php/format_b).
Die Überlegung, für die Verwaltungsreform ein

öffentliches Forum zu schaffen, ist auf  jeden
Fall zu begrüßen. Auch die Art und Weise, wie
die Stabsstelle in der Staatskanzlei mit ihren we-
nigen Ressourcen agiert, verdient Unterstützung.
Allein die bisher erreichten Ergebnisse können
nicht befriedigen.

Brandenburg hat einen deutlichen Moder-
nisierungsrückstand gegenüber einer Vielzahl von
anderen Bundesländern. Selbst die eher zurück-
haltend formulierten Ziele der Koalitionsverein-
barung (vgl. Kapitel 5.4 „Verwaltungsreform“, ins-
besondere 5.4.1 „Verwaltungsoptimierung“, Text
u.a. unter http://www.brandenburg.de/spd-
fraktion/2wirueberuns/koalitionsvertrag.html)
werden nicht erreicht. Es braucht sowohl eine
Debatte über den Umfang der öffentlich wahrzu-
nehmenden Aufgaben (Aufgabenkritik) als auch
eine interne Verwaltungsmodernisierung (ein auf-
geklärtes Neues Steuerungsmodell und Electronic
Government). Dies betrifft insbesondere die Viel-
zahl der Aufgaben, die in unzähligen nachgeord-
neten Landesbehörden wahrgenommen werden.
Hier ist es Aufgabe der Querschnittsbereiche, sich
mit Unterstützung des Landtages stärker gegen
die einzelnen Fachministerien und ihre nachge-
ordneten Behörden durchzusetzen, die zumeist
zahlreiche Begründungen für die herausragende
Bedeutung gerade ihrer Aufgaben vortragen kön-
nen. Allerdings spricht die mitunter kritische Ent-
wicklung bestimmter Politikfelder in Brandenburg
nicht immer für die Performance der Landes-
behören und oft wäre eine dezentrale/kommuna-
le Aufgabenerledigung bzw. der Verzicht auf  be-
stimmte Aufgaben adäquater, zumal dann, wenn
das Handeln der Landesebene eine zusätzliche
Belastung für die Kommune darstellt (u.a. durch
Erhebungen, mehrmalige Abstimmungen usw.).

Um den Reformwillen der Landesregierung zu
verdeutlichen, wäre eine Verkleinerung des Ka-
binetts ein weithin sichtbarer Einstieg in eine in-
tensive Modernisierungsphase, wofür im übrigen
u.a. im Gutachten des Bundes der Steuerzahler
ein konkreter Vorschlag unterbreitet wurde. Ein
Verzicht an Häuptlingen ist nach wie vor ein wich-
tiges Argument für die Motivation der Indianer.
Politisch getragen werden sollte die Modernisie-
rung vom Ministerpräsidenten und dem Innenmi-

Verwaltungspolitischer Zwischenruf
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nister, auch aus politischen Gründen. Wer, wenn
nicht diese beiden zentralen Akteure der Politik
in Brandenburg, könnte dauerhaft sowohl dem
Landtag als auch der Landesverwaltung den Ein-
druck vermitteln, dass eine erfolgreiche
Verwaltungspolitik ein zentraler Erfolgsfaktor für
das Land Brandenburg ist. So finden sich beide
auch in format (b) wieder, allerdings noch nicht
in einer Form, die wirklich den notwendigen
Schwung für eine nachhaltige Modernisierung
verspricht http://www.brandenburg.de /sixcms/
detail.php/13459.

2. Verhältnis von Staat und Kommunen ver-
ändern

Weiterhin sollte das Land sein Verhältnis zu den
Kommunen überdenken. Mehr Partnerschaft
statt Aufsicht, gemeinsames Lösen von gesell-
schaftlichen Aufgaben statt übertriebenes Set-
zen von Standards durch das Land, das den
Kommunen keinen Raum mehr für eine eigen-
verantwortliche Aufgabenerfüllung lässt. Die
bisherigen Schritte zum Abbau von Normen
und Standards können bestenfalls als halbher-
zig bezeichnet werden und führten eher zur Fru-
stration der auf kommunaler Seite beteiligten
Akteure. Darüber hinaus entsteht mitunter der
Eindruck, dass Fachministerien ihre Problem-
lösungskompetenz deutlich höher als die der
Kommunen bewerten. Dies soll hier nicht wei-
ter bewertet werden, es erweist sich jedoch im-
mer dann als problematisch, wenn dies zu un-
nötigen Doppelarbeiten führt. Es lässt sich wohl
feststellen, dass die vormals mit größerem Elan
betriebene Funktionalreform tendenziell versan-
det ist.

Das Verhältnis von Staat und Kommunen eig-
net sich in unserer Zeit nicht mehr für ein Ver-
hältnis von Über- und Unterordnung, sondern für
eine gemeinsames Agieren. Dafür bietet sich die
Einrichtung von weitergehender Experimentier-
klauseln an, die u.a. eine gemeinsame Weiterent-
wicklung von Haushalts- und Personalrecht er-
möglichen, und so zu mehr Wirtschaftlichkeit in
den Verwaltungen führt. Zielstellung sollte ein
gemeinsames Lernen mit dem Ziel der Steigerung
von Problemlösungskompetenz sein. In diesem
Zusammenhang ist auch noch einmal auf das The-
ma Finanzausstattung der Kommunen zu verwei-
sen. Sie ist trotz aller gegenteiligen Aussagen des
Landes wohl in ihrer Höhe als zu gering anzuse-
hen und zudem von Schwankungen bedroht. Hier
bedarf es einer dauerhaften Lösung, die den Kom-
munen mehr Planungssicherheit bietet.

3. Dauerhaft tragfähige Strukturen im kreis-
angehörigen Raum schaffen

Das Innenministerium arbeitet sehr intensiv dar-
an, im Rahmen der bald ablaufenden Frei-
willigkeitsphase möglichst viele Zusammen-
schlüsse genehmigen zu können. Wie auch im-
mer die Art und Weise der Freiwilligkeit beur-
teilt wird, eine Vielzahl von Gemeinden hat sie
für Zusammenschlüsse genutzt (siehe dazu u.a.
die Pressemitteilung des Ministeriums des In-
nern Nr. 121/01 vom 30. November 2001, http:/
/www.brandenburg.de/land/mi/presse/ pm01/
pm121.htm). Der Landtag hat mehrheitlich den
Kurs des Innenministers bestätigt und seine
Fortsetzung angeregt (Landtag Brandenburg, 3.
Wahlperiode  Drucksache 3/3457-B, Entschlie-
ßung des Landtages Brandenburg: Fortsetzung
der erfolgreichen Gemeindestrukturreform,
vom 24. Oktober 2001, http://www.starke-
gemeinden.de/grundlagen/lt_3_3457 _b.htm).
Die Aktivitäten des Gemeindetags werden aller
Voraussicht nach nicht von Erfolg gekrönt sein,
sie gleichen zwischenzeitlich mitunter etwas
verzweifelten Durchhalteparolen (http://
www.gemeindetag-brandenburg.de). Doch auch
wenn die Reform weitgehend entsprechend der
Leitlinien durchgesetzt wird, bleiben viele Fra-
gen offen. So bleibt unklar, ob nicht in einigen
Fällen der Zusammenschluss von Ämtern not-
wendig gewesen wäre. Dies gilt u.a. in den Fäl-
len, wo die Zahl von 5.000 Einwohnern dauer-
haft unterschritten wird oder teilweise für den
Raum um Berlin. Weiterhin gibt es eine Zahl
von Einzelfällen, in denen die strikte Befolgung
der Leitlinien nur bedingt geboten erscheint. Dies
gilt bspw. im Randbereich des engeren Ver-
flechtungsraumes, wo weder eine direkte Grenze
zu Berlin vorhanden, noch eine Verdichtung der
Siedlungsstruktur anzutreffen ist. Im äußeren
Entwicklungsraum gilt es für Fälle in denen nun
eine Einheitsgemeinde vorgesehen ist, obwohl die
Amtsstrukturen u.a. aufgrund zahlreicher freiwil-
liger Gemeindezusammenschlüsse in den letzten
Jahren tragfähig sind. Fraglich bleibt zudem, ob
die Regelungen der neuen Ortsteilverfassung die
Zentralisierungsgewinne nicht wieder gefährden.
Wenn insbesondere die Verwaltungskosten als
wesentlicher Problempunkt gewesen werden, geht
aus der untenstehenden Grafik deutlich hervor,
dass das institutionelle Modell nur einen gewis-
sen Einfluss besitzt (u.a. auf die Zahl der Be-
schäftigten und die Qualität des Verwaltungs-
handelns). Hier sind unbedingt die Rahmenbedin-
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gungen zu verbessern. Können bestimmte negati-
ve Trends vor allem im äußeren Entwicklungs-
raum nicht umgekehrt werden, droht ein nächster
Zentralisierungsschub, um überhaupt funktionie-
rende öffentlichen Strukturen bieten zu können.

4. Alternative Dienstleistungsangebote für
den ländlichen Raum schaffen

Vor allem für den ländlichen Raum – in erster
Linie im äußeren Entwicklungsraum – sind in ab-
sehbarer Zeit alternative, integrierte Dienstlei-
stungsangebote des öffentlichen Bereichs erfor-
derlich. Angesichts der jetzt schon dünnen Besie-
delung und oft deutlichen Reduzierung der Ein-
wohnerzahlen sind klassische Strukturen kaum
mehr zu halten. Es ist zu prüfen, inwieweit durch
neue Formen der integrierten Dienstleistungs-
erbringung (gemeinsames Angebot von Kreis- und
Gemeinde-/Amtsverwaltungen und weiteren öf-
fentlichen sowie privaten Anbietern unter Nut-
zung moderner Kommunikationstechnologie) die
Schwächung bestehender Verwaltungseinheiten
(bspw. bei Ämtern mit deutlich weniger als 4.000
Einwohnern sowie flächenmäßig großen Kreisen
mit geringer Bevölkerungsdichte) aufgefangen
werden kann. Dies ist neben dem Rückgang der
Bevölkerungszahlen und der damit perspekti-
visch einhergehenden Vergrößerung von Ver-
sorgungsgebieten und auch aufgrund der Strei-
chungen beim ÖPNV, die die Mobilität vieler
Bürgerinnen und Bürger weiter einschränken
wird, dringend geboten.

Mittlerweile gibt es hierzu erste Ansätze, u.a.
im Landkreis Potsdam-Mittelmark. Gefördert durch
Mittel des Landes beteiligt sich auch die Univer-
sität Potsdam an diesem Projekt. Der große Vor-
teil der Informationstechnologie für ein Land mit
der Struktur Brandenburgs liegt in der Möglich-
keit der Überbrückung großer räumlicher Entfer-
nungen. So können Dienstleistungen zentral pro-
duziert und trotzdem dezentral angeboten wer-
den. Es wird möglich, Effizienz und Bürgernähe
miteinander zu verbinden.

5. Qualifizierungs- und Modernisierungs-
offensive starten

Die disparate Entwicklung von äußerem
Entwicklungs- und engeren Verflechtungsraum
stellt die Städte, Gemeinden und Landkreise zu-
dem vor weitere Herausforderungen. Während
in den Gebieten um Berlin Probleme aufgrund
des großen Zuzugs entstehen – so müssen in kür-

zester Zeit deutliche Investitionen u.a. in den Be-
reichen Schule, Kita und Infrastruktur erfolgen –
kämpfen viele Kommunen im äußeren
Entwicklungsraum gegen Bevölkerungsverluste
und die Schließung kommunaler Einrichtungen
(vgl. zum Thema Schulen u.a. http://
www.brandenburg.de/land/mbjs/schule/
31kgs.htm). Hier ist von einer Schrumpfung von
Städten und Gemeinden auszugehen. Beide
Trends führen zu großen Belastungen der Kom-
munalverwaltung. Um hier eine entsprechende
Leistungsfähigkeit zu sichern, ist eine
Qualifizierungs- und Modernisierungsinitiative
erforderlich, die in Kooperation von Landesre-
gierung, kommunalen Spitzenverbänden, den Ar-
beitnehmervertretungen und der Wissenschaft
getragen werden sollte. Hier ist insbesondere an
die Vielzahl kleiner hauptamtlicher Kommunal-
verwaltungen zu denken. Neben den oben ange-
sprochenen strukturellen Veränderungen ist das
Verwaltungspersonal vor Ort der entscheidende
Faktor für die Qualität des Verwaltungshandelns.

6. Handeln, Handeln, Handeln

Dass Verwaltungsreform nicht an fehlenden
Konzepten sondern am unzureichenden Han-
deln der Akteure krankt, ist eine durch die Pra-
xis leider zu oft bestätigte Binsenweisheit. All-
zu sperrig scheint das Thema Verwaltungspolitik
vor allem für den Landtag der bis auf wenige
Ausnahmen das Thema nur am Rande begleitet.
Wenn auch nicht ausreichend empirisch abgesi-
chert, sei als Beleg für diese These auf die
Internetpräsentationen der im Landtag vertrete-
nen Parteien verwiesen. Dafür, dass sich ein
zukünftiges Desinteresse am Thema rächt, wird
schon der sich weiter verschärfende Gegensatz
zwischen den Ansprüchen an den öffentlichen
Bereich – dies gilt auch für seine Leistungsfä-
higkeit – und den unzureichenden finanziellen
Mitteln sorgen. Wie heißt es so schön bei Fon-
tane und stand über Jahre auf  den Landeshaus-
halten: „Am Mute hängt der Erfolg“.

Dipl.Pol. Christian Maaß ist wissenschaftli-
cher Mitarbeiter am Lehrstuhl Public Manage-
ment der Universität Potsdam.
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Bestellschein

Sollten Sie noch nicht in unserem Verteiler sein, haben Sie
die Möglichkeit, das KWI-Info direkt zu bestellen.

Universität Potsdam
Kommunalwissenschaftliches Institut
Am Park Babelsberg 14

14482 Potsdam

Fax: 0331/9774531

Zukünftig möchte ich das KWI-Info direkt erhalten

Name:

Vorname:

Behörde/Institution/privat:

Organisationseinheit:

Telefon:

Postanschrift:

Datum:

Unterschrift:
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